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Vorwort des Ausschusses

Vor dem Hintergrund eines wachsenden Potenzials an Besuchern von GroBschutzgebieten
(Nationalparks, Biosphéirenreservate, Naturparks) gewinnt die Frage an Bedeutung, wie
dieses ausgeschopft werden kann, ohne dass Schutzziele gefahrdet werden. Dies war An-
lass fiir einen Antrag des Ausschusses fiir Tourismus, das Thema Tourismus in GrofB3-
schutzgebieten durch das Biiro fiir Technikfolgenabschitzung beim Deutschen Bundestag
(TAB) bearbeiten zu lassen. Der Ausschuss fiir Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschitzung hat diesem Wunsch entsprochen, sodass das TAB Ende 1999 das TA-Projekt
»Entwicklung des Tourismus in GroBschutzgebieten — Wechselwirkungen und Koopera-
tionsmoglichkeiten von Naturschutz und regionalem Tourismus* beginnen konnte. Ein be-
reits im Sommer 2001 erstellter Hintergrundbericht (TAB-Hintergrundpapier Nr. 5) doku-
mentiert einen Teilbereich des Projektes.

Gegenstand des vorliegenden Endberichtes ist eine Bestandsaufnahme und Bewertung der
Rahmenbedingungen, der Chancen und Konflikte sowie der Gestaltungsmoglichkeiten ei-
nes zukunftsfahigen Tourismus in GroBschutzgebieten, der zugleich neue Ansatzpunkte
fiir eine nachhaltige Regionalentwicklung bieten kdnnte.

Die in den letzten Jahren wachsenden Belastungen durch den Tourismus sowohl in 6kologi-
scher als auch in sozialer und 6konomischer Hinsicht fiihrten vielfach — auch auf regionaler
Ebene — zu Ansétzen einer Umorientierung. Touristische Entwicklungen sollen unter Einbe-
zug aller Beteiligten so gesteuert werden, dass Natur (und Kultur) als Grundlage des Touris-
mus dauerhaft erhalten bleiben. In vielen, insbesondere peripheren Regionen und solchen in-
nerhalb oder in der Ndhe von Schutzgebieten, wird in einem solchermaf3en ,,nachhaltigen
Tourismus* zugleich auch die Chance zu einer ,,nachhaltigen Regionalentwicklung® insge-
samt gesehen. Mit nachhaltigem Tourismus ist dabei kein alternatives oder elitdres Segment
der Entwicklung des Tourismus gemeint, sondern vielmehr ein Tourismus, der die natiir-
lichen, sozialen und kulturellen Belange gleichberechtigt beriicksichtigt, die Ressourcen
langfristig schont sowie zu einer tragfahigen Wirtschaftsentwicklung beitrégt.

Die Nutzung touristischer Angebote im Zusammenhang mit Grof3schutzgebieten ist bereits
jetzt beachtlich. Dieser Tourismus liefert dabei einen nicht zu unterschiatzenden Beitrag zur
Stirkung des Binnentourismus in Deutschland allgemein und zur Entwicklung regionaler
Potenziale. Tourismus in Grof3schutzgebieten stellt dabei eine Alternative zu flichen- und
infrastrukturintensiven Freizeitnutzungen in Form von z. B. Freizeit- oder Ferienparks dar.

Die Perspektive einer produktiven Partnerschaft zwischen Naturschutz und Tourismus be-
ruht auf der Einsicht und der Erfahrung, dass ihre Verkniipfung fiir beide als Konflikt- und
Kooperationspartner positive Effekte zeitigen kann. Auch wenn sich diese Effekte nicht
von selbst ergeben und ein Interessenausgleich nur durch eine sorgfiltige Planung, Ein-
beziehung aller Betroffenen und flankierende MaBnahmen erreicht werden kann, diirfte es
sich lohnen, das Modell und die Praxis eines Zusammenwirkens von Tourismus, Natur-
schutz und Regionalentwicklung im Kontext von GroBschutzgebieten als ein auch 6kono-
misch attraktives Konzept weiter zu verfolgen und auszubauen.

Im Resultat zeigt der vorliegende TA-Bericht ein umfassendes und sehr differenziertes
Bild des Standes und der Perspektiven des Tourismus in Grof3schutzgebieten auf und bie-
tet daher dem Deutschen Bundestag eine umfangreiche und differenzierte Informations-
grundlage zu den Potenzialen einer sozialvertraglichen und umweltschonenden Nutzung
und Entwicklung von Kultur und Natur in den Regionen Deutschlands.

Berlin, 21. August 2002

Der Ausschuss fiir Bildung, Forschung und Technikfolgenabschitzung

Ulrike Flach Ulla Burchardt Axel E. Fischer
Vorsitzende/ Berichterstatterin Berichterstatter
Berichterstatterin

Hans-Josef Fell Angela Marquardt

Berichterstatter Berichterstatterin
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Zusammenfassung

Beauftragung, Zielsetzung des Projekts

Das TA-Projekt ,,Entwicklung des Tourismus in Grof3-
schutzgebieten — Wechselwirkungen und Kooperations-
moglichkeiten von Naturschutz und regionalem Touris-
mus“ geht auf eine Anregung des Ausschusses fiir
Tourismus aus dem Frithsommer 1999 zuriick. Das TAB
sollte beauftragt werden, eine Analyse von Tourismus und
Naturschutz in National- und Naturparken sowie Bio-
sphirenreservaten in Deutschland vorzunehmen. Das
vom TAB entsprechend konzipierte TA-Projekt wurde im
Anschluss an eine zustimmende Beschlussfassung des
Ausschusses fiir Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschétzung Ende 1999 begonnen.

Im Rahmen des TA-Projektes wurde bis zum Sommer
2001 ein Hintergrundbericht erstellt (TAB-Hintergrund-
papier Nr. 5), der einen Teilbereich des Projektes doku-
mentiert. Das Hintergrundpapier gibt einen Uberblick
iiber exemplarische Projekte, die Ziele des Naturschutzes,
der Stirkung der regionalen Landwirtschaft und der For-
derung der Tourismusentwicklung durch einen iibergrei-
fenden Ansatz verwirklichen wollen (Stand 8/2001). Die
wichtigsten Informationen zu den Projekten einer Koope-
ration von Naturschutz und regionalem Tourismus mit
Bezug zu GroBischutzgebieten wurden zusammengestellt,
die Darstellung erfolgte in Form von strukturierten
»Steckbriefen. Diese ermoglichen einen Uberblick iiber
das bestehende eindrucksvolle Netzwerk von Initiativen
einer produktiven Partnerschaft von Naturschutz und
Tourismus in Deutschland.

Gegenstand des nun vorliegenden Endberichtes ist eine
Bestandsaufnahme und Bewertung der Rahmenbedin-
gungen, der Chancen und Konflikte sowie der Gestal-
tungsmdglichkeiten eines 6konomisch tragfahigen sowie
6kologisch und sozial vertraglichen Tourismus in Grof3-
schutzgebieten, der zugleich innovative Ansatzpunkte fiir
eine nachhaltige Regionalentwicklung bieten konnte.
Diese Thematik steht im Zentrum des Berichtes (Kapi-
tel IIT, IV und V).

Grofischutzgebiete

Im vorliegenden Bericht geht es um Nationalparke (NLP),
Biosphirenreservate (BR) und Naturparke (NRP) (s. hierzu
bes. Kapitel IT). Alle drei entsprechen der Definition eines
so genannten GroBschutzgebietes (GSG). Gemeinsam ist
ihnen, dass nur mit den unterschiedlichen Schutzzielen
konforme touristische Nutzungen méglich sind. Einrich-
tungen des Massentourismus sowie flichen- und infra-
strukturintensive bzw. technische Freizeitnutzungen las-
sen sich i.d.R. nicht mit ihren Zielen vereinbaren. Die
drei Typen von GroBschutzgebieten weisen aber in we-
sentlichen Dimensionen Unterschiede auf:

— Bei Nationalparken steht die Natur im Mittelpunkt.
Umfangreiche ressourcenverbrauchende Aktivititen
oder Landnutzungsformen sind nicht moglich. Touris-
mus und Erholung ist auch ein wichtiges Ziel, jedoch
nur insoweit, als damit keine (unvertretbaren) Nega-
tiv-Auswirkungen auf die Natur verbunden sind. Die
13 deutschen Nationalparke reprasentieren Ausschnitte
wesentlicher GroBllandschaften mit europdischer (bei
Wattenmeer und Buchenwildern sogar weltweiter)
Bedeutung. NLP nehmen insgesamt etwa 2 % der Ge-
samtflache Deutschlands ein — rund 80 % davon ent-
fallen auf Wasser- und Wattflaichen an Nord- und
Ostsee.

— Biosphérenreservate sind international bedeutsame
Natur- und Kulturlandschaften, die sich aufgrund
neuer, am Prinzip der Nachhaltigkeit ausgerichteter
Bewirtschaftungsweisen zu Modellregionen mit Vor-
bildcharakter entwickeln sollen. Insofern bietet sich in
BR die Moglichkeit, auf groBer Flache neue Wege in
der Landbewirtschaftung zu entwickeln. Touristische
Entwicklung im Rahmen von Modellprojekten ist spe-
ziell in Entwicklungszonen von Biosphérenreservaten
moglich und erwiinscht. In Deutschland gibt es mitt-
lerweile 14 von der UNESCO anerkannte BR, die etwa
4,5 % der Gesamtflache Deutschlands einnehmen.

— Bei Naturparken, die als integrierte Bestandteile der
Raumordnung anzusehen sind, steht der Mensch im
Mittelpunkt. Die mehr als 90 NRP (24 % Anteil an der
Gesamtflache) stellen fiir die Erholung geeignete re-
gional bedeutsame Kulturlandschaften dar, deren Er-
halt hdufig groBflachig mit lenkenden Eingriffen und
Nutzungen verbunden ist. NRP sind offen fiir regio-
nalen Tourismus in zahlreichen Varianten. Mittels
nachhaltiger Landnutzungsformen besteht wie in BR
die Maoglichkeit, spezifische, regionaltypische ,,Pro-
dukte* zu entwickeln und zu vermarkten. Naturparke
bieten somit hinsichtlich der touristischen Entwick-
lung zahlreiche Moglichkeiten.

Tourismus in Grof3schutzgebieten

Der Tourismus spielt in allen Grof3schutzgebieten bereits
heute eine beachtliche Rolle, insbesondere Nationalparke
sind hiufig Tourismusmagnete (s. hierzu bes. Kapitel III).
Eine grobe Aufgliederung der touristischen Strome in
zwei Gruppen zeigt, dass der Tagestourismus verglichen
mit dem Ubernachtungstourismus in Deutschland die do-
minante Rolle inne hat (besonders in Naturparken). Die
Zahl der Tagesausfliige in Reisegebiete, in denen Grof3-
schutzgebiete liegen, iiberwiegt die der Ubernachtungen
deutlich — teilweise um ein Vielfaches. Umgekehrt ist
auch erkennbar, dass dort, wo der Anteil der Tages-
ausfliigler am Gesamtbesucheraufkommen im jeweiligen
Reisegebiet besonders hoch ist, sehr viele GSG liegen.
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Zentrale Reisemotive von Touristen sind durch Grof3-
schutzgebiete als Destinationen sehr gut ansprechbar. In
Umfragen erzielen die Reisemotive, die intakte Natur und
Umwelt als Basiselement aufweisen, zumeist hohe Werte.
Zu den Reisemotiven, die eine Entscheidung zu einem
Besuch eines Natur-/Nationalparks unterstiitzen koénnen,
zdhlen ,,reinere Luft”, ,sauberes Wasser®, ,,aus der ver-
schmutzten Umwelt herauskommen* und , Natur erle-
ben®. Diese Motive sind seit Jahren fiir mehr als ein
Drittel der deutschen Bevdlkerung entscheidende Reise-
motive.

Marketing fiir Grof3schutzgebiete

Angesichts zahlreicher attraktiver Moglichkeiten, die der
Tourismus bietet, sollte es fiir alle GSG, Kommunen und
Regionen eine zentrale zukiinftige Aufgabe sein, die be-
reits jetzt manifeste Nachfrage an sich zu binden und neue
abzurufen. Grofschutzgebiete bieten als positive Image-
trager die Mdglichkeit, sich im Wettbewerb als unver-
wechselbare und attraktive Destination flir spezifische
Zielgruppen zu positionieren. Da die meisten Besucher
von GSG Tagesausfliigler sind, miissten sich Marketing-
anstrengungen besonders auf diese Klientel bezichen —
aus Tagesausfliiglern sollten Ubernachtungsgiste werden.
Prinzipiell ist es ein schwieriger Balanceakt, die Ange-
botsstruktur angemessen und ausgewogen auszurichten.

Ein attraktives Marketing und effizientes Management fiir
Grofischutzgebiete, mit dessen Hilfe bisherige Besucher
gebunden und neue Zielgruppen angesprochen werden,
konnte jedoch Beitrdge zur Stirkung des Binnentouris-
mus in Deutschland, zur nachhaltigen Entwicklung endo-
gener regionaler Potenziale und zum Klimaschutz bieten.

Die Voraussetzungen hierfiir miissen aber verbessert wer-
den. Zwar reagieren zahlreiche Verwaltungen von GSG
auf die Bedeutung des Tourismus u. a. mit Maflnahmen
zur Verbesserung der Infrastruktur, der Informations- und
Kommunikationsangebote sowie des Marketings. Solche
Aktivitdten sind aber noch zu selten in ein strategisches
Gesamtkonzept eingebettet und erfolgen oftmals noch zu
wenig professionell. Der Schwerpunkt der Informations-
aktivitdten liegt zumeist bei eher klassischen Formen
(Broschiiren, Karten, Infozentren) sowie der Angebotsge-
staltung in Form von Veranstaltungen, Fiihrungen etc.
Eine auf Anregung des TAB durchgefiihrte Befragung
(vgl. Diepolder/Feige 2000) ergab, dass GSG erst in An-
sdtzen eine erlebnisorientierte Vermarktung ihrer vielfal-
tigen Naturerlebnismdglichkeiten betreiben.

Aus einer marketingorientierten Perspektive ergibt sich,
dass ein strategisches Produktportfolio und eine entspre-
chende Angebotspolitik vor allem fiir Nationalparke der-
zeit nicht ausreichend etabliert ist. Zur Relativierung sei
jedoch angemerkt, dass dies fiir den regionalen Tourismus
in Deutschland insgesamt gilt.

Die deutschen Tourismusdestinationen setzen bislang
noch zu selten auf eine mit klar formulierten Produktli-
nien ausgerichtete Angebotspolitik im Rahmen eines
Zielportfolios. Ziel miisste es deshalb sein,

— die Angebotsvielfalt insgesamt deutlich zu erh6hen,
— bei attraktiven Angeboten Prioritdten zu setzen,

— die Themen- und Erlebnisorientierung der Angebots-
gestaltung zu steigern,

— systematisch nach Angebotsfeldern zu suchen, mit de-
nen sich Mittel erwirtschaften lassen, die dann wie-
derum fiir Schutzzwecke eingesetzt werden kénnen.

Ein weiterer Ansatzpunkt ist die Zusammenarbeit mit tou-
ristischen Organisationen. Hier sind — so das Ergebnis
einer Recherche bei 13 Landestourismus-Organisationen
der Flachenbundesldnder — positive Ansétze insofern
erkennbar, dass alle GSG-Verwaltungen wissen, welche
Organisationen es in ihrer Region gibt und wer Ansprech-
partner ist. Kooperation manifestiert sich u. a. auch in
Arbeitskreisen, gemeinsamen Projekten und Messebe-
suchen.

Gleichwohl ist anzumerken, dass umgekehrt Grof3schutz-
gebiete bei den Tourismusorganisationen noch nicht in-
tensiv genug als Destinationen ins Bewusstsein geriickt
sind und entsprechend beworben werden. Dies zeigt sich
schon in dem trivialen Umstand, dass die Mehrzahl der
Landestourismusorganisationen nur mangelhaft mit In-
formationen zu GSG ausgestattet sind, wobei zu vermu-
ten ist, dass dies auch fiir die regionalen Organisationen
gilt.

Aktives Umfeldmanagement

GroBschutzgebiete sollten nicht als ,,Inseln® betrachtet und
behandelt werden. Sie sind Teil einer Region und bilden
z. B. mit angrenzenden (Schutz-)Gebieten und Gemein-
den einen Verflechtungsraum. Strukturen und Entwick-
lungsprozesse in einem Teil konnen vielféltige (Wech-
sel-)Wirkungen mit anderen Teilen zur Folge haben.
Durch entsprechende Auflagen u. a. fiir NLP bedingt, fin-
den z. B. Ausgleichsmafinahmen fiir die Landwirtschaft,
Trassenfithrungen von Verkehrswegen, Besucherlenkungs-
mafBnahmen héufig im Umfeld der Schutzgebiete statt
und nicht direkt innerhalb. Auch ist der anthropogene Ent-
wicklungsdruck im Vorfeld der GSG oftmals hdher als im
Schutzgebiet selbst.

Die Region wird die Entwicklungspotenziale, die sich aus
der Existenz eines Schutzgebietes ergeben, gerade auch
im Tourismus, nur optimal nutzen kdnnen, wenn Natur-
schutz und Parkmanagement mit der Regionalentwick-
lung abgestimmt sind. Zur Vermeidung einer ,,s0zio-
O6konomischen Verinselung® ist es deshalb unabdingbar,
GroBschutzgebiete in regionale und kommunale Planun-
gen so weit zu integrieren, dass einerseits die Schutz-
gebietsinteressen und andererseits die kommunalen
Interessen, insbesondere die der Anrainergemeinden, auf-
gegriffen und abgestimmt werden kénnen.

Hierzu miissten die einschldgigen Parameter identifiziert
und beobachtet und die Verflechtungsbeziehungen analy-
siert werden. Ein diesbeziiglich von Fachleuten vorge-
schlagenes Monitoring, das 6kologische und soziodkono-
mische Aspekte integriert erfasst, hat sich aber noch nicht
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etabliert und wird erst in Ansdtzen praktiziert. Mit ihm
konnten u. a. eine Datenbasis fiir Planungen und Ent-
scheidungen aufgebaut und Entwicklungspotenziale in
GSG und ihrem Umfeld identifiziert werden.

Die Beobachtung der soziodkonomischen Entwicklung
sowie die Dokumentation von Managementmafnahmen
in den Grof3schutzgebieten sollen schlieflich zum einen
helfen, die Arbeit der GSG-Verwaltungen einer breiteren
Offentlichkeit — insbesondere in der jeweiligen Region —
zuganglich zu machen. Zum anderen sollen die Zusam-
menhénge mit der regionalen und lokalen Wirtschaft oder
den Besucherstromen besser als dies bisher der Fall war
verdeutlicht werden.

Offentlichkeitsarbeit und Kommunikation

Das Bewusstsein fiir die Notwendigkeit, aber auch die
Maglichkeiten einer professionellen Offentlichkeitsarbeit
und einer verbesserten Kommunikation wichst in vielen
Schutzgebietsverwaltungen. Dieser Prozess miisste sich
noch beschleunigen und intensivieren, da zielgruppenori-
entierte Information und Kommunikation sowohl mit
Einheimischen als auch Besuchern letztlich der Schliissel
zum Erfolg einer produktiven Partnerschaft von Natur-
schutz und Tourismus sind.

Offentlichkeitsarbeit sollte zwei miteinander verkniipfte
Dimensionen aufweisen: Kommunikation und Koopera-
tion. Informationsfliisse sollten kontinuierlich in beide
Richtungen gehen. Wichtig ist zudem, Kommunikations-
angebote aktiv zu gestalten und nicht nur als Reaktion auf
aulere Ereignisse zu entwickeln. All diese Anforderungen
umzusetzen bedeutet in der Konsequenz eine Professio-
nalisierung der Offentlichkeitsarbeit. Kommunikation
ohne Angebote zur Kooperation und Mitwirkung hingt in
der Luft. Deswegen sollten hierfiir Verfahren und Foren
angeboten werden:

— ,,Runde Tische*: Gespriache zwischen kommunalen
Schliisselpersonen und Nationalparkbediensteten
(wie bspw. praktiziert im NLP Bayerischer Wald, von
den Beteiligten sehr positiv aufgenommen).

— Zweckverband von Anwohnergemeinden: Das Ziel
ist, gemeinsame Interessen von Kommunen und
GroBschutzgebiet im Vorfeld zu koordinieren und das
Schutzgebiet in den Lebens-, Erholungs- und Wirt-
schaftsraum der Gemeinde gleichberechtigt zu inte-
grieren.

— Ausschuss zur direkten Beteiligung bei Entschei-
dungsfindungen (Biirgermeister, Landréte, National-
parkleitung): Ein solcher Ausschuss dient der Wah-
rung der Interessen Einheimischer und sorgt vor allem
flir Transparenz bei Planungen und Aktivitdten des
GSG.

Konflikte um Nutzungsinteressen
in Grofischutzgebieten

Der ,,Problemhaushalt® von GSG enthélt haufig erhebli-
che Konflikte um Nutzungsinteressen und tibergreifende
Akzeptanzprobleme mit der in den Gebieten wohnenden

Bevolkerung. So ist einmal offensichtlich, dass die 6ko-
logischen Schutzziele in einem latenten Spannungsver-
héltnis zu touristischen Entwicklungszielen stehen, da
attraktive Naturrdume in der Regel 6kologisch sensible
Landschaften sind, die durch touristische Nutzung ge-
fahrdet werden konnen. Soziale Spannungen kdnnen sich
ebenfalls ergeben: So werden mit der Verwirklichung von
Schutzzielen einhergehende Nutzungsbeschrankungen
nicht immer von der einheimischen Bevolkerung akzep-
tiert; es fehlt so u. U. an der wichtigen Identifikation der
Bevélkerung mir ,ihrem* Schutzgebiet. Okonomische
Probleme konnen sich schlieBlich fiir Teile der Bevol-
kerung und der dortigen Wirtschaft ergeben, da die Nut-
zungsbeschrankungen okonomische Nachteile fiir be-
stimmte Akteure resultieren und vom touristischen
Aufkommen nicht alle profitieren. Aus den unterschied-
lichen Zielen und Interessen resultieren in der Regel zahl-
reiche Spannungen und Konflikte.

Solche Probleme sind nahezu allen GroB3schutzgebieten
inhérent (s. hierzu Kapitel IV), auch wenn sie in Natur-
parken tendenziell weniger oder weniger intensiv auftre-
ten als in Nationalparken. Optische Veranderungen, Ein-
schrankungen der Bewegungs- und insbesondere von
Nutzungsmdglichkeiten werden abgelehnt und dabei spe-
ziell die Verwaltung als wahrgenommener Urheber kri-
tisiert. Neben der alle Bevolkerungsgruppen iibergreifen-
den Kiritik zeigt sich aber auch, dass spezifische
Nutzergruppen wie Jager, Forstleute, Vereine etc. die Kri-
tik in besonderem Male reprasentieren.

Besonders deutlich treten Probleme bei der Ausweisung
von Nationalparken zu Tage. Als Schutzgebietskategorie
des Bundesnaturschutzgesetzes schiitzt nur der NLP vom
Menschen weitgehend unbeeinflusst und auf grofer
Flache die Entwicklung natiirlicher Prozesse. Zugleich
soll der Nationalpark Besuchern zur Erholung und Bil-
dung erschlossen werden, es sollen die Bediirfnisse der
vor Ort lebenden Bevolkerung beriicksichtigt sowie der
sanfte Tourismus gefordert werden, soweit es der
Schutzzweck erlaubt. Gerade dieser Schutzzweck erfor-
dert aber oftmals Maflnahmen, die zu teilweise weit rei-
chenden Verdnderungen im gewohnten Umfeld fiihren.
Diese werden von Betroffenen oftmals negativ bewertet.

Spannungsverhéltnis Tourismus und Naturschutz

Die Verbindung zwischen Tourismus und Naturschutz ist
héufig widerspruchsvoll. So profitiert der Tourismus auf
der einen Seite von der Attraktivitét einer intakten Natur
und Umwelt, kann jedoch durch iiberméfBige Nutzung
derselben diese zugleich schiadigen — und somit seine
,»Grundlage® zerstéren. Andererseits kann Tourismus
auch Instrument der Sicherung der natiirlichen Ressour-
cen sein: durch vorsichtige ErschlieBung der Naturland-
schaft im Rahmen eines naturvertrdglichen Tourismus
kann u. U. einem Raubbau durch andere ,,Nutzungsarten*
vorgebeugt werden. Der Naturschutz wiederum gilt zum
einen als ,,Bremse* fiir die touristische Entwicklung auf-
grund der relativ strengen gesetzlichen Vorgaben. An-
dererseits soll (und kann) er die fir den Tourismus
wichtigen ,,intakten* landschaftsbezogenen Grundlagen
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sichern: einen durch SchutzmaBnahmen nicht oder nur
wenig gestorten Naturhaushalt, ,,urspriingliche” Land-
schaften und eine artenreiche Flora und Fauna — touris-
tische Attraktionen, die jedoch in ihrem Bestand zuneh-
mend gefdhrdet sind.

Trotz aller Probleme gibt es aber auch erfolgreiche praxis-
erprobte Beispiele fiir nachhaltige umwelt- und sozialver-
tragliche Konzepte zur Freizeit- und Erholungsnutzung in
GroBschutzgebieten. Auch kann eine hier hdufig ange-
strebte und — in unterschiedlicher Schwerpunktsetzung —
praktizierte Verkniipfung von Naturschutz und Tourismus
(Nationalparke) sowie von Tourismus und Naturschutz
(Naturparke) als Kooperationspartner positive Resultate
aufweisen. Erfolge gibt es in der Regel jedoch nur dann,
wenn der Interessensausgleich durch eine sorgfiltige Pla-
nung, kontinuierliche Einbeziehung aller Betroffenen und
flankierende Mal3nahmen gewéhrleistet ist.

Besucherlenkung

Probleme aufgrund konfligierender Nutzungsanspriiche
entstehen {iberwiegend durch die zeitliche und rdumliche
Konzentration des touristischen Aufkommens und durch
Verstofe der Besucher gegen bestehende Regeln, welche
vielfach auf mangelnde Aufklarung {iber das richtige Ver-
halten in Schutzgebieten zuriickzufiihren sind. Eine we-
sentlich stirkere Beeintrachtigung der Natur- und Natio-
nalparke als durch Langzeiturlauber diirfte dabei von den
Naherholern — vor allem Tagesausfliigler aus den groflen
Verdichtungsrdumen — ausgehen, da diese vor allem auch
zeitlich konzentriert auftreten. Entsprechend betroffen
sind dann auch Parke, die in verkehrsgiinstiger Lage zu
diesen Verdichtungsrdumen liegen.

Gesetze und Verordnungen geben den jeweiligen Na-
tionalparkverwaltungen grundsétzlich geniigend In-
strumente an die Hand, ggf. lenkend und regulierend
einzugreifen. So gesehen ist Tourismus (z.B.) in Natio-
nalparken in erster Linie eine Frage der Qualitit des Be-
suchermanagements, welches vermeiden hilft, dass unge-
lenkter Tourismus Belastungsgrenzen des Naturraumes
bzw. der Umweltmedien iiberschreitet.

Wesentlicher Teil eines Besuchermanagements ist die ge-
zielte Besucher(strom)lenkung. Besucherlenkung wird in
allen groBeren Schutzgebieten in der einen oder anderen
Form praktiziert. Grundsétzlich gehdren dazu auf der
Ebene der Regional- und Landschaftsplanung ein ent-
sprechender Infrastrukturausbau sowie die Zonierung.
Daneben erfolgt die Lenkung durch EinzelmaBinahmen.
Eine Besucherstromlenkung erfolgt am héufigsten durch
eine kombinierte Angebots-Verbots-Strategie (so genannte
,Honey Pot Strategy*). Die Infrastruktur (markierte Wege,
Themenwege, Besucherzentren) sowie angebotene Dienst-
leistungen (gefithrte Wanderungen, Exkursionen, Ange-
bote fiir Kinder) konzentrieren das Gros der Besucher auf
bestimmte Bereiche und erhdhen gleichzeitig die Akzep-
tanz fiir Zutrittsverbote in besonders sensiblen Teilberei-
chen der Nationalparke. Die innerhalb eines GroBschutz-
gebietes angewendeten Formen der Besucherlenkung
lassen sich unterscheiden und unterschiedlich ausgestal-

ten, wie beispielsweise durch iibergeordnete Malnahmen
der Raum- und Landschaftsplanung (Infrastrukturausbau,
Zonierung u. a. m.) oder mithilfe detaillierter Einzelmal3-
nahmen (Ge- und Verbote, Abgaben, Barrieren, Wege-
netze, Informationen, Veranstaltungen u. a. m.).

Kooperation als Integrative Strategie

Das bestehende Instrumentarium fiir Zonierung und Be-
sucherlenkung zielt allein darauf, die 6kologischen Aus-
wirkungen des Tourismus auf Natur und Landschaft zu
begrenzen. Das Ziel, die sozialen, kulturellen und kono-
mischen Erfordernisse — im Sinne einer nachhaltigen Ent-
wicklung — zu beriicksichtigen, versucht der integrative
Ansatz einer verstiarkten Einbindung des regionalen Tou-
rismus in natur- und landschaftsschiitzende Prozesse zu
erreichen, zunéchst mit der Setzung eines gewissen Rah-
mens:

— Erarbeitung eines geeigneten Leitbildes,

— Durchfithrung von Kosten-Nutzen-Analysen und Er-
mittlung der Arbeitsplatzwirkungen zur Erhdhung von
6konomischer Transparenz,

— umfassende Information und Aufklarung der Betroffe-
nen zur Verbesserung der Akzeptanz,

— Honorierung 6kologischer Leistungen und Ausgleich
von Einschriankungen.

Von Fachleuten wird verschiedentlich eine Einbindung
des Tourismus in ein regionales System Okologischen
Wirtschaftens als Grundlage fiir einen nachhaltigen Tou-
rismus gefordert. Grof3schutzgebiete — v. a. Biosphéaren-
reservate und Naturparke der neuen Prigung — stehen
hierfiir konzeptionell als Modellregionen bzw. Vorbild-
landschaften fiir eine umwelt- und ressourcenschonende,
nachhaltige (wirtschaftliche) Entwicklung. Insofern be-
steht demnach nicht nur der Auftrag, der Bevolkerung ein
Erleben der Natur so weit wie moglich zugénglich zu ma-
chen, sondern es ist auch eine umfassende ,,Prasentation®
der Region durch ,,Regionalvermarktung™ oder ,,Regio-
nalmarketing* anzustreben.

Unter Regionalvermarktung wird eine an regionale Merk-
male und regional definierte Qualitdten gekniipfte Ange-
botspolitik fiir unterschiedliche Produkte, wie z. B. land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, Holz, Lebensmittel oder
auch touristische Leistungen, verstanden. Regionalmar-
keting ist als die Planung, Koordination und Kontrolle
aller auf die aktuellen und potenziellen Zielgruppen aus-
gerichteten Aktivititen einer Region definiert. Ziel ist
eine Verbesserung der Lebensqualitit nach innen, die
Verbesserung des Image nach auBlen sowie eine Erhohung
der Standortqualitdten. Dabei werden die Sektoren Natur-
schutz und Landschaftspflege, Landwirtschaft und Tou-
rismus miteinander verkniipft.

Grof3schutzgebiete als regionaler Faktor

Die Wirkungen von GroBschutzgebieten allgemein fiir
eine Region kdnnen in zahlreichen Dimensionen erfol-
gen, von wirtschaftlichen Effekten im engeren Sinne iiber
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infrastrukturelle bis hin zu 6kologischen Folgen. Aber
auch der Tourismus fiir sich genommen kann tatsdchlich
und potenziell Ursache fiir zahlreiche Impulse in Regio-
nen mit GroBschutzgebieten in 6konomischer, 6kologi-
scher und sozialer Hinsicht sein.

Die positiven Folgen (,,regionaler Nutzen®) ergeben sich
u. a. durch Steuereinnahmen, die Schaffung einer In-
frastruktur und von Arbeitsplédtzen. Als besonders wichtig
sind die Verdnderungen der Zahlungsstrome und die
Wertschopfung anzusehen: Der Tourismus als Wirt-
schaftsfaktor kann groB3e Beitrige zur Wertschopfung in
einer Region liefern, die vor allem durch die Ausgaben der
Besucher und Urlauber zustande kommen. Regions-
externe Fordermittel aus den EU-Strukturfonds und -For-
derprogrammen sowie Landes- und Stiftungsmittel kon-
nen die regionale Standortqualitit erheblich verbessern
und die Attraktivitit der Region z. B. fiir Wirtschafts-
unternehmen steigern.

Von wesentlicher Bedeutung sind auch die Aspekte Erhalt
von Kulturlandschaften und Stabilisierung von Okosys-
temen: Vor allem in BR und NRP wird eine Strategie der
Mischung von Extensivierung, Landschaftspflege, in-
tegriertem und okologischem Landbau und Flachen-
stilllegungen zum Erhalt einer historisch gewachsenen
vielfiltigen Kulturlandschaft als Produktions- und Erho-
lungslandschaft verfolgt, wahrend vor allem NLP und BR
zur Stabilisierung und Regenerierung des Nahrstoff- und
Wasserhaushalts sowie zum Arten- und Biotopschutz bei-
tragen. Sie erfiillen die Funktion klimatischer Ausgleichs-
rdume und von Riickzugs- und Quellgebieten fiir Tier-
und Pflanzenarten.

Trotz der zahlreichen Impulse fiir die Region, die der Tou-
rismus im Zusammenspiel mit GroB3schutzgebieten be-
wirken kann, sollte seine Bedeutung fiir die regionale
Wirtschaftsentwicklung (ebenso wie die der GroBschutz-
gebiete) letztlich realistisch eingeschatzt werden. Dazu
gehort u. a. auch, dass nicht in allen Regions-Typen Ef-
fekte in gleichem Umfang erzielt werden konnen. Bei-
spielsweise diirften die positiven Effekte in struktur-
schwachen Regionen mit wenig entwickelter touristischer
Infrastruktur geringer ausfallen als in agrar-touristischen
Gebieten mit diversifiziertem Tourismusangebot. Dem-
entsprechend wiren die Strategien unterschiedlich zu be-
stimmen. Wihrend es im ersten Fall um die Entwicklung
des lokalen touristischen Sektors ginge, miisste man sich
im zweiten Fall eher um eine Differenzierung und Okolo-
gisierung des Angebots bemiihen.

Nachhaltigkeit und Regionalentwicklung

Im Rahmen der Diskussionen iiber die Entwicklung und
Implementierung eines Tourismus unter konsequenter
Berticksichtigung von Natur- und Umweltschutzgesichts-
punkten versprechen sich viele, insbesondere periphere
Regionen und solche innerhalb oder in der Nidhe von
Grofischutzgebieten, von den Moglichkeiten eines ,,nach-
haltigen Tourismus® auch die Chance zu einer ,,nachhalti-
gen Regionalentwicklung* insgesamt. Eine Verkniipfung
von regionalem (nachhaltigem) Tourismus, Naturschutz

und regionaler (nachhaltiger) Entwicklung in diesem
Sinne kann die darauf bezogenen Hoffnungen dann erfiil-
len, wenn entsprechende Leitbilder entwickelt und kon-
krete, auf die Region bezogene Mallnahmen eingeleitet
bzw. umgesetzt werden. Ein solchermaflen integrativer
Ansatz erfordert Konzepte und Instrumentarien, die aus
verschiedenen beteiligten Bereichen zusammengefiihrt
werden, so z. B. aus Naturschutz- und Landschaftspflege,
aus Tourismus und Marketing und aus Landwirtschaft,
Raum- und Regionalplanung (s. hierzu Kapitel V).

Die Kooperation der regionalen Akteure, von Entschei-
dungstriagern der 6ffentlichen Hand (Kommune), von tou-
ristischen Anbietern, der Tourismuswirtschaft und Or-
ganisationen vor Ort ist ein wesentliches Element der
Forderung regionaler Identitdt und Eigenverantwortung.
Dabei miissen sektoriibergreifende Losungen erarbeitet
werden, die Verkehr, Landwirtschaft, Abwasserklarung,
touristische Infrastruktur, Wirtschaftsférderung fiir Hand-
werk und Gewerbe sowie Baufldchenausweisung als
sich gegenseitig bedingende Systemelemente beriick-
sichtigen.

Grofischutzgebiete lassen sich in das Konzept der nach-
haltigen Regionalentwicklung stimmig integrieren. Sie
unterstreichen und verstiarken nochmals die 6kologische
Dimension nachhaltiger Regionalentwicklung. Daneben
werden Schutz und Entwicklung der Kulturlandschaft als
konstituierendes Element integriert. Die spezifische At-
traktivitit liegt dariiber hinaus auch darin begriindet, dass
Schutzkonzepte durch Integration in Regionalentwick-
lung grundsitzlich besser durchsetzbar sind, bei Ver-
groBBerung oder Verbindung von Schutzgebieten intensiv
genutzte Gebiete (und Ubergangszonen zwischen diesen)
ins Blickfeld riicken. Damit kann die Kulturlandschaft mit
ihren Nutzungsformen eine grofere Rolle spielen, und es
konnen groflere, umfassender dimensionierte und sek-
toriibergreifende Strategien entwickelt werden.

Insgesamt deutet sich hiermit auch eine Entwicklung zu ei-
nem flexiblen Konzept nachhaltiger Entwicklung an. Die
Kulturlandschaft wird zu einem zugleich touristischen,
kulturellen und 6kologischen Kapital einer Region. Der
Kulturlandschaftsschutz wird zu einem konstitutiven Be-
standteil der Regionalentwicklung. Regionalwirtschaft
und Naturschutz konkurrieren nicht, sondern bedingen
sich gegenseitig.

Nachhaltige Regionalentwicklung setzt auf eine grofBt-
mogliche 6konomische Unabhéngigkeit. Daher sollte der
Tourismus in eine weitgehend diversifizierte regionale
Wirtschaftsstruktur integriert sein; ein hoher Anteil der
Wertschopfung aus dem touristischen Geschehen sollte
der Region selbst zukommen. Touristische Angebote soll-
ten mit den anderen Wirtschaftsbereichen verflochten
sein, um auch deren Marktchancen zu férdern. Eine Stra-
tegie kann die Verflechtung von verschiedenen Angebo-
ten zu Pauschalreisen in die Region oder die Verkniipfung
von landwirtschaftlicher Herstellung und gastronomi-
scher Weiterverarbeitung sein. Ein florierender Tourismus
kann zu einer Erh6hung des Auftragsvolumens im regio-
nalen Handwerk, Baugewerbe und im Handels- und
Dienstleistungsgewerbe beitragen.
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Handlungs- und Forschungsbedarf

In Kapitel VI findet sich eine Zusammenstellung einiger
exemplarischer Themen, die Anregungen zum Hand-
lungs- und Forschungsbedarf geben sollen. Dabei werden
zum einen grundsétzliche Fragestellungen angesprochen,
wie etwa die notwendige Konkretisierung der jeweiligen
primdren Rolle und Zielsetzung der einzelnen Schutzge-
biete und ihrer zukiinftigen Aufgaben. Auch wird das Er-
fordernis aufgezeigt, die nationalen und regionalen Leit-
bilder fiir Grof3schutzgebiete konkret zu formulieren und
dabei die relevanten Aussagen internationaler und na-
tionaler Naturschutzabkommen aufzugreifen. Analysiert
werden zudem u. a. die Defizite in der Tourismusfor-
schung, speziell zu nachhaltigem, in die Regionalentwick-
lung integriertem Tourismus: Tourismus als Querschnitts-
materie miisste in einer speziellen interdisziplindren und
anwendungsorientierten Tourismusforschung seinen Nie-
derschlag finden.

Zum anderen werden stirker praxisorientierte For-
schungsfragen thematisiert, wie z. B. das Fehlen einer
Ubersicht sowie einer Evaluation aller Instrumente und
Moglichkeiten, die fiir die Férderung von Kooperationen
zwischen Tourismus und GrofBschutzgebieten genutzt
werden konnen. Hervorgehoben wird auch die Notwen-
digkeit, ausgewihlte Grofschutzgebiete mit verschie-
denen Methoden einer umfassenden Bewertung zu unter-
ziehen sowie die Forschung in diesem Bereich auf eine
breitere empirische Basis zu stellen. SchlieBlich wird an-
geregt, Forschungsaktivitdten auf eine verbesserte Ziel-
gruppenbestimmung auszurichten.

Resiimee: Grofischutzgebiete als Modellregionen

Die Erhaltung der Natur einerseits und ihre ErschlieBung
fir den Besucher andererseits sind zwei Ziele, die auf den
ersten Blick schwer miteinander vereinbar scheinen. Dies
kann aber gelingen, wenn zum einen Touristen und Touris-
tiker sich als Kooperations-Partner der Gro3schutzgebiete
sehen und deren Schutz- und Entwicklungsziele mit tra-
gen. Auch zeigt die Erfahrung produktiver Partnerschaf-
ten, dass die Zusammenarbeit von Tourismus und Natur-
schutz — als Konflikt- und Kooperationspartner — fiir
beide (und fiir weitere Akteure) positive Effekte zeitigen
kann.

Auch in den jiingsten Diskussionen zur Novellierung des
Bundesnaturschutzgesetzes wurde deutlich, dass die Idee
einer Verbindung von Naturschutz, Tourismus und regio-
naler nachhaltiger Entwicklung an Bedeutung gewonnen
hat. Biosphérenreservate, Naturparke, aber auch Natio-
nalparke thematisieren offensiv die Moglichkeiten, Wirt-
schaftsentwicklung und Naturschutz miteinander zu ver-

. Einleitung

Im Frithsommer 1999 hatte der Ausschuss fiir Tourismus
beantragt, das Thema Tourismus in National- und Na-
turparken durch das TAB bearbeiten zu lassen. Das im

binden. Diese Tendenz trifft sich mit der grundlegenden
Debatte iiber Nachhaltigkeit, in deren Zusammenhang
nunmehr GroBschutzgebiete zu Modellregionen fiir eine
nachhaltige Entwicklung erklart werden. GroBschutzge-
biete werden in dieser Perspektive zu interessanten Bei-
spielen (oder institutionellen Ausnahmesituationen), die
neue Moglichkeiten — auch fiir andere — demonstrieren.
Dabei konnte sich herausstellen, dass von den Entwick-
lungsbemiithungen in den GroBschutzgebieten interes-
sante Impulse auch fiir andere Regionen ausgehen konn-
ten. Auch konnte sich zeigen, dass fiir viele Schutzgebiete
nicht nur der Tourismus, sondern auch andere natur-
schutzkompatible Dienstleistungen eine interessante Ent-
wicklungsmoglichkeit darstellen konnen. GroB3schutzge-
biete sollten dariiber hinaus — angesichts des (globalen)
Strukturwandels, der zu einer ganz anderen Bewertung
von z. B. Produktivitit oder Standortvorteilen fiihrt — die
Rolle ihrer Region aktiv neu zu definieren suchen.

Fiir die weiteren Perspektiven von Grof3schutzgebieten
wird es entscheidend sein, ob hier ein 6kologisch und zu-
gleich sozial vertriaglicher Tourismus entwickelt werden
kann. Geschieht dies nicht, gefdhrdet der Tourismus seine
eigenen Grundlagen — den Naturraum, die regionalen Be-
sonderheiten und das lokale Gesellschaftsgefiige — und
damit letztlich sich selbst. Denn Grof3schutzgebiete sind
weder von der natiirlichen, sozialen und regionalspezifi-
schen Situation ihres jeweiligen Umlandes losgelost noch
stellen sie einen génzlich anderen Naturraum dar, der den
dort stattfindenden Tourismus vollig anders gestalten
wiirde. Die doppelte Zielsetzung eines 6kologisch und zu-
gleich sozial vertrdglichen Tourismus, ndmlich zum einen
den Natur- und Umweltschutz in den ausgewiesenen Ge-
bieten zu sichern und zugleich eine regionale Wertschop-
fung durch touristische Nutzung zu ermdglichen, ldsst
sich nur unter konzeptioneller Einbezichung gréerer Ge-
samtregionen erreichen.

Resiimierend ldsst sich festhalten, dass Tourismus in
GrofBschutzgebieten als potenziell sozialvertrdgliche und
umweltschonende Nutzung und Entwicklung von Kultur
und Natur in Regionen eine Alternative zu flichen- und
infrastrukturintensiven Freizeitnutzungen in Form von
z. B. Freizeit- oder Ferienparks sein kann. Auch wenn sich
diese Effekte nicht von selbst ergeben und ein Interessen-
ausgleich nur durch eine sorgfiltige Planung, Einbezie-
hung aller Betroffenen und flankierende Mafinahmen er-
reicht werden konnen, diirfte es sich lohnen, das Modell
und die Praxis eines Zusammenwirkens von Tourismus,
Naturschutz und Regionalentwicklung im Kontext von
GrofBschutzgebieten als ein — auch 6konomisch — attrakti-
ves Konzept weiter auszubauen.

Anschluss an eine zustimmende Beschlussfassung des
Ausschusses fiir Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschidtzung vom TAB konzipierte TA-Projekt
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,Entwicklung des Tourismus in Grof3schutzgebieten —
Wechselwirkungen und Kooperationsmoglichkeiten von
Naturschutz und regionalem Tourismus® wurde Ende
1999 begonnen.

Ein bereits im Sommer 2001 erstelltes Hintergrundpapier
(TAB-Hintergrundpapier Nr. 5) dokumentiert einen Teil-
bereich des Projektes. Es wurde eine Bestandsaufnahme
von (offiziell) veroffentlichten und dokumentierten Pro-
jekten vorgenommen, die Ziele des Naturschutzes, der
Starkung der regionalen Landwirtschaft und der For-
derung der Tourismusentwicklung durch einen iibergrei-
fenden Ansatz verwirklichen wollen. Der Kenntnisstand
wurde zusammengestellt, die Darstellung der Projekt-
beispiele erfolgte in Form von strukturierten ,,Steck-
briefen.

Gegenstand des nun vorliegenden Endberichtes ist eine
Bestandsaufnahme und Bewertung der Rahmenbedingun-
gen, der Chancen und Konflikte sowie der Gestaltungs-
moglichkeiten eines zukunftsfdhigen Tourismus in Grof3-
schutzgebieten, der zugleich neue Ansatzpunkte fiir eine
nachhaltige Regionalentwicklung bieten konnte. Entspre-
chend sollen Handlungsméglichkeiten und Forschungs-
bedarf skizziert werden.

Fragestellung und Vorgehensweise

Wachsende Belastungen durch den Tourismus sowohl in
okologischer, als auch in sozialer und 6konomischer Hin-
sicht fiihrten in den letzten Jahren vielfach — auch auf re-
gionaler Ebene — zu Ansétzen einer Umorientierung: Tou-
ristische Entwicklungen sollen demnach —unter Einbezug
aller Beteiligten — so gesteuert werden, dass Natur (und
Kultur) als Grundlage des Tourismus dauerhaft erhalten
bleiben. Viele, insbesondere periphere Regionen und sol-
che innerhalb oder in der Néhe von Schutzgebieten, sehen
in einem solchermaflen ,,nachhaltigen Tourismus* zu-
gleich auch die Chance zu einer ,,nachhaltigen Regional-
entwicklung®.

Mit nachhaltigem Tourismus ist dabei kein alternatives
oder elitdres Segment der Fremdenverkehrsentwicklung
gemeint. Vielmehr ist darunter ein Tourismus fiir Alle zu
verstehen, der die natiirlichen, sozialen und kulturellen
Belange gleichberechtigt berticksichtigt, die Ressourcen
langfristig schont sowie zu einer tragfahigen (regionalen)
Wirtschaftsentwicklung beitragt.

Vor dem Hintergrund eines mdglicherweise wachsenden
Potenzials an Besuchern von Grofschutzgebieten ge-
winnt die Frage an Bedeutung, wie dieses ausgeschopft
werden kann, ohne dass Schutzziele gefihrdet werden.
Anders formuliert: Wie kann eine produktive Partner-
schaft von Tourismus und Naturschutz aussehen und wel-
che positiven Effekte einer nachhaltigen Regionalent-
wicklung kénnen daraus resultieren?

Ziel des Berichtes ist es deshalb, die aus der Entwicklung
des Tourismus in GroBschutzgebieten resultierenden
Chancen, Konflikte und Gestaltungsmoglichkeiten zu
analysieren. Dabei kommt der mdglichen Verkniipfung
von Naturschutz, Regionalentwicklung und Tourismus
besondere Bedeutung zu.

Gutachtenvergabe

Folgende Gutachten wurden zur Aufarbeitung des wis-
senschaftlichen Diskussionsstandes und zur Grundlegung
des Berichtes in Auftrag gegeben und ausgewertet:

— Die Verankerung des Tourismus in GroBschutzge-
bieten Osterreichs und der Ostalpen (Dr. Christian
Baumgartner und Christian Hlavac, IITF — Institut
fiir Integrativen Tourismus & Freizeitforschung,
Wien).

— Die Entwicklung des Tourismus in GroBschutzge-
bieten — bestehende Rahmenbedingungen, Folgen,
Chancen, Gestaltungsmoglichkeiten und Konflikte
(Dr. Ursula Diepolder, Biiro fiir Landschaftsdkologie,
Hohenau und Dr. Matthias Feige, Deutsches Institut
fir Fremdenverkehr ¢.V. an der Universitdt Miinchen,
Biiro Berlin).

— Einbindung des Tourismus in Grof3schutzgebieten
in Frankreich, Grofbritannien sowie den Benelux-
Staaten (Dr. Martin L. Fontanari, Bert Hallerbach,
PD Dr. Hubert Job sowie Tillmann Otto, ETI — Euro-
paisches Tourismus Institut GmbH an der Universitét
Trier, Trier).

— Naturschutz und Tourismus. Auswertung beispielhaf-
ter Projekte (Cord Petermann und Julia Wulff, BTE —
Tourismusmanagement, Regionalentwicklung [ehem.
Biiro fiir Tourismus und Erholungsplanung], Berlin).

— Materialsammlung Tourismus in Grof3schutzgebieten
(Literaturdatenbank Naturschutz und Tourismus)
(Barbara Doberschiitz und Ruggero Schleicher-Tap-
peser, EURES — Institut fiir regionale Studien in Eu-
ropa, Freiburg).

— Trends der touristischen Nachfrage in ihrer Relevanz
fir den Tourismus in Natur- und Nationalparken
(Birgit Bauer, Silke Franz sowie Dr. Wolfram Pfeiffer,
IWPU — Institut fiir Wirtschaftsanalyse, Personalent-
wicklung und Unternehmensberatung, Wolfen).

Der vorliegende Bericht basiert in weiten Teilen auf ei-
nigen dieser Gutachten. Das Gutachten von Diepolder/
Feige bildete eine wichtige Grundlage vor allem fiir
Kapitel II und III, zum Teil auch fiir Kapitel VI, das
Gutachten von Wulff/Petermann fiir Kapitel IV und V.
Fiir die Bearbeitung der Kapitel V und zum Teil auch VI
wurde insbesondere das Gutachten von Baumgartner/
Hlavac herangezogen. Die Verantwortung fiir die Aus-
wahl und Verwendung der Gutachten sowie ihre Zu-
sammenfiihrung mit weiteren Quellen liegt selbstver-
standlich bei den Verfassern des vorliegenden Berichtes.
Allen Gutachterinnen und Gutachtern sei fiir die Ergeb-
nisse ihrer Arbeit und die gute Zusammenarbeit gedankt.
Fiir Hilfe bei der Erstellung des Layouts gilt besonderer
Dank Ulrike Goelsdorf und Gaby Rastatter.
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Il GroRschutzgebiete

National wie international sind Schutzgebiete ein aner-
kanntes und umfassend genutztes, auf den rdumlichen
Schutz von Natur und Landschaft ausgerichtetes Instru-
ment. Dem Raumordnungsbericht 2000 der Bundesregie-
rung zufolge ist bis heute ein Viertel der Landesfldche
Deutschlands unter Schutz gestellt worden (Bundesregie-
rung 2000, S. 175). Schutzgebiete dienen dabei u. a. den
folgenden Einzelzielen (Erdmann/Spandau 1997, S. 13):

— Schutz der biologischen Diversitét (genetische Diver-
sitdt, Artendiversitidt und Lebensraumdiversitit),

— Schutz des Naturerbes,

— Schutz des Kulturerbes, von Kulturlandschaften oder
ganzen anthropogenen Okosystemen,

— Grundlagen- und angewandte Forschung,

— Erholung,

— Information und Umweltbildung,

— Monitoring von Umweltveranderungen, Prognosen,
— abiotischer Ressourcenschutz (Boden, Wasser, Luft),

— Vorbildfunktion fiir 6kologisch nachhaltige Landnut-
zung.

1. Schutztypen

Lésst man die Gesamtheit der Schutzgebietskategorien
Revue passieren und ordnet sie nach der Ebene ihrer
(Rechts-)Grundlage, ergibt sich folgendes Bild:

— In Deutschland siecht das BNatSchGNeuregG als
Kategorien mit abgestuftem Schutz Naturschutzge-
biete, Nationalparke, Biosphérenreservate und Land-
schaftsschutzgebiete vor sowie mit eher punktuellem
Charakter Naturdenkmale, geschiitzte Landschafts-
bestandteile und ,,gesetzlich geschiitzte Biotope®.
Durch die Novellierung des Gesetzes sind ,,Schutz
von Gewdssern und ,,Europdisches Netz ,Natura
2000°“ (§§ 31 und 32) hinzugekommen.

— Fiir den Bereich der EU sind Schutzgebiete gemél Vo-
gelschutzrichtlinie und solche gemil Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie zu nennen (Natura 2000).

— Im Geltungsbereich des Europarates finden sich
Schutzgebiete mit Pradikatscharakter: Biogenetisches
Reservat, Europadiplomgebiet und Europareservat.

— Internationale Konventionen sehen mittlerweile die
Kategorien Feuchtgebiete von internationaler Bedeu-
tung, Weltnaturerbe-Gebiete und Weltkulturerbe-Ge-
biet, Biosphérenreservat, Gewisser internationaler
Bedeutung und Moore internationaler Bedeutung vor.

Bis heute hat sich also eine ausgesprochene Vielfalt von
Schutzgebietskategorien entwickelt, die auch in Deutsch-
land Anwendung findet (Tabelle 1, S. 12).

Die Naturschutzgebietsfliche in Deutschland entspricht
2,3 % der Gesamtfldche. Zwei Drittel aller Naturschutz-
gebiete sind kleiner als 50 ha, nur 12 % umfassen eine
Flache von 200 ha oder mehr. Im Vergleich zu 1994 ist die
Gesamtflache um ca. 15 % gestiegen (nach Erhebungen in
13 Bundesldndern mit weiter steigender Tendenz; BfN
1999). Zwar reflektiert die Vielfalt der Gebietskategorien
die Komplexitdt und Differenziertheit von Idee und
Praxis des Naturschutzes. Es ist aber auch nicht ganz
unberechtigt davon zu sprechen, dass in der ,,Flut der mitt-
lerweile existierenden Schutzgebietskategorien und Pré-
dikate* auch ,eine Ziel- und Hilflosigkeit des Natur-
und Umweltschutzes* zum Ausdruck kommt (Erdmann/
Spandau 1997, S. 13).

Eingebiirgert hat sich mittlerweile der Begriff ,,GroB3-
schutzgebiet™ — in der Regel als eine Art Sammelbegriff
fiir Natur- und Nationalparke sowie Biosphérenreservate.
Andererseits lieBen sich auch ,,NaturschutzgroBprojekte
von gesamtstaatlich reprisentativer Bedeutung®, Natur-
schutzgebiete (einer gewissen Mindestgrofle) und Welt-
naturerbe-Gebiete (,,World Heritage Sites) diesem Be-
griff zuordnen. Grundsitzlich ldsst sich feststellen, dass
mittlerweile in fast allen landschaftlich reizvollen Gegen-
den in Deutschland ein Schutzgebiet eingerichtet wurde.

Das seit 1979 bestehende Bundesfoérderprogramm fiir
»Naturschutzgrofprojekte von gesamtstaatlich repréasen-
tativer Bedeutung hat zum Ziel, reprisentative und ge-
fdhrdete Gebiete Deutschlands mit nationaler und in-
ternationaler Bedeutung fiir den Arten-, Biotop- und
Landschaftsschutz dauerhaft zu sichern und nach Natur-
schutzvorgaben zu entwickeln. Das Forderprogramm
kommt in Gebieten zur Geltung, die fiinf Kriterien erfiil-
len: Sie leisten einen Beitrag zur Erhaltung einer fiir
Deutschland charakteristischen Landschaft, zeichnen sich
durch einen hohen Grad an natiirlichen oder halbnatiirli-
chen Landschaftsbestandteilen bzw. durch originare und
typische Merkmale aus, sind groBrdumig genug, um den
Lebensraumanspriichen der dort existierenden, wild-
lebenden Tier- und Pflanzenpopulationen Rechnung zu
tragen, sind unmittelbar oder in einem absehbaren Zeit-
raum gefahrdet sowie einmalig und unersetzbar. Die
Flache der bisher geforderten Kerngebiete der Projekte
betridgt 1 634 km?, was 0,46 % der Bundesfliche ent-
spricht. 734 km? sind als Naturschutzgebiete ausgewiesen
(Bundesregierung 2000).

Auch Naturschutzgebiete, wenn sie eine festgelegte Min-
destgrofie nicht unterschreiten und — analog zu den ,,For-
derrichtlinien fiir NaturschutzgroBprojekte — den An-
forderungen der Kriterien Reprisentanz, Natiirlichkeit,
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Tabelle 1
Gebietsschutz in Deutschland
Typ/Rechtsgrundlage Anzahl El;lfll; Lan?izzi?lléli:l?e(:ie; %)
Schutzgebiet nach nationalem Recht
Naturschutzgebiet 6202 824 161" 2,3
Nationalpark 13 730 5057 2,0°
Biosphirenreservat 13 1 583 978 4,4
Landschaftsschutzgebiet ca. 6 200 ca. 8 900 000 24,9
Naturpark 78 6 677 670 18,7
Naturwaldreservat 678 25016 <01
Schutzgebiet nach EU-Recht
FFH-Gebiet’ 1041 1072 577* 30°
Vogelschutzgebiet 554 1 544 949° 43
Schutzgebiet nach int. Konventionen
Ramsar-Gebiet 29 671 204 19’
Ostseeschutzgebiete 8 ? -
Pradikatsgebiete
Europadiplomgebiet 8 103 876 0,3
Europareservat 20 268 408 0,8

Ohne Wasserflachen der Nord- und Ostsee.

Watt- und Wasserflachenanteil ca. 80 %.

Durch den Bund der Europ. Kommission gemeldete Gebiete.
Davon Watt- und Wasserflachen 520 341 ha.

EinschlieBlich Watt- und Wasserfldchenanteil.

¢ Davon Watt- und Wasserflidchen 688 965 ha.

Quelle: nach BfN 1999 (basierend auf Angaben der Lander, Stand 1999)

vk W —

Grofiflichigkeit und Gefahrdung gerecht werden, sind
,»Qrofschutzgebiete”. Ferner trifft der Begriff Grof3-
schutzgebiete auf Weltnaturerbe-Gebiete (so genannte
»World Heritage Sites”) zu. Aufgrund eines weltweiten
Ubereinkommens, der so genannten ,World Heritage
Convention“, werden seit Inkrafttreten dieses Abkom-
mens im Jahr 1976 Kultur- und Naturschéitze auf der Erde,
die von auBlergewohnlichem universellem Wert fiir die
ganze Menschheit sind, von der UNESCO als Welt-
erbe anerkannt, wenn sie bestimmte Auswahlkriterien er-
fiillen.

Die als rechtsverbindlich festgesetzten ,,Landschafts-
schutzgebiete™ (LSG) mit z. T. erheblicher GréBe sollten
dagegen nicht als GroB3schutzgebiete verstanden werden.
In den meisten Fillen handelt es sich um Kulturland-
schaften, die nicht die Voraussetzung einer Unterschutz-
stellung erfiillen und deshalb keinem Veranderungsverbot
unterworfen werden koénnen.

Nach den Bestimmungen des novellierten Naturschutzge-
setzes sind Nationalparke (NLP), Naturparke (NRP) und
Biosphédrenreservate (BR) ,,groBrdumige Gebiete®, die
rechtsverbindlich festgesetzt sind (NRP, BR) sowie ,,ein-

heitlich® zu ,,schiitzen” (NLP), zu ,,entwickeln und zu
pflegen® (NRP) bzw. ,,zu schiitzen und zu entwickeln*
sind.

Nach § 24 BNatSchGNeuregG sind Nationalparke (NLP)
rechtsverbindlich festgesetzte, einheitlich zu schiitzende
Gebiete, die

— groBrdumig und von besonderer Eigenart sind,

— im tberwiegenden Teil ihres Gebietes die Vorausset-
zungen eines Naturschutzgebietes erfiillen und

— sich in einem iiberwiegenden Teil ihres Gebiets in ei-
nem vom Menschen nicht oder weniger beeinflussten
Zustand befinden oder geeignet sind, sich in einen Zu-
stand zu entwickeln oder in einen Zustand entwickelt
zu werden, der einen mdoglichst ungestorten Ablauf
der Naturvorginge in ihrer natiirlichen Dynamik ge-
wahrleistet.

Nach § 27 BNatSchGNeuregG sind Naturparke einheit-
lich zu entwickelnde und zu pflegende Gebiete, die

— grofBrdumig sind,
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— lberwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Natur-
schutzgebiete sind,

— sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen
fiir die Erholung besonders eignen und in denen ein
nachhaltiger Tourismus angestrebt wird,

— nach den Erfordernissen der Raumordnung fiir die Er-
holung vorgesehen sind,

— der Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung ei-
ner durch vielféltige Nutzung geprdgten Landschaft
und ihrer Arten- und Biotopvielfalt dienen und in de-
nen zu diesem Zweck eine dauerhaft umweltgerechte
Landnutzung angestrebt wird,

— besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige Regio-
nalentwicklung zu fordern.

Nach § 25 BNatSchGNeuregG sind Biosphirenreservate
rechtsverbindlich zu schiitzende und zu entwickelnde
Gebiete, die

— groBraumig und fiir bestimmte Landschaftstypen cha-
rakteristisch sind,

— in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die Vorausset-
zungen eines Naturschutzgebietes, im Ubrigen tber-
wiegend eines Landschaftsschutzgebiets erfiillen,

— vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder Wie-
derherstellung einer durch hergebrachte vielfdltige
Nutzung geprigten Landschaft und der darin his-
torisch gewachsenen Arten- und Biotopvielfalt, ein-
schlieBlich Wild- und fritherer Kulturformen wirtschaft-
lich genutzter oder nutzbarer Tier- und Pflanzenarten,
dienen und

— Dbeispielhaft der Entwicklung und Erprobung von die
Naturgiiter besonders schonenden Wirtschaftsweisen
dienen.

2. Nationalparke, Naturparke, Biospharen-
reservate

Entsprechend dem Untersuchungsauftrag geht es im Fol-
genden ausschlieBlich um die drei Schutzgebietstypen
Nationalpark (NLP), Naturpark (NRP) und Biosphédren-
reservat (BR).

2.1 Nationalparke

Heute sind in tiber 20 Landern Europas mehr als 250 Ge-
biete als Nationalparke geschiitzt. Diese variieren — auch
innerhalb der einzelnen Lénder — hinsichtlich Grofe,
Schutzzielen, Managementqualitit und Ausstattung. Die
Vielfalt der Landschaften reicht von Gebieten mit einem
iiberwiegenden Anteil an Meer und Kiisten (z. B. ,,Gotska
Sandon® in Schweden, ,,Wolinski*“ [Wollin] in Polen)
iiber Wald-Nationalparke (z. B. ,,Bialowieza“ in Polen,
»Plitvice in Kroatien), Sumpf- und Moorlandschaften
(z. B. ,,Dartmoor* in Grof3britannien, ,,Store Mosse® in
Schweden) bis hin zu Gebirgslandschaften (z. B. ,,Vanoise*
in Frankreich, ,,Gran Paradiso® oder ,,Stelvio® in Italien,
,» Iriglav in Slowenien).

Abgesehen von den kleineren Landern Luxemburg,
Belgien, Dédnemark und der Deutschen Demokratischen
Republik, war die Bundesrepublik Deutschland das letzte
Land in Europa, das mit dem Bundesnaturschutzgesetz
vom 12. Februar 1976 ecine gesamtstaatliche Rechts-
grundlage fiir die Griindung von Nationalparken schuf.
1978 folgte die Ausweisung des Hochgebirgs-Natio-
nalparks ,,Berchtesgaden. 1985 bzw. 1986 wurde fast
der gesamte Kiistenbereich der Nordsee durch die Na-
tionalparke ,,Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer** bzw.
»Niedersidchsisches Wattenmeer® unter Schutz gestellt.

Obwohl auf groBen Flichen der Deutschen Demokrati-
schen Republik (DDR) beeindruckende Naturszenerien
existierten und Nationalparke aufgrund des staatlichen
Eigentums an Grund und Boden problemlos hétten er-
richtet werden konnen, kam es nicht zu Nationalpark-
Ausweisungen.

Die Offnung militirischer Sperrgebiete mit ihren zum Teil
unverbrauchten Landschaften Ende 1989 gab den Anstof3
dafiir, dass engagierte Naturschiitzer ein DDR-weites
,Nationalpark-Programm® erarbeiteten. Es enthielt Vor-
schlédge fiir drei Kategorien groBrdumiger Schutzgebiete:
Nationalparke, Biosphdrenreservate und Naturschutz-
parke. Am 16. Marz 1990 wurde in der letzten Minister-
ratssitzung der Ubergangsregierung eine Liste von 23 Ge-
bieten vorgelegt, und zu ,einstweilig gesicherten
Gebieten® erklért. Somit standen etwa 10 % des Territori-
ums der DDR voriibergehend unter Schutz.

In der letzten Ministerratssitzung der DDR-Geschichte am
12. September 1990 wurden Verordnungen fiir fiinf Na-
tionalparke (Jasmund, Miiritz, Oberharz, Séchsische
Schweiz, Vorpommersche Boddenlandschaft), sechs Bio-
sphirenreservate (Mittlere Elbe, Vessertal, Schorfheide,
Spreewald, Rhon, Stidost-Riigen) und drei Naturparke
(Schaalsee, Mirkische Schweiz, Dromling) verabschiedet
sowie der Ministerratsbeschluss vom Mérz bestatigt.

Mittlerweile gibt es in Deutschland 13 Nationalparke. Sie
reprisentieren Ausschnitte wesentlicher GroBlandschaf-
ten mit europdischer und — im Falle von Wattenmeer und
Buchenwéldern — sogar weltweiter Bedeutung. Die Na-
tionalparke nehmen insgesamt etwa 2 % der Gesamt-
fliche Deutschlands ein — rund 80 % davon entfallen auf
Wasser- und Wattflichen an Nord- und Ostsee, d. h. die
Landfldche der Nationalparke hat einen Anteil von 0,44 %
an der Gesamtflache Deutschlands.

Entsprechend ihrer — gesetzlich fixierten — Ziele sind
wirtschaftliche Nutzungen der natiirlichen Ressourcen
durch Land-, Forst-, Wasserwirtschaft, Jagd oder Fische-
rei weitgehend ausgeschlossen. So weit es der jeweilige
Schutzzweck erlaubt, kdnnen Nationalparke der Allge-
meinheit zugénglich gemacht und fiir naturnahe Erho-
lungsformen und fiir Bildung erschlossen werden. Zudem
dienen sie der Naturschutzforschung. Die deutschen NLP
sind weitgehend ,,Ziel-Nationalparke®, d. h. sie erfiillen
gegenwirtig nur in Teilen die Kriterien fiir eine ungestorte
Naturentwicklung. Sie sollen vielmehr durch Steuerungs-
mafBnahmen zu diesem Ziel hingefiihrt werden (BfN
1999, S. 116).
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Tabelle 2
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Exkurs: Die International Union for Conservation of
Nature and of Natural Resources

Die 1948 in Fontainebleau gegriindete ,,International
Union for Conservation of Nature and of Natural Resour-
ces“ (IUCN), eine weltweit operierende Dachorganisation,
bemiiht sich um Forderung, Harmonisierung und Koordi-
nation des Naturschutzes auf internationaler Ebene. Mitt-
lerweile ist die IUCN eine Naturschutzorganisation mit
mehr als 800 Mitgliedern aus iiber 125 Landern (IUCN
1994). Sie arbeitet eng mit verschiedenen Organisationen
der Vereinten Nationen (UN) zusammen. Vor einigen Jah-
ren hat sich die [UCN umbenannt: Sie nennt sich jetzt
,,The World Conservation Union“. Die bekannte Abkiir-
zung ,,JUCN* jedoch bleibt bestehen. Die ,,Commission
on National Parks and Protected Areas® (CNPPA) der
TUCN ist fiir den Teil des [IUCN-Programmes verantwort-
lich, der die Errichtung eines weltweiten Netzes von ter-
restrischen und marinen Reservaten unterstiitzt.

Auf der 10. Generalversammlung 1969 in Neu Delhi
wurde eine ,,Definition fiir Nationalparke* verabschiedet.
Diese Definition legte sehr strenge Malistibe an, die in
den Landschaften Europas oder Siidostasiens kaum an-
wendbar gewesen wiren, da dort die meisten Gebiete
dicht besiedelt oder in irgendeiner Form durch Nutzung
gepragt waren. Um {iberhaupt Nationalparke in dicht-
besiedelten Léndern einrichten zu kénnen, beschloss die
CNPPA auf ihrer 11. Vollversammlung 1972 in Banff
(Kanada) die Moglichkeit, in Nationalparken Zonen un-
terschiedlicher Schutzintensitdt auszuweisen (Diepolder/
Feige 2000, S. 12, nach Diepolder 1997).

Des Weiteren wurde eine ,,Fremdenverkehrs-*, bzw. ,, Ver-
waltungszone® eingefiihrt, wodurch auch in Regionen, die
kaum mehr ungestorte grofraumige Naturlandschaften
aufweisen, Nationalparke eingerichtet werden konnten.

Diese Anderungen der Nationalpark-Definition wurden
auf der 2. Weltkonferenz fiir Nationalparke in Grand
Teton (USA) 1972 zusammen mit weiteren Empfehlun-
gen fiir Nationalparke verabschiedet. Ferner wurde gefor-
dert, den Schutzstatus per Gesetz festzuschreiben und
Nationalparke der hochsten zustdndigen Behorde des je-

Zonierungskonzept der IUCN
— geschiitzte Naturlandschaften
— strenge Naturzonen =, strict natural zones*

— Naturzonen, in die lenkend eingegriffen wir
Nat , in die lenkend ffi d
= ,managed natural zones* und

— Wildnisgebiete = ,,wilderness zones*

— geschiitzte Kulturlandschaften (,,protected anthro-
pological zones*)

— geschiitzte Gebiete von geschichtlicher und vorge-
schichtlicher Bedeutung (,,protected historical*
oder ,,archaeological zones*)

weiligen (Bundes-)Landes zu unterstellen. Ferner sollte
sichergestellt sein, dass die fir die Ausweisung zustdn-
dige Behorde personell und finanziell auch in der Lage
ist, den dauerhaften Schutz zu gewihrleisten. Die wirt-
schaftliche Nutzung von natiirlichen Ressourcen blieb
grundsdtzlich verboten. Es gab aber die Maoglichkeit,
schutzwiirdige Kulturlandschaften in einen Nationalpark
zu integrieren sowie Pflegemalnahmen als lenkende Ein-
griffe durchzufiihren.

Der ,,IV. Weltkongress fiir Nationalparke und Schutzge-
biete in Caracas (Venezuela) brachte 1992 weitere kon-
krete Empfehlungen fiir Nationalparke. Man war sich
einig, dass ihre Entwicklung Teil jeder regionalen Lan-
desplanung sein miisse, ausgerichtet auf eine nachhaltige
Entwicklung und die ,,verniinftige Nutzung® der natiir-
lichen Ressourcen. Die Bemiihungen sollten dahin gehen,
Schutzgebiete in Verbindung mit ihrer Umgebung nach-
haltig zu schiitzen und zu entwickeln (Diepolder/Feige
2000, S. 13, nach Diepolder 1997).

Die IUCN definierte 1994 fiir Nationalparke drei vorran-
gige Managementziele:

— Artenschutz und Erhalt der genetischen Vielfalt,
— Erhalt der Wohlfahrtswirkungen der Umwelt,
— Tourismus und Erholung.

Nachgeordnet — jedoch ebenfalls von groer Bedeutung —
sind die weiteren Aufgaben der Nationalparke: Schutz
der Wildnis, Bildung, Forschung und Schutz bestimmter,
natiirlicher bzw. kultureller Besonderheiten des Gebietes.

Die Richtlinien der IUCN sehen vor, dass 75 % der Flache
im Sinne der drei vorrangigen Ziele ,,Artenschutz und Er-
haltung der genetischen Vielfalt®, , Erhaltung von Wohl-
fahrtswirkungen der Umwelt™ und ,,Tourismus und Erho-
lung* geschiitzt werden miissen (Diepolder/Feige 2000,
S. 15, nach Diepolder 1997).

2.2 Naturparke

1957 wurde der Hohe Vogelsberg als erster Naturpark
(NRP) Deutschlands ausgewiesen, und bereits 1964 belief
sich mit der Errichtung des Naturparks im Rothaargebirge
die Zahl der Naturparke auf 25.

In den alten Bundeslidndern entstanden die ersten NRP
v. a. als ldndliche Ausgleichsraume fiir die Ballungsraume
mit dem Ziel, wichtige Freiraum- und Erholungsfunktio-
nen zu tibernehmen. Da kein geeignetes rechtliches Fun-
dament existierte, wurden alle Naturparke behelfsméBig
als Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen. Erst im Jahre
1976 wurde im BNatSchG durch §§ 12 und 16 geregelt,
nach welchen Kriterien Naturparke ausgewiesen sein soll-
ten. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits 55 von heute ins-
gesamt mehr als 90 Naturparken eingerichtet.

Ohne klares Leitbild waren Zielkonflikte innerhalb der
Naturparke und zwischen diesen programmiert. Wahrend
einerseits die Zielprioritit bei der Erhaltung traditioneller
Natur- und Kulturlandschaften lag und andere Nutzun-
gen relativ rigide begrenzt wurden, gab es andererseits
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Entwicklungen, in denen beispielsweise die ,,ordnungs-
geméle Land- und Forstwirtschaft™ als weitgehend zulas-
sig galt. Eine dritte Facette entstand schlieBlich mit der
Konzeption von Naturparken als ,,Vorbildlandschaften*
im Kontext der Raumplanung. Neben Naturschutzwiir-
digkeit und Erholungseignung wurde hier noch das Ziel
wirtschaftlicher Entwicklung und Forderung struktur-
schwacher lidndlicher Gebiete integriert.

In der Praxis setzten sich in groflen Teilen das Konzept von
,Landschaften mit besonderen Erholungseinrichtungen®
durch. Diese Entwicklung wurde aus Naturschutzsicht da-
hin gehend kritisiert, dass durch Erholungsnutzung hervor-
gerufene Belastungen des Landschaftshaushalts und auch
die mit anderen Nutzungen einhergehenden Beeintrachti-
gungen in Naturparken unterschétzt wurden —mit der Folge
einer UbererschlieBung und zu starker ,,Méblierung* der
Landschaft ohne Riicksicht auf die Erfordernisse des Arten-
und Biotopschutzes (Diepolder/Feige 2000, S. 27 f.).

Das — mittlerweile novellierte — Naturschutzgesetz war
mit seinen Bestimmungen nicht geeignet, diese Entwick-
lung anders zu gestalten. Nach § 16 BNatSchG war ,,Na-
turpark® keine rechtsverbindlich festgesetzte Schutzge-
bietskategorie. Anders als bei den librigen Schutzgebieten
schrieb das BNatSchG den Léndern fiir Naturparke keine
Rechtsverordnung vor, die Schutzgegenstand, Schutz-
zwecke, entsprechende Ge- und Verbote sowie gegebe-
nenfalls Pflege- und EntwicklungsmaBnahmen enthélt. Es
ist den Léndern freigestellt, ob und in welchem Mafe sie
Naturparke als Schutzinstrumente fiir Natur und Land-
schaft einsetzen. Die den Naturparken zugewiesene Dop-
pelfunktion als Vorranggebiet fiir Erholung und Natur-
schutz barg deshalb von vornherein Nutzungskonflikte in
sich. (Auch im mittlerweile verabschiedeten BNatSchG-
NeuregG hat man darauf verzichtet, Naturparke als
rechtsverbindliche Kategorie zu bestimmen.)

Mit der Vereinigung Deutschlands gewann die Natur-
parkbewegung erneut an Aktualitit. In der DDR gab es
diese Schutzgebietskategorie bis 1989 nicht. Wahrend der
»Wende* wurde ein ,,Nationalpark-Programm der DDR*
aufgestellt, mit dem noch vor der Wiedervereinigung
grof3e Flachen Ostdeutschlands unter Schutz gestellt oder
zumindest einstweilig sichergestellt werden konnten.
Durch ,Naturschutzparke® sollten ,,Kulturlandschaften
mit wertvoller Naturausstattung geschiitzt werden; Kul-
turlandschaften, die durch Besonderheiten des Natur-
raumes ebenso unverwechselbar geprigt sind wie durch
Denkmale und Zeugnisse jahrhunderte- oder gar jahrtau-
sendewahrender Tétigkeit des Menschen; Landschaften,
die durch das Nebeneinander von Natur und Kultur von
besonderem landschaftlichen Reiz und in der Regel at-
traktiv fiir den Fremdenverkehr sind“ (Knapp/Meusel
1992, nach Diepolder/Feige 2000, S. 29).

Als Reaktion auf die Entwicklung westdeutscher Natur-
parke verfolgte man in den neuen Bundesléndern eine auf
Naturschutz und naturvertrégliche Erholung zielende
Funktion dieser GroBschutzgebietskategorie (Scharpf
1997), auch als ,,Naturparke neuer Pragung bezeichnet.
Neben der starken Ausrichtung auf Naturschutzziele sind
diese ,,Naturparke neuer Pragung* durch eine eigene Ver-

waltung, Zonierung und Anbindung an die ministerielle
Ebene gekennzeichnet.

Die aktuell bundesweit gefiihrte Diskussion iiber die kon-
krete Aufgabenstellung der Naturparke ist noch immer
nicht abgeschlossen. Nach wie vor wird ein umfassendes
Spektrum an Aufgaben genannt: ,,Neben der Sicherung
einer landschaftsbezogenen Erholung, dem Naturschutz
und der Landschaftspflege, werden auch die Férderung
eines umweltvertraglichen Tourismus, die Umweltbil-
dung, die Erhaltung des kulturellen Erbes sowie die For-
derung naturnaher Methoden in der Land- und Forstwirt-
schaft als Aufgaben der Naturparke genannt. Auch als
Réume einer 6kologisch vertrdglichen Entwicklung im
Sinne des Nachhaltigkeitsprinzips bieten sich die Natur-
parke an“ (BMU 1993).

Der Verband Deutscher Naturparke e.V. reagierte auf die
verdnderten Anforderungen und formulierte 1995 ein
neues Leitbild, wonach sich Naturparke kiinftig deut-
licher als bisher zu ,,grofraumigen Vorbildlandschaften*
mit einem hohen Qualititsstandard entwickeln sollen
(Diepolder/Feige 2000, S. 32).

Das aktuelle Leitbild fiir Naturparke enthdlt mittlerweile
im Wesentlichen fiinf Merkmale und Zielsetzungen:

— Schutz und Entwicklung von Kulturlandschaften,

— Entwicklung zu ,,Vorbildlandschaften* und Regionen
einer nachhaltigen Entwicklung unter Einschluss des
Naturschutzes,

— Forderung der Erholung und der Entwicklung des
nachhaltigen Tourismus,

— Nachhaltige Landnutzung in einer Kulturlandschaft,

— Umweltbildung/Offentlichkeitsarbeit.

2.3 Biospharenreservate

Auf der 16. Generalkonferenz der UNESCO in Paris im
Oktober 1970 wurde das interdisziplindr ausgerichtete,
zwischenstaatliche Forschungsprogramm ,,Der Mensch
und die Biosphére™ (Man and the Biosphere, MAB) ins
Leben gerufen. Ziel des MAB-Programms war (und ist) es,
auf internationaler Ebene wissenschaftliche Grundlagen
fiir eine ,,0kologisch nachhaltige Nutzung™ sowie fiir die
Erhaltung der natiirlichen Ressourcen der Biosphére zu er-
arbeiten bzw. diese Grundlagen zu verbessern. Der Ansatz
bezieht neben Skologischen ausdriicklich 6konomische,
soziale, kulturelle, planerische und ethische Aspekte ein.
MAB ist als diszipliniibergreifendes Forschungspro-
gramm angelegt, das wissenschaftliche Erkenntnisse {iber
Strukturen, Funktionen, Stoffumséitze und Wirkungsge-
fiige einzelner Okosysteme fordern soll.

Der Projektbereich ,,Erhaltung von Naturgebieten und
dem darin enthaltenen genetischen Material*“ (MAB 8) ist
ein Kernstiick innerhalb des MAB-Programms. Ziel von
MAB 8 ist es, ein weltumspannendes Netz von Schutzge-
bieten, so genannte ,,Biosphdrenreservate® aufzubauen,
das simtliche Okosystemtypen bzw. biogeographische
Areale der Welt erfasst. Priméres Auswahlkriterium ist
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deshalb nicht — wie bei den Nationalparken — die
Schutzwiirdigkeit und Einmaligkeit einer Naturland-
schaft, sondern vielmehr die Reprisentativitét einer Land-
schaft fiir einen bestimmten Okosystemtyp.

Als Hauptaufgaben der Biosphdrenreservate hat der ,,In-
ternationale Aktionsplan fiir Biosphdrenreservate der
UNESCO von 1984 vier Arbeitsschwerpunkte definiert:

— Entwicklung nachhaltiger Landnutzung,

— Schutz des Naturhaushalts und der genetischen Res-
sourcen,

—  Okosystemforschung/Okologische Umweltbeobach-
tung,

—  Umwelterziehung und Offentlichkeitsarbeit.

Seit Anerkennung der ersten Biosphédrenreservate durch
die UNESCO nach international giiltigen Kriterien im
Jahr 1976 haben sich diese zu einem zentralen Bestandteil
des MAB-Programms entwickelt.

1995 organisierte die UNESCO in Sevilla/Spanien eine in-
ternationale Expertenkonferenz, auf der konkrete Schritte
fiir die weitere Entwicklung der Biosphdrenreservate
formuliert wurden, die so genannte ,,Sevilla-Strategie®.
Ferner entwickelte die Konferenz ,,Internationale Leit-
linien fiir das Weltnetz* sowie Kriterien flir die Anerken-
nung und Uberpriifung von Biosphirenreservaten auf inter-
nationaler Ebene. Die einzelnen Staaten sind aufgerufen,
nationale Kriterien zu erarbeiten und anzuwenden. Dies ist
im Herbst 1999 fiir Deutschland geschehen.

Gegenwirtig besteht das weltweite Netz aus 411 Gebieten
in 94 Staaten (Stand: Sept. 2001) (www.unesco.org/
mab/wnbr.htm). In Deutschland gibt es mittlerweile 14 von
der UNESCO anerkannte Biosphérenreservate, die etwa
4.5 % der Flache Deutschlands einnehmen.

Entwicklung der Biosphérenreservate
in Deutschland

Bereits 1979 lieB die Regierung der DDR die Gebiete
»Steckby-Lodderitzer Forst (heute BR Flussland-
schaft Elbe) und ,,Vessertal“ (heute BR Vessertal-
Thiiringer Wald) als internationale Biosphérenreser-
vate von der UNESCO anerkennen. 1981 folgte fiir die
Bundesrepublik Deutschland die Ausweisung des Na-
tionalparks Bayerischer Wald als Biosphérenreservat.
Eine danach eher schleppende Entwicklung erfuhr
eine neue Dynamik, als die Ubergangsregierung der
DDR am 12. September 1990 die Verwirklichung ei-
nes ,,Nationalpark-Programms* beschloss, das neben
der Ausweisung von fiinf National- und drei Naturpar-
ken auch vier neue Biosphérenreservate (Thiiringische
Rhon, Schorfheide-Chorin, Spreewald und Siid-
ost-Riigen) sowie die Erweiterung der zwei bereits
anerkannten Biosphdrenreservate Flusslandschaft
Elbe und Vessertal vorsah. Nach der deutschen Verei-
nigung erfolgte am 20. November 1990 die Bestdti-
gung der Gebiete Schorfheide-Chorin (Brandenburg),
Berchtesgaden (Bayern) und Schleswig-Holsteinisches

Wattenmeer (Schleswig-Holstein) als Biosphérenreser-
vate durch die UNESCO. Die Rhon (Bayern, Hessen,
Thiiringen), Spreewald (Brandenburg), Stidost-Riigen
(Mecklenburg-Vorpommern) sowie die Erweiterung
der Biosphirenreservate Mittlere Elbe (Sachsen-An-
halt) und Vessertal-Thiiringer Wald (Thiiringen) erhiel-
ten die internationale Anerkennung am 6. Mérz 1991.
Am 10. November 1992 wurden weitere drei Bio-
sphirenreservate (Hamburgisches und Niederséchsi-
sches Wattenmeer sowie Pfilzerwald) anerkannt. Am
12. April 1996 bestitigte die UNESCO die Oberlau-
sitzer Heide- und Teichlandschaft (Sachsen) und im
Januar 2000 die Region Schaalsee (Mecklenburg-Vor-
pommern) als weitere Biosphérenreservate.

Im August 1998 wurde diese Schutzgebietskategorie auf
Initiative der neuen Bundeslénder, die diesen Gebietstyp
in ihren Landesnaturschutzgesetzen bereits verankert
hatten, durch das ,,Dritte Gesetz zur Anderung des Bun-
desnaturschutzgesetzes* durch Einfligung des § 14a,,Bio-
sphérenreservate” im Bundesnaturschutzgesetz veran-
kert. Um insbesondere dem Bestreben der neuen Lénder
nach der Gestaltung von ,Naturparken der neuen Pra-
gung® Rechnung zu tragen, wurde auch § 12 Abs. 4 ange-
passt: ,,Die Lander konnen fiir Biosphérenreservate und
Naturparke abweichende Vorschriften erlassen. Die Er-
kldrung zum Nationalpark ergeht im Benehmen mit dem
Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und dem Bundesministerium fiir Raumord-
nung, Bauwesen und Stidtebau.*

Die Verwaltungen der Biosphdrenreservate haben sich zu
der ,,Stédndigen Arbeitsgruppe der Biosphdrenreservate in
Deutschland* (im Folgenden als ,,AGBR* abgekiirzt) zu-
sammengeschlossen, um ihre bisher unterschiedlichen
Entwicklungen zu harmonisieren (mittlerweile: ,,Erfah-
rungsaustausch der Biosphirenreservate in Deutsch-
land*). Aufbauend auf Beschliissen der UNESCO hat die
AGBR ,,Leitlinien fiir Schutz, Pflege und Entwicklung
der Biosphidrenreservate in Deutschland® erarbeitet. Ziel
ist es, in Deutschland ein System von 20 bis 25 gesamt-
staatlich reprdsentativen Gebieten zu entwickeln und zu
etablieren, in dem einerseits die Okosysteme Deutsch-
lands und andererseits die soziodkonomischen Verhélt-
nisse repréasentativ vertreten sind (Diepolder/Feige 2000,
S. 21). Um dies zu erreichen, miissen fiir die darin feh-
lenden Okosystemtypen — u. a. Stadt- und Industrieland-
schaften und intensiv genutzte Agrarlandschaften — kiinf-
tig vorrangig Biosphérenreservate eingerichtet werden.

Um dem Auftrag nach nationalen Kriterien fiir die An-
erkennung nachzukommen, lieB das Deutsche MAB-
Nationalkomitee von der AGBR , Kriterien fiir Anerken-
nung und Uberpriifung von Biosphirenreservaten der
UNESCO in Deutschland* erarbeiten. Diese Kriterien ha-
ben alle Bundesldander im Januar 1996 zustimmend zur
Kenntnis genommen. BR sollen nach ihrer Anerkennung
durch das Deutsche MAB-Nationalkomitee in flinfjah-
rigem Turnus anhand dieser Kriterien iiberpriift werden
(Diepolder/Feige 2000, S. 21).
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Dem Konzept nach sind Biosphérenreservate ein Schutz-
gebietssystem, das sich einerseits aus Bereichen un-
beriihrter natiirlicher bzw. naturnaher Okosysteme und
andererseits aus Gebieten zusammensetzt, die durch
menschliche Téatigkeiten geprigt sind. Biosphirenreser-
vate sind als Modellgebiete angelegt, in denen neben
Schutz und Pflege bestimmter Okosysteme gemeinsam
mit den dort lebenden und wirtschaftenden Menschen
eine nachhaltige Landnutzung entwickelt, erprobt und
umgesetzt werden soll.

Definition von Biosphirenreservaten

»Biosphdrenreservate sind grof3flichige, repridsenta-
tive Ausschnitte von Natur- und Kulturlandschaften.
Sie gliedern sich abgestuft nach dem Einfluss mensch-
licher Tatigkeiten in eine Kernzone, eine Pflegezone
und eine Entwicklungszone, die gegebenenfalls eine
Regenerationszone enthalten kann. Der iiberwiegende
Teil der Flache des Biosphirenreservates soll rechtlich
geschiitzt sein. In Biosphdrenreservaten werden — ge-
meinsam mit den hier lebenden und wirtschaftenden
Menschen — beispielhafte Konzepte zu Schutz, Pflege
und Entwicklung erarbeitet und umgesetzt. Bio-
sphéirenreservate dienen zugleich der Erforschung von
Mensch-Umwelt-Beziehungen, der 6kologischen Um-
weltbeobachtung und der Umweltbildung. Sie werden
von der UNESCO im Rahmen des Programms ,Der
Mensch und die Biosphére® anerkannt.“ (AGBR 1995)

Um Konflikte zu vermeiden, werden — abgestuft nach der
Intensitdt menschlicher Tétigkeiten — Zonen mit unter-
schiedlichen Aufgabenbereichen festgelegt: Kernzone,
Pflegezone und Entwicklungszone.

Kern- und Pflegezone sollen zusammen mindestens 20 %
der Gesamtflidche einnehmen. Der Anteil der Kernzone
soll dabei mindestens 3 %, der Anteil der Pflegezone min-
destens 10 % der Gesamtflache betragen. Um die un-
gestorte Entwicklung der natiirlichen und naturnahen
Okosysteme in der Kernzone zu férdern und sie vor Be-
eintrachtigungen abzuschirmen, muss die Kernzone von
der Pflegezone umgeben sein. Von dieser Vorgabe ausge-
nommen sind grenziiberschreitende und marine Bio-
sphérenreservate. Die Entwicklungszone soll als Lebens-,
Wirtschafts- und Erholungsraum mehr als die Hélfte des
Biosphédrenreservates einnehmen. Im Einzelnen lassen
sich die Zonen wie folgt charakterisieren (AGBR 1995,
S. 12 f):

— Kernzone (core area): BR besitzen eine Kernzone, in
der sich die Natur moglichst unbeeinflusst entwickeln
kann. Ziel ist, menschliche Nutzung aus der Kernzone
auszuschliefen. Die Kernzone soll grof3 genug sein,
um die Dynamik 6kosystemarer Prozesse zu ermdg-
lichen. Sie kann aus mehreren Teilflachen bestehen.
Der Schutz natiirlicher bzw. naturnaher Okosysteme
geniefit hochste Prioritdt. Forschungsaktivititen und
Erhebungen zur 6kologischen Umweltbeobachtung

miissen Stérungen vermeiden. Die Kernzone muss
als Nationalpark oder Naturschutzgebiet rechtlich ge-
schiitzt sein.

— Pflegezone (buffer zone): Die Pflegezone dient der
Erhaltung und Pflege von Okosystemen, die durch
menschliche Nutzung entstanden oder beeinflusst
sind; sie soll die Kernzone vor Beeintrachtigungen ab-
schirmen. Es sollen v. a. Kulturlandschaften erhalten
werden, die ein breites Spektrum verschiedener Le-
bensraume fiir eine Vielzahl naturraumtypischer (auch
bedrohter) Tier- und Pflanzenarten umfassen. Dies
soll vor allem durch Landschaftspflege erreicht wer-
den. Erholung und BildungsmaBnahmen sind am
Schutzzweck auszurichten. In der Pflegezone werden
Struktur und Funktion von Okosystemen und des
Naturhaushaltes untersucht. Die Pflegezone soll als
Nationalpark oder Naturschutzgebiet rechtlich ge-
schiitzt sein.

— Entwicklungszone (transition zone): Die Entwick-
lungszone ist Lebens-, Wirtschafts- und Erholungs-
raum der Bevolkerung. Ziel ist die Entwicklung einer
Wirtschaftsweise, die den Anspriichen von Mensch
und Natur gleichermaflen gerecht wird. Eine sozial-
vertragliche Erzeugung und Vermarktung umwelt-
freundlicher Produkte tragen zu einer nachhaltigen
Entwicklung (,,sustainable development®) bei, nach-
haltige Nutzungen prdgen das naturraumtypische
Landschaftsbild. Hier liegen Moglichkeiten fiir die
Entwicklung eines umwelt- und sozialvertrdglichen
Tourismus. In der Entwicklungszone werden vor-
rangig Mensch-Umwelt-Beziehungen erforscht. Zu-
gleich werden Struktur und Funktion von Okosys-
temen und des Naturhaushaltes untersucht sowie die
okologische Umweltbeobachtung und MaBnahmen
zur Umweltbildung durchgefiihrt. Schwerwiegend be-
eintrichtigte Gebiete konnen innerhalb der Entwick-
lungszone als Regenerationszone aufgenommen wer-
den. In diesen Bereichen liegt der Schwerpunkt der
MaBnahmen auf der Behebung von Landschaftssché-
den. Schutzwiirdige Bereiche in der Entwicklungs-
zone sind durch Schutzgebietsausweisungen und er-
ginzend durch die Instrumente der Bauleit- und
Landschaftsplanung rechtlich zu sichern.

2.4 Gemeinsamkeiten und Unterschiede

Alle drei Schutzgebietstypen sind groraumig, sind wesent-
liche Bestandteile eines Biotopverbundsystems, schiitzen
reprisentative Okosystemtypen von nationaler (und inter-
nationaler) Bedeutung, nutzen Zonierungskonzepte und
sind (in unterschiedlicher Weise) offen fiir das Naturerle-
ben der Bevolkerung und den Tourismus.

Schutzgebiete unterschiedlichen Typs konnen miteinan-
der kombiniert werden. Nationalparke konnen z. B. Kern-
zonen der Biosphdrenreservate und/oder der Naturparke
sein. Ein Biosphérenreservat kann sowohl einen Natio-
nalpark als auch einen Naturpark umschlieen: Dabei ist
der Nationalpark die Kernzone, der Naturpark dient als
Puffer- oder Entwicklungszone.
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Tabelle 3
Anzahl und Fliche der Grof3schutzgebiete in Deutschland
Nationalparke Naturparke Biosphirenreservate
Anzahl 13 »mehr als 90 (nach 14
Angaben des VDN)
Grofle zwischen 3 003 ha zwischen 11 400 ha zwischen 11 700 ha
und 441 000 ha und 290 000 ha und 285 000 ha
geschiitzte Flache/Anteil 7 421 km?/ ca. 86 848 km?/ 16 011 km?/
an der Gesamtfldche ca. 2,1% (davon rund 80 % ca. 24 % ca.4,5%

Deutschlands Wasser- und Wattflachen)

Quelle: nach Diepolder/Feige 2000, S. 32, teilweise aktualisiert

Gemeinsam ist diesen drei Grof3schutzgebietskategorien
weiterhin, dass nur umweltschonende, mit den unter-
schiedlichen Schutzzielen konforme, touristische Nut-
zungen mdglich sind. Einrichtungen des Massentouris-
mus wie z. B. Freizeit- und Ferienparks sowie flichen-
und infrastrukturintensive bzw. technische Freizeitnut-
zungen lassen sich in der Regel nicht mit den Zielen die-
ser Grof3schutzgebiete vereinen.

Die Schutzziele von Biosphérenreservaten und ,,Natur-
parken der neuen Pragung® sind sehr dhnlich. Beide sol-
len als ,,Vorbildlandschaften® fiir die Entwicklung einer
umwelt- und sozialvertrdglichen Landnutzung dienen.
International anerkannte Biosphérenreservate besitzen
jedoch — im Gegensatz zu Naturparken — weltweit re-
prasentative Bedeutung. Insofern stellen Biosphérenre-
servate eine Art ,,Bindeglied” zwischen den Kategorien
,Nationalpark® und ,,Naturpark® dar. GroBschutzgebiete
weisen aber auch in wesentlichen Dimensionen Unter-
schiede auf:

— Im Falle der Naturparke, die als integrierte Bestand-
teile des Systems der Raumordnung anzusehen sind,
steht der Mensch im Mittelpunkt der Betrachtung und
nicht der Naturschutz. Naturparke bestehen in fiir
die Erholung geeigneten regional bedeutsamen Kul-
turlandschaften, deren Schutz und Erhalt haufig
grof3flichig mit lenkenden Eingriffen und Nutzungen
verbunden sind. In Naturparken leben und wirtschaf-
ten Menschen. Naturparke sind offen fiir regionalen,
nachhaltigen Tourismus in zahlreichen Varianten.
Auch besteht die Moglichkeit, mittels nachhaltiger
Landnutzungsformen spezifische, regionaltypische
,,Produkte” zu entwickeln und zu vermarkten. Die
Bandbreite reicht von regionaltypischen Nahrungs-

mitteln {iber schonende Holzgewinnung bis hin zu re-
gionaltypischem Bauen. Naturparke bieten also hin-
sichtlich der touristischen Entwicklung mit einer
nachhaltigen Regionalentwicklung andere und weit-
aus mehr Moglichkeiten als Nationalparke.

Bei Nationalparken hingegen steht die Natur im Mit-
telpunkt, der Mensch sollte nur staunender Beobach-
ter und Besucher sein. Aktivititen wie die oben ge-
nannten sind direkt in Nationalparken nicht mdglich,
jedoch in ihrem unmittelbaren Vorfeld, wo sich solche
Produkte gut unter dem Markenzeichen ,,Produkte aus
der Nationalpark-Region* verkaufen lassen. In Natio-
nalparken sind Tourismus, Erholung und das Naturer-
lebnis ebenfalls wichtige Ziele, jedoch — und dies ist
ein wesentlicher Unterschied gegeniiber Naturpar-
ken — nur insoweit, indem damit keine (unvertret-
baren) Negativ-Auswirkungen auf die Natur verbun-
den sind.

Biosphérenreservate sind international bedeutsame Na-
tur- und Kulturlandschaften, die sich aufgrund neuer,
am Prinzip der Nachhaltigkeit ausgerichteter Bewirt-
schaftungsweisen zu Modellregionen mit Vorbildcha-
rakter entwickeln sollen. Insofern bietet sich die Mog-
lichkeit, auf groBer Fliche neue Wege beispielsweise in
der Landbewirtschaftung zu gehen. Touristische Ent-
wicklung im Rahmen von Modellprojekten ist speziell
in Entwicklungszonen von Biosphérenreservaten mog-
lich und erwiinscht. ,,Oko-Tourismus® z. B. kann mit
der Pflege althergebrachter Handwerkskiinste und al-
ternativer Beschéftigungsmoglichkeiten auf den Bau-
ernhofen verbunden sein und so die regionale Wirt-
schaft nachhaltiger gestalten (Diepolder/Feige 2000,
S.24).
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lll.  Tourismus in GroBschutzgebieten — Angebot und Nachfrage

Nationalparken, Biosphirenreservaten und Naturparken
ist — wie gezeigt — gemeinsam, dass sie touristische Nut-
zungsmoglichkeiten erdffnen — wenn auch mit Einschrén-
kungen: Moglich sind nur natur- und umweltschonende,
mit den unterschiedlichen Schutzzielen vereinbare touris-
tische Nutzungen. Alle drei Schutzgebietstypen sind vor
allem fiir Zielgruppen geeignet, die intakte ,,schone* Na-
tur, Ruhe sowie landschaftsbezogene Freizeitaktivitdten
suchen. Die Schutzgebietsnamen sind in der Wahrneh-
mung der allgemeinen Bevolkerung — wie das Beispiel
»Nationalpark* zeigt — weitgehend positiv besetzt. Somit
bietet sich den Fremdenverkehrsgemeinden in oder in der
Niahe von GroBschutzgebieten die Chance, ein entspre-
chendes touristisches Profil zu entwickeln. In Leitbilder,
Konzepte und Planungen miissen aber die Spezifika der
jeweiligen Schutzgebietstypen mit eingehen, da zwischen
den drei Schutzgebietskategorien deutliche Unterschiede
in der Aufgabenprioritét bestehen:

— In Nationalparken hat der Schutz des Ablaufs der Na-
turvorgénge in ihrer natiirlichen Dynamik absolute
Prioritdt, in Naturparken liegt sie eher bei Schutz und
Erhalt der historischen Kulturlandschaft, deren Er-
schlieBung bzw. Nutzung fiir Erholungszwecke sowie
der regionalen Entwicklung.

— Biosphérenreservate mit dem Ziel, Naturschutz und
den Schutz von Kulturlandschaft zu gewihrleisten so-
wie mit weiteren vielfdltigen Aufgaben stellen eine
Art Bindeglied zwischen Nationalpark und Naturpark
dar.

— Die Schutzziele von Biosphérenreservaten und ,,Na-
turparken der neuen Prigung® sind dhnlich gelagert.
Beide sollen als ,,Vorbildlandschaften* fiir die Ent-
wicklung einer umwelt- und sozialvertréglichen Land-
nutzung und schonenden Wirtschaftsweise dienen.

Aus den unterschiedlichen Zielpriorititen ergibt sich,
dass die touristischen Angebote in den verschiedenen
GroBschutzgebieten spezifisch ausgestaltet sein miissen.
Die beteiligten Akteure (z. B. touristische Leistungsan-
bieter und Organisationen, Planer, Politiker) miissen des-
halb Konzepte der touristischen ErschlieBung entwickeln
und mit tragen, die an den jeweiligen Entwicklungs- und
Schutzzielen orientiert sind. Erst dann ist eine konstruk-
tive, innovative und nachhaltige touristische Entwicklung
von Schutzgebietsregionen moglich (Diepolder/Feige 2000,
S. 39).

1. Touristisches Aufkommen

Mitte der 90er-Jahre ergab eine Auswertung der amtlichen
Fremdenverkehrsstatistik (1994), dass rund 80 % aller
Ubernachtungen von Touristen in Deutschland (ohne
Stadtetourismus) auf Gemeinden in oder am Rande von
Schutzgebieten entfallen (Paesler 1996). Der Tourismus
hat bereits jetzt in Form des Tagesausflugs- bzw. Nah-
erholungsverkehrs — aber auch als Ubernachtungstouris-

mus — fiir die GroBschutzgebiete eine grofle Bedeutung.
Wie in einer flir das TAB durchgefiihrten Umfrage erho-
ben wurde, spielt nach deren eigener Einschétzung

— der Ubernachtungstourismus in etwa 52 % der GSG
eine starke und in ca. 44 % ,unter anderem® eine
Rolle, und nur jedes 20. GSG gab an, dass der Uber-
nachtungstourismus ohne Relevanz sei;

— spielt der Ausflugsverkehr in ca. 83 % der GSG eine
starke Rolle (Diepolder/Feige 2000, S. 205).

Die gewachsene und empirisch nachweisbare Integration
des Tourismus in GroBschutzgebieten kommt in einem
geschérften Bewusstsein der GSG-Verwaltungen fiir die
Maglichkeiten des Tourismus zum Ausdruck. So geben
rund 86 % der befragten GroB3schutzgebiete an, selbst ak-
tive Mafinahmen zur Tourismusforderung zu ergreifen.

Auch wenn entsprechend dem definierten Schutzgebiets-
typ Ausmal} und konkrete Erscheinungsformen des Tou-
rismus unterschiedlich ausfallen (miissen), gibt es doch
auch Anndherungen der GSG-Typen in Hinsicht auf den
Umgang mit dem Tourismus. ,,So wird fiir die Naturparke
nunmehr ein deutlicherer Schutzauftrag als ,grordumige
Vorbildlandschaften® mit hohem Qualitdtsanspruch rekla-
miert. Zum anderen wird im Leitbild fiir Nationalparke
(EUROPARC Deutschland) explizit auf die Einbettung
dieser GroBschutzgebiete in ihre Umgebung hingewiesen.
Dies birgt quasi den Auftrag und die Notwendigkeit des
Einwirkens der NLP-Verwaltungen in ihre Umgebung hi-
nein — in Richtung auf ein nachhaltiges Wirtschaften un-
ter Einbezug des Tourismus. Zudem fiihrt das in vielen
NLP angewendete Managementmittel der Zonierungen in
Bereiche mit unterschiedlicher Nutzungsintensitéit dazu,
dass groBe Gebietsanteile mit Nutzungen aller Art, darun-
ter auch touristische Nutzungen innerhalb der GSG-Gren-
zen, bereits Gegenstand des Gesamtmanagements sind
und voraussichtlich auch auf absehbare Zeit bleiben. Hier
sind die GSG-Verwaltungen mit klassischen Aufgaben
der Tourismusentwicklung konfrontiert (z. B. die Sicher-
stellung der Erholungsfunktion an Strinden) und miis-
sen sich mit Kommunen und tourismuswirtschaftlichen
Interessengruppen abstimmen® (Diepolder/Feige 2000,
S. 191 f).

In allen Reisegebieten, in denen Grof3schutzgebiete lie-
gen, spielt der Tourismus eine wichtige Rolle. Eine grobe
Aufgliederung der touristischen Strome in zwei Grup-
pen zeigt, dass der Tagestourismus verglichen mit dem
Ubernachtungstourismus die dominante Rolle inne hat
(Diepolder/Feige 2000, S. 207 ff.). Die Zahl der Ausfliige
in Reisegebiete, in denen GroBschutzgebiete liegen, tiber-
wiegt die der Ubernachtungen deutlich — teilweise um ein
Vielfaches. Es ist auch erkennbar, dass dort, wo der Anteil
der Tagesausfliigler am Gesamtbesucherautkommen be-
sonders hoch ist, sehr viele Grofischutzgebiete liegen
(Diepolder/Feige 2000, S. 205).
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Tourismus in Nationalparken

Bei den Nationalparken kann man im Hinblick auf den je-
weiligen Nachfrageumfang drei Gruppen unterscheiden:

Gruppe 1 (in Abbildung 1 schwarz) weist bis zu
5 Mio. Ubernachtungen und bis zu 10 Mio. Tages-
ausfliige jahrlich auf. Zu dieser Gruppe gehoren die
Nationalparke Hamburgisches Wattenmeer, Sachsi-
sche Schweiz, Elbtalaue, Jasmund, Unteres Odertal,
Berchtesgaden und Hainich.

Gruppe 2 (in Abbildung 1 grau) ist gekennzeichnet
durch Ubernachtungszahlen bis zu 10 Mio. und Aus-
fliiglerzahlen bis zu 20 Mio. jahrlich. Die Vorpom-
mersche Boddenlandschaft, der Miiritz Nationalpark,
das Niedersdchsische Wattenmeer und der Bayerische
Wald bewegen sich in diesen GroBenordnungen.

Gruppe 3 (in Abbildung 1 wei) umfasst das Schles-
wig-Holsteinische Wattenmeer mit iiber 15 Mio. Uber-
nachtungen sowie die beiden Harz-Nationalparke mit
zusammen tiber 20 Mio. Tagesausfliiglern.!

Abbildung 1

Vereinfachte tourismusbezogene Typisierung deutscher Nationalparkregionen

Ubernachtungen Mio.
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BGD = Berchtesgaden BOD = Vorpommersche Boddenlandschaft
BYW = Bayerischer Wald ELB = Elbtalaue?
HAI = Hainich HAR = Harz (West + Ost)
HHW = Hamburgisches Wattenmeer JAS = Jasmund
MUR = Miiritz NSw = Niedersédchsisches Wattenmeer
SAS = Séchsische Schweiz uoT = Unteres Odertal
SHW = Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer

Quelle: Diepolder/Feige 2000, S. 207

2

Zu berticksichtigen ist, dass zur Typisierung die Zahlen der jeweili-
gen Reisegebiete herangezogen wurden. Die Schétzungen sind aus
Griinden einer hochgradig unvollstdndigen Tourismusstatistik sehr
grob. So besteht z. B. das Reisegebiet Steigerwald in der amtlichen
Statistik lediglich aus sechs Gemeinden. Innerhalb des Naturparks
Steigerwald liegen jedoch rund 50 Gemeinden bzw. grenzen hieran
an (Diepolder/Feige 2000, S. 208).

Als Nationalpark nicht mehr anerkannt.
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Tourismus in Naturparken

Ein etwas praziseres Bild des touristischen Aufkommens
ergibt sich am Beispiel von zehn Naturparken in Bayern.
Es wurden auf Basis des zugehdrigen touristischen Re-
gionalverbandes die Anzahl der Ubernachtungen und die
Zahl der Tagesausfliigler erhoben und zu der Zahl der Ein-
wohner im Zielgebiet® in Beziehung gesetzt (Tabelle 4).

In Anlehnung an die Typisierung der Nationalparke in
Deutschland sind in nachfolgender Abbildung 2 die auf-
geflihrten Naturparke diesem Schema zugeordnet. Aber-
mals wird die herausragende Bedeutung des Tagesbesu-
cherverkehrs deutlich (alle Naturparke liegen rechts der
gestrichelten Diagonalen).

— Gruppe 1 (in Abbildung 2 schwarz) weist Gebiete mit
bis zu rund 1 Mio. Ubernachtungen und bis zu 6 Mio.
Tagesausfliige pro Jahr auf (wie der Naturpark Fran-
kenwald).

— Gruppe 2 (in Abbildung 2 grau) ist gekennzeichnet
durch Ubernachtungszahlen von bis zu 2 Mio. (Ober-
pfilzer Wald, Altmiihltal) und Ausfliiglerzahlen von
bis zu 12 Mio. pro Jahr (Fichtelgebirge).

— Gruppe 3 (in Abbildung 2 weil}) umfasst die von Ta-
gesausfliiglern in erheblichem Umfang besuchten Na-
turparke mit bis zu 2 Mio. Ubernachtungen, aber bis
zu iiber 16 Mio. Tagesausfliiglern (Steigerwald).

AuBerhalb der genannten drei Gruppen ist der relativ stark
von Ubernachtungsgisten besuchte Naturpark Bayerische
Rhén positioniert, mit iiber 3 Mio. Ubernachtungen und
rund 6 Mio. Tagesausfliiglern jahrlich.

Auch wenn die vorgenommene Quantifizierung nur recht
grobe Anhaltspunkte liefert, zeigt sie doch, welches die
Schliisselklientel innerhalb der Besucher von GSG ist: die
Gruppe der Tagesausfliigler. Marketinganstrengungen
sollten sich deshalb zentral auf diese Klientel beziehen,
auch um sie als (zukiinftige) Ubernachtungsgiste zu ge-
winnen. Tagesausfliigler sind nicht nur zahlreich, sondern
auch ausgabefreudig, sie diirften — wie andere Besucher
auch — bereit sein, flir Naturqualitdt und den Erhalt von
Natur zu bezahlen. Es ist allerdings ein schwieriger Ba-
lanceakt, die Angebotsstruktur angemessen auszurichten,
da vor allem die Gefahr besteht, dass Langzeiterholung-
suchende durch ,,Kurzzeittouristen® in ihrem (stirker aus-
gepragten) Bediirfnis nach Ruhe gestort werden und u. U.
deshalb nicht wiederkehren.

Tabelle 4
Besucheraufkommen in ausgewiihlten Naturparken
Zahl der Giiste-
iibernachtungen Zahl der Zahl der Ubernach- Tagesbesuche
Gebiet in gew. u. priv. Tagesbesucher Tagesbesuche tungen ro Einwohner
. . . pro Einwohne
Betrieben und  in das Gebiet pro pro im Zielgebiet
auf Camping- 1993 Ubernachtung  Einwohner
plitzen 1997

Frankenwald 1 076 000 5400 000 5,0 5,8 28,9
Steigerwald 1 485 000 15 540 000 10,5 4,4 45,8
Bayerischer Spessart 1702 000 14 920 000 8,8 3,6 31,3
Fichtelgebirge 1521 000 11 650 000 7,7 4,4 34,0
Altmiihltal 1 863 000 7 560 000 4,1 8,4 33,9
Hassberge 359 000 2 065 000 5,8 3,5 20,1
Bayerische Rhon 3 002 000 5990 000 2,0 16,4 32,7
Frankenh6he 1397 000 9590 000 6,9 4,6 31,2
Frankische Schweiz/

Veldensteiner Forst 1622 000 9010 000 5,6 6,4 35,2
(Nordl.) Oberpfélzer Wald

(1998) 1 865 000 6 700 000 3,6 5,8 20,9

Quelle: Diepolder/Feige 2000 sowie Amtliche Statistik, eigene Erhebungen des Tourismusverbandes Franken e.V./TV Ostbayern sowie des dwif.
Grau unterlegt sind die jeweiligen Minimum- und Maximumwerte je Variable.

3

Die touristischen Gebietsregionen sind in der Regel etwas grof3er als
der jeweilige Naturpark. Deutlich wird, dass neben der absoluten Zahl
der Besucher — die selbstverstindlich auch von der Gebietsgrofe ab-
héngt — auch die Relationen mit der Einwohnerzahl als mogliche Ty-
pisierungsvariablen herangezogen werden kénnen. Fiir eine Typisie-
rung aller GSG miissten jedoch erst alle Daten erhoben werden.
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Abbildung 2

Vereinfachte tourismusbezogene Typisierung ausgewéihlter Naturparke

Ubernachtungen Mio.
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Quelle: dwif 2000

2. GroRschutzgebiete und touristisches

Potenzial

Schutzgebiete — insbesondere Nationalparke — sind hiu-
fig Tourismusmagnete. Dies hat zum Teil weniger mit
ihrer origindren Naturschutzfunktion zu tun als mit ihrer
,»monopoldhnlichen Marktstellung®, begriindet in ihrer
zumeist attraktiven naturrdumlichen und/oder kultur-
rdumlichen Ausstattung sowie ihrem hervorragenden
Image bei erholungssuchenden Urlaubern und Touristen
allgemein. Thre relative Exklusivitét (zumindest bei NLP)
spielt dabei ebenfalls eine wichtige Rolle, ldsst sie die
Schutzgebiete doch als knappes wirtschaftliches Gut er-

scheinen.

Meinungen, Reisemotive

Entsprechend stoft die Einrichtung von National- und
Naturparken in der deutschen Bevolkerung insgesamt auf
sehr hohe Akzeptanz: Bei einer Befragung des WWF hiel-
ten 95 % die Einrichtung fiir wichtig oder sehr wichtig,
70 % der Bevolkerung meinen sogar, es sollten noch mehr
Flachen unter Schutz gestellt werden. Auch die Bericht-
erstattung in den Medien diirfte weitgehend positiv sein
und dazu beitragen, die Anliegen der Schutzgebiete deut-
licher zu machen. So hat eine Analyse der Pressebericht-
erstattung deutscher Nationalparke im Auftrag des BfN
eine liberwiegend positive Bewertung ergeben (BfN
1998a).
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Dafiir, dass zentrale Reisemotive von Touristen durch
GroBschutzgebiete als Destinationen ansprechbar sind,
gibt es einige Hinweise. Trotz eines in den letzten Jahren
leicht riickldufigen Umweltbewusstseins der deutschen
Bevolkerung erzielen in Umfragen die Reisemotive, die
intakte Natur und Umwelt als Basiselement aufweisen,
immer noch sehr gute Werte. Zu den Reisemotiven, die
die Entscheidung zu einem Besuch eines Natur-/Natio-
nalparks unterstiitzen kdnnen, zihlen ,,reinere Luft, sau-
beres Wasser, aus der verschmutzten Umwelt herauskom-
men* und ,,Natur erleben®. Beide Motive sind seit Jahren
fiir mehr als ein Drittel der deutschen Bevolkerung ent-
scheidende Reisemotive (,,besonders wichtig®). Diese
Werte sind in den letzten Jahren stabil geblieben, wie eine
neuere Erhebung zeigt (Tabelle 5).

Ein Abgleich der Reisemotive mit den im Urlaub aus-
getibten Aktivitdten zeigt, dass von dieser Gruppe am hdu-
figsten ,,Spazieren gehen/Wandern als Urlaubsaktivité-
ten ausgeiibt werden. Am seltensten dagegen {ibt diese
Gruppe die Aktivititen ,,Feiern/Tanzen/Animation™ aus
(Petermann 1998, S. 129).

Die Stabilitét und teilweise grole Bedeutung von ,,Natur*
als Motiv fiir die Urlaubszielentscheidung wird in gewis-
sem Umfang in einer Umfrage, die im Auftrag des WWF
durchgefiihrt wurde, bestitigt. Abgeleitet aus den Reise-
absichten in Regionen, die sich fiir den Schutz der Natur
durch einen Nationalpark entschieden haben, ermittelt der
WWEF ein ,,weiches* Potenzial von durchschnittlich 72 %
der gesamtdeutschen Bevolkerung. Diese Gruppe wiirde
laut WWF auch bestimmte Einschrinkungen bei ihren
Aktivitdten tolerieren, wie z. B. Wandern nur auf Wegen
oder Einschrankungen des Wassersports (90 %) (WWF
1999, S. 40). 81 % der Bevolkerung wiirde eine ,,Natur-
taxe™ fiir den Besuch eines Nationalparks akzeptieren,
43 % einen Betrag von mehr als 1 DM.

Tabelle 5

Nationalparke in der Meinung der Bevolkerung

Rund 95 % der Bundesbiirger halten Nationalparke
fiir wichtig, rund 64 % fiir sehr wichtig.

70 % meinen, dass noch mehr Flichen unter Na-
tionalpark-Schutz gestellt werden sollten.

72 % der Bundesbiirger wiirden ihren Urlaub lie-
ber dort verbringen, wo man sich fiir den konse-
quenten Schutz der Natur durch Nationalparke ent-
schieden hat.

90 % von dieser Gruppe wiirden personliche Ein-
schrankungen durch Schutzbestimmungen in Kauf
nehmen. (WWF 1999)

Trotz eines relativ hohen Umweltbewusstseins sowie der
Bedeutung des Themas ,,Natur im Rahmen der Reise-
motive sollte dies nicht mit ,,6kologischem Bewusstsein®
oder ,nachhaltigem Tourismus® gleichgesetzt werden.
Zum Verstiandnis von Umwelt gehort wie selbstverstind-
lich der Begriff ,,Natur” (sowohl als Urlaubsmotiv als
auch als Urlaubsziel), was aber nur wenig mit umwelt-
schonendem Verhalten gemein hat (Fontanari et al. 2000,
S. 27).

Auch diirfte der Wunsch nach Natur und unberiihrter
Landschaft mit dem Zielsystem der Schutzgebiete nicht
vollig deckungsgleich sein. Tiefergehendes Interesse an
der Natur ist nicht die Regel, man schétzt die Natur eher
als Kulisse und sucht ,,schone Landschaft®, in der touris-
tische Aktivitdten durchgefiihrt werden konnen. Inwie-
weit dabei tatsdchliche Restriktionen bei verschiedenen
Aktivitdten im Urlaubsgebiet akzeptiert werden, muss of-
fen bleiben.

Die Urlaubsmotive und -erwartungen der Deutschen (in % der Bevolkerung)

Urlaubsmotive

besonders wichtig

vollig unwichtig

Entspannung, keinen Stress haben
Abstand zum Alltag gewinnen

frei sein, Zeit haben

frische Kraft sammeln, auftanken
Sonne, Wirme, schones Wetter haben
gesundes Klima

SpaB, Freude, Vergniigen haben
Natur erleben

ausruhen, faulenzen

59
54
52
50
42
41
37
37
33

[\

NN N~ N~ N~

Quelle: nach Forschungsgemeinschaft Urlaub und Reisen (www.fur.de)
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Alles in allem aber diirften die hohe Akzeptanz von
Schutzgebieten allgemein sowie die Motivlage zahlrei-
cher auch potenzieller Reisender und Ausfliigler giinstige
Voraussetzungen fiir einen in die Entwicklung der GroB3-
schutzgebiete integrierten Tourismus bieten.

Nationalparke/Biosphirenreservate in der
Meinung von Besuchern

— Fiir 40 bis 50 % der befragten Nationalparkreisen-
den (Bayerischer Wald) war die Existenz des Na-
tionalparks ein wichtiges Kriterium fiir die Wahl
des Urlaubsortes, 10 % wéiren ohne diesen Schutz-
status nicht angereist (Arnold et al. 1995, S. 29).

— Die wichtigste Aktivitiat im Urlaub war der unge-
storte Naturgenuss (Paulussen/Schmidt 1996).

— FEine Besucherbefragung (1995) in allen damaligen
Nationalparken ergab als die beiden wichtigsten
Faktoren der Urlaubsentscheidung ,,Ruhe und Er-
holung* (75,4 %) sowie ,,Natur erleben und ver-
stehen* (71,6 %). Zwei Drittel der Befragten gaben
an, dass die Existenz des jeweiligen Nationalparks
eine ,,wichtige Rolle* bei der Wahl des Urlaubs-
ziels gespielt hat (GWMC 1995).

— Bei einer lokalen Besucherbefragung im National-
park Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer geben
die Halfte der Befragten an, dass der Nationalpark
bei der Urlaubsentscheidung eine Rolle spielt, fiir
ein Fiinftel war er hierbei ,,wichtig (WWF 1999).

— Eine Befragung von Besuchern des Biosphiren-
reservats Schortheide-Chorin ergab eine durch-
schnittliche ,,Zahlungsbereitschaft™ von rund 3 DM.
(Die Bewohner des BR waren bereit, etwa 50 DM
im Jahr zu zahlen.) (Rommel 2000, S. 283)

Touristische Potenziale

Angesichts der zahlreichen attraktiven Moglichkeiten, die
der Tourismus bietet, sollte es fiir alle Grof3schutzgebiete
eine zentrale zukiinftige Aufgabe sein, die bereits jetzt
manifeste Nachfrage an sich zu binden und neue abzuru-
fen. Inwieweit aber GSG an moglichen Zuwichsen des
Binnentourismus sowie des ,,Ingoing-Tourismus® partizi-
pieren konnen, ist schwer zu sagen.

— Vielfach wird angenommen, dass die Nachfrage nach
dem Tourismusstandort Deutschland seitens deutscher
Urlauber in den néchsten Jahren mit allenfalls mé-
Bigen Zuwachsraten rechnen kann. Dies héngt v. a. da-
mit zusammen, dass die Reiseintensitdt der Deutschen
recht hoch ist und somit bei der Zahl der Reisenden
keine sprunghafte Zunahme zu erwarten ist. Aller-
dings schlummert ein gewisses Potenzial bei der Zahl
der Reisen, die unternommen werden. Das Volumen
der Zweit- und Drittreisen ist schon jetzt beachtlich
und wird vermutlich weiter steigen (Tabelle 6), und es
bietet sich an, Anstrengungen zur Aktivierung dieser
Zielgruppe zu intensivieren.

— Das Aufkommen an Gésten aus dem Ausland ist in den
letzten sieben Jahren regelmdBig gestiegen — zuletzt
(2000) ist die Zahl der Ubernachtungen um 10 % ge-
geniliber dem Vorjahr angewachsen. Dies darf aber
nicht von der Tatsache ablenken, dass dieses Segment
fiir das Reiseland Deutschland eine vergleichsweise
geringe Bedeutung hat. Im Jahr 2000 belief sich die
Zahl der Géste aus dem Ausland auf 18,01 Mio. 2000
entfielen nur 39,5 Mio. der Ubernachtungen in ge-
werblichen Betrieben auf ausldandische Géste. Die Ge-
samtzahl der Ubernachtungen ausléndischer Giste be-
trug fiir Deutschland 362,2 Mio. Zu bedenken ist
ferner, dass etwa ein Drittel dieser Géste Geschéfts-
reisende und ein weiteres Viertel Verwandten- und Be-
kanntenbesucher sind. Dies ist ein erhebliches Marke-
tingproblem fiir Grof3schutzgebiete. Gleichwohl sind
Erwartungen in moderaten Steigerungsraten in den
néchsten Jahren nicht unplausibel, sodass grundsétzlich
auch hier ein Zielgruppenpotenzial zu vermuten ist.

Tabelle 6
Abschitzung der moglichen Entwicklung der Urlaubsreisen bis zum Jahr 2010
(Urlaubsreisehiufigkeit in %)
1999 2010 2010 2010
faktisch minimal maximal wahrscheinlich
1 Urlaubsreise/Jahr 58 50 45 50
2 Urlaubsreisen/Jahr 13 20 25 20
3+ Urlaubsreisen/Jahr 4 10 15 10
Netto-Urlaubsreiseintensitit 75 80 85 80
Anzahl Urlaubsreisen Index 100 127 150 127

Quelle: nach Forschungsgemeinschaft Urlaub und Reisen (www.fur.de)
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— Auch in Zukunft diirfte das Angebot naturvertragli-
cher Reisen und Erholungsformen — trotz verschérfter
Rahmenbedingungen des globalisierten Tourismus —
gute Chancen haben. Intakte Natur, Ruhe und gute
Luft sind giinstige Standortfaktoren. Untersuchungen
und Umfragen zeigen, dass die Potenziale fiir um-
welt- und sozialvertrdgliche Urlaubsangebote vorhan-
den sind. Allgemein hohes Umweltbewusstsein, eine
nachweisbare Zahlungsbereitschaft fiir Umweltschutz
bei vielen Touristen sowie das Bediirfnis nach Natur-
erfahrung in weiten Kreisen der Bevolkerung sind
hierfiir triftige Indikatoren.

3. GrofRschutzgebiete als touristische
Produktlinie

Fir Kommunen und Regionen eréffnen GrofB3schutzge-
biete als touristisches Ziel und positiver Imagetrager die
Moglichkeit, sich im Wettbewerb als unverwechselbare
und attraktive Destination fiir spezifische Zielgruppen zu
positionieren. Wenn es geldnge, nicht nur das bisherige
Besucherniveau zu halten, sondern zu steigern, ergébe sich
hieraus ein Spektrum attraktiver Moglichkeiten. Grof3-
schutzgebiete konnten dariiber hinaus Beitrdge liefern

— fiir eine Stiarkung des Binnentourismus in Deutsch-
land,

— zur nachhaltigen Entwicklung endogener regionaler
Potenziale und

— zum Klimaschutz.

Die Voraussetzung hierfiir miissten aber verbessert wer-
den. Als eine Moglichkeit bietet sich ein gut konzipiertes
Marketing fiir GSG an, dessen wesentliche Merkmale im
Folgenden zur Diskussion gestellt werden (Diepolder/
Feige 2000).

3.1 Strategische Ausrichtung eines Marketings
fur GroBschutzgebiete

Bereits jetzt reagieren zahlreiche Verwaltungen von GSG
auf die gewachsene und vermutlich weiter zunehmende
Bedeutung des Tourismus. Dazu zéhlen u. a. Ma3nahmen
zur Verbesserung der Infrastruktur, der Informations- und
Kommunikationsangebote sowie des Marketings. Nach
Ansicht von Diepolder/Feige (2000) sind solche Aktivita-
ten aber noch zu selten in ein strategisches Gesamtkon-
zept eingebettet und erfolgen oftmals noch zu wenig pro-
fessionell.

Eine auf Anregung des TAB durchgefiihrte Befragung er-
gab zundchst nicht nur eine durchgingige Anerkennung
der Bedeutung des Tourismus, sondern auch eine Fiille
von durchgefiihrten Aktivititen. Zahlreiche GroBschutz-
gebiete ergreifen selbst aktive Maflnahmen zur Touris-
musforderung. Der Schwerpunkt der Aktivitdten liegt al-
lerdings bei den eher klassischen Formen der Information
(Broschiiren, Karten, Infozentren) sowie der Wegeinfra-
struktur und der Angebotsgestaltung in Form von Veran-
staltungen, Fiihrungen etc. Dariiber hinaus zeigt die Be-
fragung, dass Grofischutzgebiete

— erst in Ansédtzen eine erlebnisorientierte Vermarktung
ihrer vielfdltigen Naturerlebnismoglichkeiten betrei-
ben,

— nur wenig konkrete Kooperation mit dem Tourismus-
marketing der Region (z. B. gemeinsame Messeauf-
tritte) aufweisen (Diepolder/Feige 2000, S. 212 f.).

Aus einer marketingorientierten Perspektive ergibt sich
daraus vor allem, dass ein strategisches Produktportfolio
fiir Nationalparke derzeit nicht existiert. Zur Relativie-
rung sei jedoch angemerkt, dass dies fiir den regionalen
Tourismus in Deutschland insgesamt gilt. ,,Die deutschen
Tourismusdestinationen betreiben erst in Ansétzen eine
auf wenige, klar formulierte Produktlinien ausgerichtete
Angebotspolitik im Rahmen eines Zielportfolios. Vor-
herrschend ist nach wie vor der Gemischtwarenladen,
d. h. alle Regionen werben mit ihren oft leider nur ver-
meintlich herausragenden Angebotsstirken von Natur
und Kultur, mit Gesundheits- und Wellness-Angeboten,
mit Ruhe, Wandermdglichkeiten und dhnlichen Allge-
meinplédtzen. Diese sind i. d. R. nicht fiir eine notwendige
Alleinstellung und damit Abgrenzung von Wettbewerbern
geeignet* (Diepolder/Feige 2000, S. 214). Ziel miisste es
deshalb sein,

— die Angebotsvielfalt insgesamt deutlich zu erhohen,
— Dbei attraktiven Angeboten Priorititen zu setzen,

— die Themen- und Erlebnisorientierung der Angebots-
gestaltung zu steigern,

— systematisch nach Angebotsfeldern zu suchen, mit de-
nen sich Mittel erwirtschaften lassen, die dann wie-
derum fiir Schutzzwecke eingesetzt werden kénnen.

3.2 Infrastrukturelle Voraussetzungen - eine
Bestandsaufnahme am Beispiel von
Nationalparken

Fiir die touristische Karriere eines GroBschutzgebietes
sind aus Sicht der touristischen Leistungsanbieter tiber-
geordnet u. a. ein ausreichendes Bettenangebot mit ei-
nem guten Preis-Leistungs-Verhdltnis und eine ausrei-
chende und qualitativ hochwertige gastronomische Infra-
struktur. Als spezifische Beitrdge von GroBschutzgebie-
ten sind insbesondere zu nennen (Diepolder/Feige 2000,
S. 216 ff.):

— gut beschilderte Wegenetze fiir unterschiedliche Ziel-
gruppen (Wanderer, Radfahrer, Reiter etc.) sowie
MaBnahmen zur Besucherlenkung,

— ein breit gefachertes Informationsangebot (Karten,
Broschiiren, Biicher, Video etc.),

— eine differenzierte Angebotspalette zur Besucherbe-
treuung (Fihrungen, Vortrdge, Erlebnistage, kultu-
relle Begleitprogramme) sowie

— Informationszentren.

Voraussetzungen wie diese sind in den Nationalparken in
unterschiedlicher Weise gegeben.
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Abbildung 3

Ein strategisch ausgerichtetes Portfolio deutscher Nationalparke
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Quelle: Diepolder/Feige 2000, S. 215 (verdndert), nach Feige 1998

Wegenetze

Alle Nationalparke sind mit gut ausgeschilderten Wege-
netzen fiir Besucher erschlossen. Das Angebot umfasst
neben markierten Wander- und Radwegen z. T. auch Reit-
und Kutschwege, Langlaufloipen oder Kanuruten. Die
Wege sind im Geldnde durch verschiedene Piktogramme
gut gekennzeichnet (Holzschilder, Hinweisschilder). Al-
lerdings existiert auf Bundesebene kein einheitliches Pik-
togrammsystem.

Besucherlenkung und -information

Die Lenkung der Besucherstrome durch eine Kombina-
tion unterschiedlicher MaBBnahmen gehort daher zu den
zentralen Herausforderungen aller Nationalparke. Lasst
man die Zonierung als Instrument der Lenkung beiseite,
zeigt sich als eine Tendenz, Erholungseinrichtungen am
Rande oder auflerhalb des eigentlichen Schutzgebietes an-
zusiedeln, damit sie als Besuchermagnet eine gewisse
Pufferfunktion wahrnehmen konnen. Weitere Instrumente
der Besucherlenkung sind die Art der WegeerschlieBung
und Parkplatzbereitstellung, ein Orientierungs- und Leit-
system fiir Wanderer, ein Wegegebot, die Uberwachung
der Bestimmungen durch Schutzgebietsbetreuer und die
Information der Besucher. Trotz einiger Anséatze sind all-
gemeine Empfehlungen fiir ein Besucherinformations-
und Lenkungssystem fiir GroBschutzgebiete — soweit er-

Marktanteil

sichtlich — noch nicht ausgereift.

Erlebnis-Pauschalreisen

Erlebnisfiihrungen

Infozentren

Merchandising

hoch

Wanderkarten, bei deren Erstellung sich die Schutzgebiets-
verwaltungen intensiv beteiligt haben, liegen in allen
Nationalparken aus. Dartiber hinaus werden Faltblitter,
Broschiiren und Programmbhefte zu Jahresveranstaltungen
angeboten. In allen Nationalparken sind allgemeine Infor-
mationstafeln an touristisch interessanten Knotenpunkten
und an Parkplétzen installiert, die zur ersten Orientierung
dienen. An besonderen landschaftlichen Attraktionen be-
stehen z. T. auch Schautafeln zu Schwerpunktthemen.

Bildungs- und Erlebnisangebote

Mittlerweile verfiigen alle Nationalparkverwaltungen tiber
eine grofe Palette an attraktiven, z. T. an die Jahreszeiten
angepasste Informations-, Bildungs- und Erlebnisange-
bote. Vortrage und Diaabende gehdren zum Standard. Die
Vielfalt an Angeboten fiir Kinder und Jugendliche ist er-
staunlich groB. Das Spektrum umfasst z. B.

— Tagesprogramme fiir Schulklassen unterschiedlicher
Altersstufen,

— Aktionswochen fiir Schiiler in Jugendwaldheimen,
Jugendzeltpldtzen oder Jugendcamps,

— Fihrungen fiir Familien,
— Exkursionen fiir Fachgruppen und Laien,

— Sonderveranstaltungen zu aulergewohnlichen Themen-
reihen (z. B. ,,Kunst und Natur* oder ,,Mit dem Fors-
ter durch den Winterwald*),
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— Tagungen und Seminare,
— Konzerte, Lesungen, Kunstausstellungen,
— jahrliche Nationalparktage.

Bildungsangebote im Umwelt- und Naturschutz richten
sich vielfach nicht nur an Besucher, sondern auch an Ziel-
gruppen in (umliegenden) Regionen, z. B. Hochschul-
praktikanten oder Lehrkréifte an Schulen. Obwohl die Na-
tionalparkverwaltungen die Umweltbildung als vorrangig
bzw. gleichwertig mit anderen Aufgaben betrachten, ist es
keine Seltenheit, dass fachfremde Krifte die Bildungs-
arbeit ibernehmen. Piddagogen in Nationalparkverwal-
tungen sind bisher noch die Ausnahme (Diepolder/Feige
2000, S. 220 f.).

Qualifizierte Besucherbetreuung

Nur wenige Nationalparke erfiillen die Voraussetzungen fiir
eine qualifizierte Besucherbetreuung. Regelfithrungen mit
verschiedenen Themen zu festgesetzten Zeiten bieten die
meisten Nationalparkverwaltungen an. Fachfiihrungen ver-
anstalten Mitarbeiter aller Nationalparkverwaltungen. Eige-
nes Betreuungspersonal in Informationshdusern gibt es in
fast allen Nationalparken, in den seltensten Fallen jedoch ist
die Zahl der Mitarbeiter ausreichend den Erfordernissen an-
gepasst.

Tabelle 7 gibt einen Uberblick iiber Art und Umfang der
Besucherbetreuung in den Nationalparken.

Tabelle 7
Erweiterte Besucherbetreuung in Nationalparken
NLP Betreuung Betreuung Angebote der »aktive* Info ]g;esscl:l;lt::f Wirkungs-
im Infohaus im Geliéinde NLPV* der Besucher grad**
zahlen
Bayerischer ja ja Rf, Ff, Vo, Pr 326 000 (1993) ca. 1,2 bis 22 %
Wald 290 000 (1994) 1,5 Mio.
Berchtesgaden ja z. T. Rf, Ff, Vo rd. 57 000 (1993)  ca. 1,2 Mio. 5%
rd. 55 000 (1994)
Schleswig- ja ja Ff, Vo, Pr rd. 154 400 (1993) ca. 1,3 Mio. 1,8 %
Holsteinisches rd. 111 625 (1994)  Ubernacht.
Wattenmeer 5 Mio.
Tagesgéste
Niederséchsisches ja* z. T.* RF, Ff, Vo, 570000 (1993+1994)  ca. 2,5 Mibo. 23%
Wattenmeer Pr
Hamburgisches nein z. T. Rf, Ff, Vo 5000 (1993)  ca. 100 000 5%
Wattenmeer
Jasmund nein z. T. Rf, Ff, Vo, Pr rd. 6 020 (1993) ca. 1,5 Mio. 0,4 %
rd 5 400 (1995)
Vorpommersche ja z. T. Rf, Ff, Vo, Pr  rd. 133 200 (1993) ca. 1,5 Mio. 9%
Bodden- rd. 124 200 (1994)
landschaft
Miiritz ja ja Rf, Ff, Vo, Pr rd. 6 730 (1993) ca. 1 Mio. 1%
rd. 6 150 (1994)
Séachsische ja ja Rf, Ff, Vo, Pr rd. 26 000 (1993) ca. 2 Mio. 2%
Schweiz rd. 33 500 (1994)
Hochharz ja ja Rf, Ff, Vo rd. 9200 (1993) ca. 1,8 Mio. 1%
rd. 15 500 (1994)
Harz ja ja Rf, Ff, Vo, Pr rd. 80 000 (1995)  ca. 10 Mio. 0,8%
Unteres Odertal ja ja Rf, Vo, Pr rd. 3 000 (1993) k. A. m. k. A. m.

rd. 4 200 (1994)

*  Angebote der NLPV, die auch von nationalparkeigenen Mitarbeitern durchgefiihrt werden.

** Wirkungsgrad = betreute Besucher: geschitzte Besucherzahl x 100 %.

Legende: Ff = Fachfithrungen
F = Fiihrungen nach Anmeldung
Rf = Regelfithrungen

Quelle: Diepolder/Feige 2000, S. 221

Pr = Projekttage mit Schulen
Vo = Vortrige
kAm = keine Angabe moglich



Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

—29_

Drucksache 14/9952

Setzt man die Zahlen der direkten Besucherbetreuung in
Form von Fiithrungen, Vortragen, Projekttagen sowie der
Besucherzahlen der Informationshduser ins Verhéltnis zur
Gesamtbesucherzahl, zeigt sich, dass der ,, Wirkungsgrad*
in den meisten Féllen unter 5 % liegt.

— Im NLP Bayerischer Wald wurde rund 22 % der
1,5 Mio. Besucher durch ,,aktive Information® (Fiih-
rungen, Exkursionen, Walderlebnistage, Besuche in
Informationszentren) das Thema ,,Nationalpark™ aus
»erster Hand* nahe gebracht.

— Einen sehr hohen ,,Wirkungsgrad® im o. g. Sinne haben
auch die Wattenmeer-Nationalparke, wenn die Betreu-
ung der Besucher durch Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen der Naturschutzverbande mit einbezogen wird. Im
Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer
beispielsweise werden, verglichen mitden fiir 1993 ge-
schiitzten ca. 1,3 Mio. Ubernachtungsgiisten und den
ca. 5 Mio. Tagesbesuchern im Nordseekiistenraum,
ca. 540 000 Besucher (das sind 8,6 %) in Besucherein-
richtungen und auf Exkursionen betreut.

— In Nationalpark-Einrichtungen, durch Fithrungen und
Vortragsveranstaltungen, werden bspw. etwa 23 % der
schitzungsweise 2,5 Mio. Besucher tiber den Natio-
nalpark Niedersdchsisches Wattenmeer informiert
(Diepolder/Feige 2000, S. 222).

Informationshiuser und -zentren

Viele dieser Einrichtungen stellen sich hdufig noch als
,.Informationshiitten” aus der Friihzeit der NLP dar. Es
handelt sich dabei meist um kleine Gebdude mit wenig
Ausstellungsflache, in denen gebietsspezifische Themen
zu Landschaft, Geologie, Tier- und Pflanzenwelt und Ge-
fahrdungen des Schutzgebietes mittels der tiblichen Me-
dien wie Faltblatter oder Info- und Schautafeln prisentiert
werden (Diepolder/Feige 2000, S. 222).

Das Spektrum der Gebdude reicht von Provisorien wie
einem umgestalteten Bauwagen mit Ausstellungstafeln
und Informationsmaterial ohne Betreuungspersonal bis
zu grofflachigen, inhaltlich aufwendiger ausgestatteten
Informationsstellen mit Personal. Falls iiberhaupt, wer-
den die Informationshiitten groBenteils von Arbeits-
kriaften mit Zeitvertrag, Zivildienstleistenden oder
Praktikanten betreut. Auch Fordervereine, Naturschutz-
verbande oder Gemeinden unterhalten selbststindig
oder in Zusammenarbeit mit den Schutzgebietsverwal-
tungen kleine Informationshiitten. Mittlerweile hat
sich aber bei allen NLP die Einsicht durchgesetzt, dass
grofle und attraktive Zentren erforderlich sind. Die
Ubersicht in Tabelle 8 zeigt, dass hier einiges in Bewe-
gung ist.

Tabelle 8
Informationszentren und -stellen in Nationalparken

NLP Infos*  Infozentrum Infohaus Infostellen Sonst. Angebote

Bayerischer Wald 1. fertig
ja 2. in Planung 2 4 Se, Z, Rf, Ff
Berchtesgaden ja 1 3 - Se, Rf, Ff
Schleswig-Holsteinisches
Wattenmeer ja 1 4 2 AR (6), Se, Z, F, Ff
Niedersdchsisches
Wattenmeer ja 3 12 - Se,Z, F
Hamburgisches
Wattenmeer ja in Planung - - AR (1),Rf, F
Jasmund ja in Planung 1 - Rf, Ff
Vorpommersche
Boddenlandschaft ja 1 4 - AR (2), Rf, Ff
Miiritz ja — 6 - Se, Rf, Ff
Séchsische Schweiz ja 1 1 - Se, Rf, Ff
Hochharz ja 1 3+1 - AR (1), Rf, Ff
Harz ja - 4 6 AR (3), Se, Z, Rf, Ff, F
Unteres Odertal ja 1 - - AR (1), Z,Rf, F
Hainich ja in Planung - - Rf, Ff, F
* Faltblitter, allg. Infotafeln, spezielle Schautafeln
Legende: Ff = Fachfithrungen Se = Seminarrdume
F = Fiihrungen nach Anmeldung AR = Ausstellungsraume
Rf = Regelfithrungen

Quelle: Diepolder/Feige 2000, S. 223 (teilweise aktualisiert)
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Fasst man die Ergebnisse verschiedener einschlagiger
Studien zusammen (Diepolder/Feige 2000, S. 229 f.),
zeigt sich folgendes Bild:

— Infozentren sind eine relativ neue Einrichtung: In den
80er-Jahren entstanden rund ein Viertel, wiahrend zwei
Drittel der untersuchten Zentren erst in den 90er-Jah-
ren errichtet wurden. Die aktuelle Untersuchung des
DTV (2001, S. 199) weist aus, dass fiinf von neun Na-
tionalpark-Zentren ein bis zehn Jahre und weitere
drei Zentren zehn bis 20 Jahre alt sind.

— Nahezu die Hilfte (46 %) der untersuchten Zentren
sind kleiner als 150 m?. Die durchschnittliche Ge-
samtfliche der Zentren betrdgt 293 m?, ein Viertel
verfiigt iiber 150 bis 300 m?> Grundfliche, 27 % iiber
300 bis 1 000 m? und nur 2 % iiber mehr als 1 000 m2.

— Viele Einrichtungen operieren nach wie vor mit kon-
ventionellen Methoden der Informationsvermittlung.
Nur ein Viertel der befragten Zentren verwendet
hierzu Neue Medien, ein geringer Anteil stellt bei
Besuchern beliebte interaktive Présentationselemente
zur Verfiigung.

— Es findet sich auch eine Vielzahl attraktiver Zentren,
die sowohl in architektonischer Hinsicht, als auch be-
ziiglich des zugrunde liegenden Informationskonzep-
tes z. T. vorbildliche Losungen préasentieren. Hieraus
lassen sich einige Anforderungen ableiten, die an In-
formationszentren der 2. Generation zu stellen wéren.

3.3 Gestaltungsoptionen

Informationszentren der 2. Generation

Fiir die Informationszentren der zweiten Generation sind
folgende Anforderungen formuliert worden (Diepolder/
Feige 2000, S. 231 ff.):

— eine attraktive Architektur, die Aufmerksamkeit erregt
und Botschaften vermittelt, die einen Zusammenhang
zur Grundphilosophie der Hauser herstellen. Infozen-
tren, die diesen Anforderungen entsprechen, kénnen
dabei zum einen hinsichtlich Baustil und Material-
wahl unauffillig und harmonisch in die Landschaft
integriert sein, zum anderen architektonisch sehr auf-
fallig und auBergewohnlich gestaltet sein. Ein Beispiel
fiir die letztere Kategorie ist das Informationszentrum
Blumberger Miihle im Biosphdrenreservat Schorf-
heide/Chorin.

— Okologische Vorbildfunktion durch entsprechende
Materialwahl. Durch die Verwendung regionaltypi-
scher Baustoffe kann die Landschaftsgebundenheit
der Architektur unterstrichen werden. Bei der Errich-
tung und Energieversorgung der Héuser wire auf
6kologische Standards zu achten, z. B. Niedrigenergie-
Bauweise, Nutzung geothermischer Erdwdrme zu
Heizzwecken, energiesparende Grasdédcher oder Re-
genwassernutzung fiir Toilettenspiilung.

— Einbettung des Gebdudes ins natiirliche Umfeld. Zu
erwégen waren hierbei gestalterische Mafinahmen, die

Korrespondenzen zwischen Innenraum und AuBen-
raum herstellen, etwa um die Ausstellungskonzeption
zu unterstreichen. Denkbar wire auch die Gestaltung
der AuBenanlagen mit landschaftstypischen Elemen-
ten, z. B. der unmittelbaren Umgebung nachempfun-
denen Kleinbiotopen (wie bspw. in Blumberger Miihle,
Hans-Eisenmann-Haus, Pahlhuus, Naturparkzentrum
Botrange).

— funktionale Standortwahl. Die Wahl des Standorts ei-
nes Zentrums sollte von dem Ziel bestimmt sein, eine
Attraktion zu schaffen, die als Besuchermagnet wirkt
bzw. zur Besucherlenkung eingesetzt werden kann.
Zwar ist ein auffdlliger Standort grundsétzlich eher at-
traktiv fiir die Besucher, eine abgelegene Platzierung
des Zentrums muss jedoch kein Nachteil sein. Zu ach-
ten ware aber auf eine gilinstige Verkehrsanbindung
und gute Erreichbarkeit mit 6ffentlichen Verkehrsmit-
teln. Durch weitere Attraktionen im Umfeld kdnnen
Agglomerationsvorteile fiir das Zentrum entstehen;
bei der Wahl des Standortes wire also darauf zu ach-
ten, sich in der Ndhe bestehender Attraktionen anzu-
siedeln oder solche durch eine entsprechende Umfeld-
gestaltung zu schaffen (z. B. Erlebnislandschaften,
Freigeldnde, Wanderwegenetz).

— multifunktionale Nutzung. Zu den Grundfunktionen
der Infozentren neuen Typs sollten ,, Wissensvermitt-
lung* und ,,Erlebnisprésentation” gehdren. Zu denken
wire auch an spezielle Angebote fiir Kinder. Eine
zunehmend wichtige Rolle spielen Service- und Be-
ratungsaufgaben fiir Besucher (Zimmervermittlung,
Restaurant- und Cafébetrieb) sowie Merchandising.
Um die Attraktivitdt der Zentren zu erhohen, kon-
nen spezifische Marketingartikel, Postkarten, Biicher,
Karten und ggf. Produkte aus der Region angeboten
werden.

— erweiterte Angebotspolitik. Fiir Infozentren der zwei-
ten Generation stellt sich die Aufgabe einer attraktiven,
erlebnisorientierten Vermittlung. Hierzu gehort etwa
die Préisentation auflergewdhnlicher Themen und At-
traktionen mittels Neuer Medien und interaktiver Pra-
sentationselemente. Dass sich iiberdurchschnittliche
Investitionen auszahlen, zeigt sich etwa am Multimar
Wattforum im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches
Wattenmeer, das sich nach dem Einbau von elf Grof3-
aquarien zu einem echten Besuchermagneten ent-
wickelte. Als weitere Besucherattraktion haben sich
GroBveranstaltungen (Feste, Konzerte, Abendveran-
staltungen) erwiesen (Diepolder/Feige 2000, S. 236).

Aktives Umfeldmanagement

Grofischutzgebiete diirfen nicht als Insel betrachtet und
behandelt werden. Sie sind Teil einer Region und bilden
z. B. mit angrenzenden (Schutz-)Gebieten und Gemein-
den einen Verflechtungsraum. Strukturen und Entwick-
lungsprozesse in einem Teil konnen vielféltige (Wech-
sel-)Wirkungen mit anderen Teilen bewirken. So finden
z. B. Ausgleichsmafinahmen fiir die Landwirtschaft, Tras-
senfiihrungen von Verkehrswegen, Besucherlenkungs-
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mafnahmen haufig im Vorfeld und nicht direkt im Schutz-
gebiet statt. Auch ist der anthropogene Entwicklungs-
druck im Vorfeld oftmals hoéher als im Schutzgebiet
selbst.

Die Region wird die Entwicklungspotenziale, die sich aus
der Existenz eines Schutzgebietes ergeben, gerade auch
im Tourismus, nur optimal nutzen kénnen, wenn Natur-
schutz und Parkmanagement mit der Regionalentwick-
lung abgestimmt sind. Zur Vermeidung einer ,,soziodko-
nomischen Verinselung™ ist es deshalb unabdingbar, das
GrofBschutzgebiet in regionale und kommunale Planun-
gen so weit zu integrieren, dass einerseits die Schutz-
gebietsinteressen und andererseits die kommunalen In-
teressen, insbesondere die der Anrainergemeinden, auf-
gegriffen und abgestimmt werden konnen (Diepolder/
Feige 2000, S. 268).

Hierzu miissten die einschldgigen Parameter identifiziert
und beobachtet und die Verflechtungsbeziehungen analy-
siert werden. Hierfiir ist ein Monitoring vorgeschlagen
worden, das 6kologische und soziodkonomische Aspekte
integriert erfasst. Es hat sich aber noch nicht etabliert und
wird erst in Ansétzen praktiziert.

Damit kdnnten u. a. eine Datenbasis fiir Planungen und
Entscheidungen aufgebaut und Entwicklungspotenziale
in GSG und ihrem Umfeld identifiziert werden. Eine sol-
che Basis kdnnte dazu beitragen:

— die Akzeptanz fiir das GSG durch Interesse und
Beriicksichtigung der Belange der Menschen vor Ort
zu stirken,

— ein optimales Besuchermanagement zu gestalten und
damit eine positive touristische Entwicklung der Re-
gion anzustof3en,

— Gefihrdungen und Chancen der 6konomischen Trag-
fahigkeit in der Region zu erkennen,

— Losungsansitze fiir Konflikte zwischen Regional- und
Schutzgebietsentwicklungen zu finden (Diepolder/
Feige 2000, S. 275).

Die Beobachtung der soziookonomischen Entwicklung
sowie die Dokumentation von Managementmafnahmen
in den Grof3schutzgebieten sollen schlielich zum einen
helfen, die Arbeit der GroB3schutzgebietsverwaltungen ei-
ner breiteren Offentlichkeit — insbesondere in der jeweili-
gen Region — zugéinglich zu machen. Zum anderen sollen
die Zusammenhénge mit der regionalen und lokalen Wirt-
schaft oder den Besucherstromen besser verdeutlicht
werden, als dies bisher der Fall war.

Monitoring im Miiritz-Nationalpark

Fiir den Miiritz-Nationalpark liegt hierzu ein Entwurf
vor. Ziel des Monitoring solle sein, die wichtigsten Da-
ten

— zur Entwicklung der wichtigsten Natur- und Le-
bensrdume innerhalb des Nationalparks,

— zu den wichtigsten Faktoren, die diese beeinflus-
sen (Bio-Monitoring) sowie

— zur soziodkonomischen Entwicklung innerhalb
des Nationalparks und seines Umfeldes (soziodko-
nomisches Monitoring) zu erheben.

Unterstrichen wird die Bedeutung des soziodko-
nomischen Monitoring: ,,Insbesondere in einem Na-
tionalpark, der wie der Miritz-Nationalpark eine
jahrhundertealte, vom Menschen beeinflusste Kultur-
landschaft umfasst, kommen neben den 6kologischen
auch den soziodkonomischen Entwicklungen grof3e
Bedeutung zu. Die Schutzziele eines Nationalparks
fithren dort zu Nutzungseinschrdnkungen oder -er-
schwernissen. Andererseits erdffnen sich durch den
Tourismus neue Okonomische Mdglichkeiten. Auf-
gabe des Monitoring soll es daher sein, die soziodko-
nomischen Entwicklungen zu erfassen und das Na-
tionalparkamt in die Lage zu versetzen, auch hier
langfristig Verdnderungen aufzuzeigen, Bilanzen zu
ziehen und ggf. steuernde Maflnahmen zu ergreifen.
Dies dient somit auch den Zielen der Akzeptanzfor-
derung fiir den Nationalpark und der Nationalpark-
Region.*

Quelle: www.nationalpark-mueritz.de/monitoring/
monitoring2.html

Offentlichkeitsarbeit/Kommunikation
mit der Bevolkerung

In vielen Schutzgebietsverwaltungen wichst das Be-
wusstsein von der Notwendigkeit und den Moglichkeiten
einer professionellen Offentlichkeitsarbeit. Dieser Pro-
zess misste sich beschleunigen und intensivieren, da In-
formation und Kommunikation sowohl mit der vor Ort
lebenden Bevolkerung als auch den Besuchern ein
Schliissel zum Erfolg sind. Eine wesentliche Vorausset-
zung fir eine Erhdhung der Attraktivitidt und Akzeptanz
von GSG diirfte es sein, unterschiedliche Inhalte und For-
men der Offentlichkeitsarbeit fiir beide Zielgruppen zu
finden (Diepolder/Feige 2000, S. 262).

Offentlichkeitsarbeit sollte zwei miteinander verkniipfte
Dimensionen aufweisen: Kommunikation und Koope-
ration. Kommunikation mit der Bevdlkerung sollte als
»verstindigungsorientierte® Offentlichkeitsarbeit prakti-
ziert werden (Diepolder/Feige 2000, S. 265), die sich an
folgenden Kriterien orientiert:

Interessen und Ziele sind transparent zu machen;

— professionelle Begriffe und Fachtermini sollten da-
hinter stehende Sachverhalte nicht verschleiern;

— die erwartbaren Folgen von Maflnahmen sollten den
Betroffenen frithzeitig mitgeteilt werden;

— Strukturen und Kompetenzen miissen deutlich, An-
sprechpartner erkennbar sein.

Informationsfliisse sollten in beide Richtungen ge-
hen (,,Zwei-Wege-Kommunikation*) und kontinuierlich
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Abbildung 4

Aufbau des SOM im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer
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Quelle: www.wattenmeer-nationalpark.de/nationalparkamt/jahresbericht/aufb.htm (leicht verdndert)

gepflegt werden. Wichtig ist zudem, Kommunikationsan-
gebote aktiv zu gestalten und nicht nur als Reaktion auf
duflere Ereignisse zu entwickeln. All diese Anforderungen
umzusetzen bedeutet in der Konsequenz eine Professio-
nalisierung der Offentlichkeitsarbeit. Diese ist allerdings
noch die Ausnahme.

Kommunikation ohne Angebote zur Kooperation und
Mitwirkung hingt in der Luft. Deswegen sollten hierfiir
Verfahren und Foren angeboten werden (Diepolder/Feige
2000, S. 265 f.):

»Runde Tische*: Gespridche zwischen kommunalen
Schliisselpersonen und Nationalparkbediensteten in
entspannter Atmosphére (praktiziert im Nationalpark
Bayerischer Wald, von den beteiligten Einheimischen
sehr positiv aufgenommen).

Zweckverband von Anwohnergemeinden: Das Ziel ist,
gemeinsame Interessen von Kommunen und Grof3-
schutzgebiet im Vorfeld zu koordinieren und das
Schutzgebiet in den Lebens-, Erholungs- und Wirt-
schaftsraum der Gemeinde zu integrieren. Das GSG
muss hier aber eine aktive und gleichberechtigte Rolle
spielen konnen.

— Ausschuss zur direkten Beteiligung bei Entschei-
dungsfindungen (Biirgermeister, Landrite, National-
park-Leiter): Ein solcher Ausschuss dient der Wah-
rung der Interessen Einheimischer und sorgt vor allem
fiir Transparenz bei Planungen und Aktivititen des
GSG.

Werbung/Internet

GroBschutzgebiete sind und haben ohne Zweifel touris-
tische Attraktionen, die sich vermarkten lassen. Entspre-
chende Werbe- und Vertriebsaktivitidten konzentrieren
sich bislang allerdings auf konventionelle Maflnahmen
und Medien (Infobroschiiren, Veranstaltungen). Im Ver-
gleich hierzu offensive und innovative Mafinahmen sind
— soweit bekannt — noch die Ausnahme. Ein Beispiel
hierfiir ist der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches
Wattenmeer. Dieser praktiziert eine neuartige Kommuni-
kationspolitik. Mit Anzeigen, auf denen sich bekannte
Personlichkeiten présentieren, wurde eine sehr interes-
sante Imagekampagne entwickelt, in der fiir die Idee des
Naturschutzes geworben wird.
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Die Frage liegt nahe, ob und in welcher Weise Grof3schutz-
gebiete das Internet als Medium nutzen. Im Auftrag des
TAB wurde hierzu eine Bestandsaufnahme durchgefiihrt.
Auch bei einer Uberpriifung des Ergebnisses von 2000 ei-
nige Monate spéter zeigen sich zwar einige Fortschritte,
aber immer noch Nachholbedarf. Von etwa 108 Grof3-
schutzgebieten verfiigen nur acht Nationalparke, vier Bio-
sphirenreservate und elf Naturparke iiber eine eigene,
direkt im Internet auffindbare Homepage. Weitere Grof3-
schutzgebiete wie die Naturparke Baden-Wiirttembergs
sowie die Nationalparke Hamburgisches und Niederséch-
sisches Wattenmeer werden — iiber die Websites von Mi-
nisterien oder Behorden — ,,indirekt™ im Netz vorgestellt.
Die Foderation Europarc Deutschland (www.europarc-
deutschland.de) bewirbt ihre Mitglieder — und damit
unter anderem Nationalparke, Biosphéirenreservate und
einige Naturparke — im Internet. Auch der Verband Deut-
scher Naturparke e.V. (www.naturparke.de) bietet eine
Liste und Kurzbeschreibungen zu allen Naturparken und
Links zu allen Naturparkverwaltungen mit eigener Home-

page.

Nimmt man eine erste, sehr vorldufige Bewertung der In-
ternetauftritte vor, so zeigt sich iibergreifend, dass hin-
sichtlich der Orientierung fiir den Besucher, Grafik und
Design und Inhalte vieler Websites verbesserungswiirdig
sind. Verbesserungswiirdig ist neben der Prisentation der
Schutzgebietsidee in besonderem Mafle die Ansprache
der Zielgruppe Touristen.

Marketing/Kommunikation mit touristischen
Organisationen

Zahlreiche GroBschutzgebiete Deutschlands verfiigen
mittlerweile iiber eine attraktive naturnahe touristische In-
frastruktur. Diese eroffnet ein breites Spektrum von Erho-
lungs- und Urlaubsaktivitdten. Mit diesem ,,Pfund® wird
noch zu wenig ,,gewuchert*.

Ein Ansatzpunkt fiir ein erfolgreiches GSG-Marketing ist
die Zusammenarbeit mit touristischen Organisationen.
Hier sind positive Ansétze insofern erkennbar, dass alle
GroBschutzgebiete wissen, welche Organisationen es in
ihrer Region gibt und wer Ansprechpartner ist (Diepolder/
Feige 2000, S. 246). Auch kann man im Allgemeinen von
einer engen Kooperation ausgehen, die sich u. a. in Ar-
beitskreisen, gemeinsamen Projekten und Messebesuchen
manifestiert.

Gleichwohl ist anzumerken, dass — so das Ergebnis einer
Recherche bei 13 Landestourismus-Organisationen der
Flachenbundesldnder — GroB3schutzgebiete dort noch
nicht intensiv genug als touristische Destinationen ins Be-
wusstsein geriickt sind und entsprechend beworben wer-
den. Dies zeigt sich schon in dem trivialen Umstand, dass
die Mehrzahl der Landestourismusorganisationen nur
mangelhaft mit Informationen zu GrofBschutzgebieten
ausgestattet sind, wobei zu vermuten ist, dass dies auch
fiir die regionalen Organisationen gilt (Diepolder/Feige
2000, S. 251).

Dies ist vermutlich nur ein Indiz fiir das tiefer gehende
Problem, dass Kommunikation und Vertrieb touristischer

Angebote von GroBschutzgebieten noch nicht im Rahmen
systematisch aufgebauter Konzepte erfolgen. Die heute
fiir eine erfolgreiche Zielgruppenansprache notwendige
und vorhandene Vielfalt von Kommunikations- und Ver-
triebswegen wird noch zu wenig genutzt (z. B. Internet).

Die GroBschutzgebiete als ,,Produkt® sind im Tourismus-
marketing erst in Ansdtzen vertreten. Entsprechend er-
scheint es angebracht, Prinzipien eines Marketing fiir
Grofischutzgebiete zur Nutzung des positiven Images
»Schutzgebiet fiir eine touristische Imagebildung fiir das
Schutzgebiet einschlieBlich seiner Umlandregion zu ent-
wickeln. Eine Frage konnte dabei sein, wie die Ansitze
des umweltorientierten Marketings fiir das Handlungsfeld
Tourismus und GrofBschutzgebiete gewinnbringend ein-
zusetzen sind. Hierbei ist zum einen das Versténdnis der
GSG-Verwaltungen hinsichtlich ihrer Marketing-Funk-
tion angesprochen und zum zweiten die Frage, wie dabei
eine optimale Arbeitsteilung zwischen Naturschutz- und
Tourismusorganisationen aussehen konnte (Diepolder/
Feige 2000, S. 202 f., S. 339).

4. Fordermoglichkeiten fiir den Tourismus
in GroBschutzgebieten

Fordermdglichkeiten ergeben sich auf der Ebene der Eu-
ropdischen Union, des Bundes, der Lander und der Stif-
tungen und Sponsoren. Im Folgenden werden Programme
vorgestellt, die Fordermoglichkeiten fiir Tourismus, Na-
turschutz, Umweltschutz und auch fiir Kooperationen
zwischen Tourismus und GrofBischutzgebieten enthalten
(Diepolder/Feige 2000, S. 137 ff.).

41 Forderung durch die Europaische Union

Strukturférderung

Fordermittel der EU zur Starkung des ldndlichen Raumes
dienen zur Kofinanzierung von nationalen Mafinahmen.
Mittel werden nicht zentral von Briissel an die einzelnen
Antragsteller vergeben, sondern mittelbar den zustin-
digen nationalen und regionalen Stellen zugewiesen.

Bund und Lénder erarbeiten so genannte ,,operationelle
Programme*, die sich an den formulierten Zielen der EU
orientieren und von der Kommission bewilligt werden
miissen. Nach den Kriterien dieser Programme werden
dann die Mittel vergeben. Der Finanzrahmen der Pro-
gramme wird durch Bundes- und Landesmittel aufge-
stockt. Die ,,operationellen Programme* des Bundes und
der Lander fordern Kooperationen zwischen Tourismus
und GroBschutzgebieten nicht ausdriicklich, erdffnen
solche Moglichkeiten aber indirekt.

Finanzierungsinstrument ,,Strukturfonds*

Die Finanzierung der Strukturférderung mit dem Ziel,
den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt in der
Européischen Union zu stirken, erfolgt durch vier Struk-
turfonds. Aus diesen Mitteln werden MalBnahmen ko-
finanziert, die im Rahmen vorrangiger, von der EU
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Grofischutzgebiete im Internet

Biosphirenreservate

— Biosphérenreservat Oberlausitz: www.biosphaerenreservat-oberlausitz.de/
— Biosphérenreservat Rhon: www.rhoen.net/Biosphaerenreservat/index.htm
— Biosphirenreservat Schaalsee: www.schaalsee.de

— Biosphirenreservat Stidostriigen: www.biosphaerenreservat-suedostruegen.de/

Nationalparke

— Nationalpark Bayerischer Wald: www.nationalpark-bayerischer-wald.de
— Nationalpark Berchtesgaden: www.nationalpark-berchtesgaden.de

— Nationalpark Hamburgisches Wattenmeer: www.hamburg.de/Behoerden/
Umweltbehoerde/wattenmeer/index.htm

— Nationalpark Harz: www.nationalpark-harz.de
— Nationalpark Jasmund: www.nationalpark-jasmund.de
— Nationalpark Miiritz: www.nationalpark-mueritz.de/

— Nationalpark Niedersédchsisches Wattenmeer: www.mu.niedersachsen.de/
Nationalparke/index.html

— Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer: www.wattenmeer-nationalpark.de
— Nationalpark Unteres Odertal: www.unteres-odertal.de

— Nationalpark Vorpommersche Boddenlandschaft: www.nationalpark-vorpommersche-
boddenlandschaft.de/

Naturparke

— Naturpark Altmiihltal: www.naturpark-altmuehltal.de

— Naturpark Bayerischer Wald: www.naturpark-bayer-wald.de

— Naturpark Bergisches Land: www.bergischesland.de

— Naturpark Diibener Heide: www.duebener-heide.de

— Naturpark Eichsfeld-Hainich-Werratal: www.naturpark-ehw.thueringen.de
— Naturpark Erzgebirge Vogtland: www.naturpark-erzgebirge-vogtland.de

— Naturpark Hohes Venn/Eifel: www.naturpark-hohesvenn-eifel.de

— Naturpark Hochtaunus: www.hochtaunus.naturpark.de

— Naturpark Holsteinische Schweiz: www.naturpark-holsteinische-schweiz.de
— Naturpark Mecklenburgisches Elbetal: www.elbetal-mv.de

— Naturschutzpark Liineburger Heide: www.planet-interkom.de/mueller.u/index.htm

— Naturpark Steigerwald: www.steigerwald.org
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formulierter Ziele vor allem dazu beitragen, die regiona-
len Entwicklungsunterschiede auszugleichen (vgl. http://
www.europa.eu.int/comm/regional policy).

— EAGFL: Europédischer Ausrichtungs- und Garantie-
fonds fiir die Landwirtschaft

Die Abteilung ,,Ausrichtung® stellt Mittel fir die
Anpassung der landwirtschaftlichen Strukturen und fiir
landliche Entwicklungsmafinahmen bereit (Moder-
nisierungsmafnahmen landwirtschaftlicher Betriebe,
Vermarktung land- und forstwirtschaftlicher Produkte).
Die Abteilung ,,Garantie* finanziert z. B. Maflnahmen
der Intervention im landwirtschaftlichen Bereich (Auf-
kauf, Ausgleichszahlungen, wie z. B. Flidchen- und
Tierpramien).

— EFRE: Europdischer Fonds fiir Regionalentwicklung

Diese Forderung ist auf die so genannten ,,benachtei-
ligten Regionen* begrenzt. Es werden vor allem Pro-
duktinnovationen, Infrastrukturen sowie die Entwick-
lung (Neuansiedlung, Stirkung) der kleinen und
mittelstindischen Unternehmen (KMU) unterstiitzt.

— ESF: Europdischer Sozialfonds

Durch den ESF werden Berufsausbildung (Investitio-
nen in so genanntes Humankapital) und Hilfen zur
(Wieder-)Eingliederung von Arbeitslosen in das Be-
rufsleben gefordert.

— FIAF: Finanzinstrument fiir die Ausrichtung der Fi-
scherei

FIAF fordert die Anpassung von Fischereibetrieben,
wie z. B. die Modernisierung der Fischereiflotte, die
Entwicklung der Aquakultur, den Umbau oder Ausbau
von Hafenanlagen und Marktbeobachtung.

Aus den Strukturfonds flieBen die Mittel zu 94 % in die
Programme zur Durchfiihrung der von der EU festgeleg-
ten Ziele und in Programme der Gemeinschaftsinitiativen.
Die Ziele haben entweder thematischen oder regionalen
Charakter. ,,Horizontale™ Ziele beziehen sich auf das ge-
samte Gebiet der EU, richten sich dabei aber an bestimmte
Zielgruppen. ,,Regional* bzw. gebietsgebunden bedeutet,
dass die Forderung in nach festgelegten Kriterien ausge-
wiesenen Gebieten stattfindet.

Ziele und Zielregionen der EU in der Agenda 2000

Am 16. Juli 1997 legte die EU-Kommission mit der
»Agenda 2000 — Eine stirkere und erweiterte Union* ihre
Vorschldge zur Entwicklung der Européischen Union vor.
Dieses Aktionsprogramm zielt u. a. darauf ab,

»die Effizienz der strukturpolitischen Instrumente zu
erhohen (...);

— die Haushaltsanstrengungen zugunsten des wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenbhalts auf gleichem Ni-
veau fortzusetzen;

— das Bemiihen um regionalen Zusammenhalt auf die
kiinftigen Mitgliedstaaten auszudehnen.” (http://
eu.int/scadplus/leg/de/lvb/1160014.htm)

Die Gemeinschaftspolitik in den verschiedenen Berei-
chen soll wirksamer gestaltet, das Subsidiaritdtsprinzip
verstirkt angewendet und ein neuer Finanzrahmen fiir den
Zeitraum 2000 bis 2006 festgelegt werden, um die EU auf
die bevorstehende Erweiterung vorzubereiten. In Bezug
auf die Strukturpolitik ist die Reform v. a. durch eine stir-
kere Konzentration der Finanzhilfen sowie das Bemiihen
um administrative Vereinfachung und Dezentralisierung
gekennzeichnet. Die neuen Bestimmungen fiir die Struk-
turfonds der EU sind in einer fiir das gesamte Gebiet der
EU giiltigen Verordnung enthalten (vgl. http://eu.int/
scadplus/leg/de/lvb/1160014.htm).

Die Strukturforderung soll weit mehr als derzeit zur
Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit und zur Verbesserung
der Wettbewerbsfahigkeit eingesetzt werden. Zur Steige-
rung der Effektivitdt wird die Zahl der Zielgebiete von
sechs auf drei reduziert, sodass die bisher eigenstindigen
Ziele fir den landlichen Raum mit anderen Zielen zu-
sammengefasst werden. Statt wie bisher 51 % der Bevol-
kerung der EU fallen nunmehr 35 bis 40 % unter die re-
gionalen Ziele.

— Ziel 1 (gebietsabhéngig) dient der Forderung der Ent-
wicklung und strukturellen Anpassung der Regionen
mit Entwicklungsriickstand.

— Mitdem Ziel 2 (gebietsabhéngig) werden Gebiete mit
Strukturproblemen unterstiitzt, um das Gefille inner-
halb der Nationalstaaten auszugleichen.

— Ziel 3 (thematisch) gilt fiir Regionen, die nicht unter
das Ziel 1 fallen. Durch eine zielgruppenorientierte
Forderung soll die Anpassung und Modernisierung
der Ausbildungs-, Berufsbildungs- und Beschéfti-
gungssysteme unterstiitzt werden (vgl. http://eu-
ropa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/169913.htm).

Die finanzielle Mittelausstattung fiir die Zielgebiete
(ohne Ubergangsunterstiitzung) ist wie in Tabelle 9, S. 36
festgelegt.

Agenda 2000 in Deutschland

,,Ziel 1-Gebiete in Deutschland sind die neuen Bun-
desldnder. Die ,,Ziel 1-Programme* des Bundes sollen
nach dem bereits aufgestellten ,,Ziel 1-Regionalent-
wicklungsplan“ folgende Schwerpunkte enthalten, die
aus einem der Strukturfonds finanziert werden:

— Schwerpunkt 1: Férderung der Wettbewerbsfahig-
keit der gewerblichen Wirtschaft, insbesondere der
kleinen und mittleren Unternehmen,

— Schwerpunkt 2: Infrastrukturmafinahmen,

— Schwerpunkt 3: Schutz und Verbesserung der
Umwelt,

— Schwerpunkt 4: Forderung des Arbeitskréfte-
potenzials sowie der Chancengleichheit,

— Schwerpunkt 5: Léandliche Entwicklung und Fi-
scherei,
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Tabelle 9
Mittelausstattung nach Zielen (in Preisen von 1999)
2000-2006
Ziel 1 139,95 Mrd. EUR (70 % der Mittel)
Ziel 2 22,45 Mrd. EUR (11,5 % der Mittel)
Ziel 3 24,05 Mrd. EUR (12,3 % der Mittel)

Quelle: http://europa.eu.int./comm/regional policy/intro/regions5_de.htm

Die Bundesprogramme ,,Verkehrsinfrastruktur® und
ZArbeitsmarktpolitik werden die Ziel 1-Programme
der Léander ergdnzen und ebenfalls aus den fiir die
Ziel-1-Forderung  bereitstehenden Mitteln bedient
werden.

— ,,Ziel 2-Gebiete* beziehen sich auf spezifisch abge-
grenzte Problemgebiete der alten Bundesldnder, die
von den einzelnen Bundesldandern, im Rahmen der be-
reitgestellten Mittel, selbst festgelegt werden.

— ,,Ziel 3-Gebiete* beziehen sich auf die gesamte Flache
der Bundesrepublik Deutschland (Diepolder/Feige
2000, S. 143).

Im Rahmen der Strukturférderung werden seit Januar
2000 die ,,MaBnahmen zur landlichen Entwicklung* nicht
mehr tiber verschiedene Programme gefordert, sondern in
einem einzigen ,,Entwicklungsplan pro Bundesland* zu-
sammengefasst (http://www.leaderplus.de/leaderplus/ in-
dex.htm).

Gemeinschaftsinitiativen

Die Gemeinschaftsinitiativen sind spezifische strukturpo-
litische Instrumente, die die EU-Kommission den Mit-
gliedstaaten vorschldgt, um Aktionen zu unterstiitzen, die
zur Losung von Problemen mit besonderer Bedeutung fiir
die Europdische Gemeinschaft beitragen. Ergidnzend zu
den anderen, von den Strukturfonds finanzierten Aktionen
zeichnen sie sich aus durch:

— die Forderung der transnationalen, grenziibergreifen-
den und interregionalen Zusammenarbeit,

— eine Durchfiihrung nach dem ,,Bottom up“-Prinzip,
— das Sichtbarwerden der Gemeinschaftsaktivitét vor Ort.

Von den EU-Mitgliedstaaten werden die mit der Durch-
fiihrung beauftragten Behdrden benannt. Diese Behdrden
sind Ansprechpartner und Antragsstelle fiir Interessierte.

Die EU hat mit den Gemeinschaftsinitiativen vier Son-
derprogramme aufgelegt. Hierauf entfallen 5,35 % der
Mittel aus den Strukturfonds:

— INTERREG III unterstiitzt die grenziibergreifende,
transnationale und interregionale Zusammenarbeit zur
Forderung einer ausgewogenen Raumordnung iiber-
regionaler Gebiete (Finanzierung: EFRE).

— URBAN II unterstiitzt vor allem innovative Strategien
zur Wiederbelebung von krisenbetroffenen Stidten
und Stadtvierteln (Finanzierung: EFRE).

— LEADER + soll die privaten und &ffentlichen Akteure
in ldndlichen Gebieten bei neuen lokalen Strategien
fiir eine nachhaltige Entwicklung unterstiitzen (Finan-
zierung: EAGFL).

— EQUAL soll die Ursachen fiir Ungleichheit und
Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt beseitigen
(Finanzierung: ESF). (http:europa.eu.int/comm/regio-
nal_policy/intro/regions5 de.htm)

Nachfolgend werden die Gemeinschaftsinitiativen
LEADER+ und INTERREG III ndher charakterisiert:

LEADER+ soll Akteuren des ldndlichen Raumes Impulse
geben und Ideen fordern, die zur Entwicklung ihrer Re-
gion dienen. Weiterhin soll die Gemeinschaftsinitiative
neuartige integrierte Strategien fiir eine nachhaltige Ent-
wicklung unterstiitzen.

Sie bietet Raum fiir die Erprobung neuer Formen der In-
wertsetzung des Natur- und Kulturerbes, der Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen mit Blick
auf die Schaffung von Arbeitspldtzen und der Verbesse-
rung der organisatorischen Fahigkeiten der jeweiligen
Gemeinde.

Forderungen finden in folgenden Bereichen statt:

— Titel 1: Foérderung gebietsbezogener, integrierter Ent-
wicklungsstrategien mit Pilotcharakter auf der Grund-
lage des ,,Bottom up“-Konzepts und der horizontalen
Partnerschaft

— Titel 2: Forderung der gebietsiibergreifenden und
transnationalen Zusammenarbeit

— Titel 3: Vernetzung samtlicher ldndlicher Gebiete
der EU, unabhéngig davon, ob sic im Rahmen von
LEADER+ gefordert werden, sowie aller im Bereich
der Entwicklung des ldndlichen Raums titigen Ak-
teure.

Anders als bisher sind im Prinzip alle landlichen Gebiete
der EU forderfahig, aufgrund der beschrinkten Mittel er-
hélt jedoch nur eine beschriankte Zahl von Gebieten fi-
nanzielle Unterstiitzung.
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Abbildung 5

Mittelaufteilung auf die Gemeinschaftsinitiativen 2000 bis 2006 in Mio. EUR

700
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Quelle: http://www.gemeinschaftsinitiativen.de

Die Voraussetzungen fiir die Férderung durch LEADER+
haben sich insofern gedndert, als die ,,Lokalen Aktions-
gruppen (LAG), d. h. Zusammenschliisse privater und
offentlicher Akteure, Entwicklungskonzepte erstellen
miissen, anhand derer die Forderung bestimmt wird.

INTERREG III hat das Ziel, den wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalt in der Europdischen Union durch
die Forderung der grenziibergreifenden, transnationalen
und interregionalen Zusammenarbeit sowie einer ausge-
wogenen Entwicklung des europdischen Raums zu stér-
ken. Mafinahmen, die die Grenzen und grenznahen Ge-
biete zwischen den Mitgliedstaaten, der Europdischen
Union und Drittlander betreffen, stehen im Mittelpunkt.

INTERREG I wird iiber drei Ausrichtungen umgesetzt:

— Ausrichtung A: grenziibergreifende Zusammenarbeit
zur Férderung einer integrierten regionalen Entwick-
lung in benachbarten Grenzregionen einschlieSlich
Gebieten an den Auflengrenzen und bestimmten Mee-
resgrenzen. Ziel ist es, die grenziibergreifende wirt-
schaftliche und soziale Zusammenarbeit durch ge-
meinsame Strategien und Entwicklungsprogramme
weiterzuentwickeln.

— Ausrichtung B: transnationale Zusammenarbeit zur
Forderung eines hohen Maf3es an Integration {iber um-
fangreiche Zusammenschliisse europdischer Regio-
nen hinweg, um eine nachhaltige, harmonische und
ausgewogene Entwicklung in der EU sowie eine bes-
sere raumliche Integration auch mit den Beitrittskan-
didaten und anderen Nachbarldndern zu erreichen.

— Ausrichtung C: interregionale Zusammenarbeit im ge-
samten Gebiet der Union (und der Nachbarlénder) fiir
eine bessere regionale Entwicklung und Kohision.

Unter Ausrichtung A fallen u. a. Themen wie die Forde-
rung des Unternehmertums auch im Tourismus und die
Forderung des Umweltschutzes. Die Durchfiihrung von
INTERREG III orientiert sich an folgenden Prinzipien:

— umfassende Partnerschaft zwischen verschiedenen
Verwaltungsebenen mit soziodkonomischen und an-
deren relevanten Akteuren nach einem ,,Bottom-up®-
Ansatz,

— Komplementaritit in Bezug auf die Hauptprogramme
der Strukturfonds,

— Verfolgung eines integrierten Ansatzes fiir die Durch-
fiihrung der Gemeinschaftsinitiativen,
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— wirksame Koordinierung zwischen INTERREG und
den externen Politikinstrumenten der EU, namentlich
im Hinblick auf die Erweiterung.

Die operationellen Programme der Ausrichtung A werden
von den regionalen und lokalen Behorden, die der Aus-
richtung B von den nationalen Behorden in Zusammen-
arbeit mit regionalen und lokalen Behdrden und die der
Ausrichtung C von regionalen bzw. anderen, von den Mit-
gliedstaaten benannten Behorden erstellt.

Nach der Anhdrung des Europdischen Parlaments und der
Ausschiisse der Vertreter der Mitgliedstaaten hat die Eu-
ropdische Kommission am 28. April 2000 die endgiiltige
Fassung der Leitlinien INTERREG III angenommen. Der
Gesamthaushalt umfasst 4,875 Mrd. Euro fiir den Zeit-
raum 2000 bis 2006. Ausrichtung A wird zwischen 50 %
und 80 % des Gesamtbetrages erhalten, Ausrichtung B
zwischen 14 und 44 % und Ausrichtung C 6 % (fest). Die
Aufteilung zwischen den Ausrichtungen wird von den
Entscheidungen der Mitgliedstaaten abhéngen.

Finanzierungsinstrument fiir die Umwelt — LIFE III

Anders als Mallnahmen, die aus den Strukturfonds finan-
ziert werden, dient LIFE III der Férderung von Mafinah-
men zur Verbesserung der Umweltsituation unter den
Kategorien Umwelt, Natur und Drittlander. Die Mittel-
ausstattung betragt 640 Mrd. Euro fiir die Jahre 2000 bis
2004.

Das bis 1999 giiltige LIFE II forderte MaBBnahmen in der
Gemeinschaft, in Drittlindern, die an das Mittelmeer oder
an die Ostsee grenzen und BegleitmaBnahmen zur Uber-
wachung, Bewertung und Foérderung der Vorhaben und
Verbreitung der gesammelten Erfahrungen und Ergeb-
nisse.

Darlehensfonds der Européischen Investitionsbank
(EIB)

Ein weiterer fiir die Strukturforderung in der EU relevan-
ter Fonds ist der Darlehensfonds der EIB. Die EIB hat zur
Aufgabe, durch Gewihrung und Ubernahme von Biirg-
schaften fiir die Finanzierung von Investitionsvorhaben,
zu einer ausgewogenen Entwicklung der EU beizutragen.

Die EIB iibernimmt Darlehen und Biirgschaften fiir die
Finanzierung von Investitionsvorhaben u. a. in den Berei-
chen Entwicklung wirtschaftlich schwacher Regionen,
Schutz der Umwelt und Verbesserung des Lebensraumes,
Verbesserung und Sicherung der Energieversorgung, For-
derung von KMU.

Haushaltslinien der EU

Im Rahmen verschiedener Haushaltslinien der EU wer-
den auch Mafinahmen gefordert, die die Anliegen des Na-
tur- und Umweltschutzes unterstiitzen. Dazu gehoren die
Forderung von Mallnahmen zur Information und Sensibi-
lisierung fiir Umweltfragen (Haushaltslinie B4-306), von
europdischen nicht staatlichen Umweltschutzverbdanden
(Haushaltslinie B4-305) sowie von Mallnahmen zur Um-
welterziehung (Haushaltslinie B4-304).

4.2 Forderung durch den Bund

Wie bereits bemerkt, findet eine Forderung durch die
Strukturfonds der EU nur bei einer Kofinanzierung durch
die Mitgliedstaaten statt. Hierdurch sollen Ziele, Einsatz-
bereiche, Forderumfang usw. speziell auf die Lander und
deren Bediirfnisse angepasst werden. Die Programme
miissen von der EU-Kommission genehmigt werden.

Gemeinschaftsaufgaben

Zur Umsetzung der beiden Gemeinschaftsaufgaben von
Bund und Liandern ,,Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur® (GAW) und ,,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes (GAK) werden auf Bun-
desebene von einem gemeinsamen Planungsausschuss
(PLANAK — Bundeslandwirtschaftsministerium und Lén-
deragrarministerien) jahrliche Rahmenpléne erarbeitet. In
diesen sind die Fordergrundsitze festgelegt, die dann in
den Landesrichtlinien spezifiziert werden.

Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur® (GAW)

Die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur* unterstiitzt die regionale Wirtschafts-
forderung der Lander dadurch, dass der Bund bei der Rah-
menplanung und der Finanzierung (zu 50 %) mitwirkt.

Die Gebiete, in denen eine Forderung gewahrt wird, wer-
den ebenso wie die Forderregeln in einem jéhrlichen Rah-
menplan festgelegt. Mit dem 19. Rahmenplan von 1990
erfolgte die Forderung im Sektor Tourismus erstmalig
nicht mehr in festgelegten Fremdenverkehrsgebieten,
sondern flachig, um den Ausbau von Fremdenverkehrs-
einrichtungen in allen strukturschwachen Regionen un-
terstiitzen zu kdnnen. Tourismus wird innerhalb der GAW
nicht in einer eigenstindigen Zielsetzung gefordert, son-
dern er dient allein als Instrument zur Erreichung regio-
nalpolitischer Ziele. Deshalb wird Tourismus oft als Stief-
kind innerhalb der GAW bezeichnet.

Die Forderbereiche werden zunachst durch den jahrlichen
Rahmenplan des Bundes und dann fiir jedes Bundesland
einzeln in den so genannten ,,Regionalen Férderprogram-
men* festgelegt. Damit werden nicht nur Schwerpunkte in
der Mittelvergabe gesetzt.

Im Allgemeinen werden Investitionsvorhaben der ge-
werblichen Wirtschaft (einschlie8lich Fremdenverkehr)
und der wirtschaftsnahen Infrastruktur in den ausgewie-
senen Fordergebieten gefordert. Die als Investitions-
zuschiisse gewihrten Mittel konnen fiir die Errichtung,
Erweiterung, Umstellung oder grundlegende Rationali-
sierung einer gewerblichen Betriebsstitte sowie fiir die
damit im Zusammenhang stehende Schaffung von Aus-
bildungspldtzen gewihrt werden.

Gemeinschaftsaufgabe ,,Agrarstruktur und
Kiistenschutz® (GAK)

Ziel der GAK ist die umfassende Verbesserung der
Agrarstruktur durch MafBnahmen wie z. B. Dorferneue-
rung, wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maf3-
nahmen sowie forstwirtschaftliche Maflnahmen.
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Weiterhin ist das ,,Agrarinvestitionsférderprogramm®
(AFP) Bestandteil der Gemeinschaftsaufgabe von Bund
und Léndern zur ,,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes®. Die Grundsitze der AFP sind im Rah-
menplan der GAK festgelegt, wobei die Durchfiihrung
des AFP Aufgabe der Bundesldnder ist, welche die
Grundsitze des Rahmenplans modifizieren konnen. Das
AFP ist jedoch rein landwirtschaftlich orientiert, wobei
Forderungen von Projekten wie ,,Urlaub auf dem Bauern-
hof** oder die Direktvermarktung im Rahmen der ,,Ein-
kommenskombinationen* moglich sind.

Bundesforderprogramme

Auf Bundesebene gibt es einige Forderprogramme, die je
nach Projekt die Forderung einer Kooperation von Tou-
rismus und Grofischutzgebiet nicht ausschliefen.

Dazu gehdren z. B. Programme

— des European Recovery Program (ERP-Sonderver-
mogen),

— der Deutschen Ausgleichsbank (DtA),
— der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW),
— arbeitsmarktpolitische Hilfen und

— das Forderprogramm zur Errichtung und Sicherung
schutzwiirdiger Teile von Natur und Landschaft mit
gesamtstaatlich reprasentativer Bedeutung.

Aus dem ERP-Sondervermogen, das auf dem Gesetz be-
treffend das Abkommen iiber die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit zwischen den USA und der Bundesrepublik
Deutschland vom 15. Dezember 1949 beruht, unterstiitzt
der Bund kleine und mittlere Unternehmen sowie Inves-
titionen der Gemeinden zur Errichtung haushaltsnaher In-
frastruktur mit zinsverbilligten Krediten. Es dient somit
dem Aufbau und der Festigung eines leistungsstarken
Mittelstandes.

Die fiir den Bereich ,,Tourismus und GroB3schutzgebiete*
relevanten Programme sind das ERP-Regionalprogramm,
das ERP-Existenzgriindungsprogramm und das ERP-
Umwelt- und Energiesparprogramm.

Ahnlich wie die ERP-Programme fungieren die Programme
der Deutschen Ausgleichsbank und der Kreditanstalt fiir
Wiederaufbau mit ihren Existenzgriindungs-, Umwelt-
und Mittelstandsprogrammen.

Auf das Forderprogramm zur Errichtung und Sicherung
schutzwiirdiger Teile von Natur und Landschaft mit ge-
samtstaatlich reprisentativer Bedeutung ist schon hinge-
wiesen worden (Kapitel IT). Ziel dieses Programmes ist in
erster Linie der Schutz reprdsentativer, grofflachiger

Landschaftsausschnitte. Dadurch wird der Sektor Touris-
mus zwar nicht direkt, aber indirekt durch die Erhaltung
einer attraktiven Kulturlandschaft gefordert.

4.3 Forderung durch die Lander

Die Lénder haben die Aufgabe, zu den regionalen Zielen
(Ziel 1 und 2) und den Gemeinschaftsinitiativen der EU
operationelle Programme zu entwickeln. Ferner ist es An-
gelegenheit der Lénder, die Rahmenpliane der Gemein-
schaftsaufgaben durch Landesrichtlinien zu spezifizieren.

Ergebnis dieser Aufgaben sind speziell auf die Bediirf-
nisse des jeweiligen Landes zugeschnittene Programme,
deren finanzieller Rahmen durch mehrere {ibergeordnete
,Finanzstrome® (wie z. B. Gemeinschaftsinitiativen und
Gemeinschaftsaufgaben) gesteckt wird. Dadurch lassen
sie sich nicht mehr eindeutig z. B. als ,,Operationelles
Programm der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur® zuordnen.

4.4 Nutzung der Forderméglichkeiten
durch die GrofRschutzgebiete —
erste Bestandsaufnahme

Wie nutzen nun die GSG diese Fordermoglichkeiten? Als
Ergebnis einer Befragung durch Diepolder/Feige lasst
sich Folgendes festhalten (Stand: 2000):

— In allen GroBschutzgebieten werden u. a. die EU-For-
derprogramme LIFE, LEADER, INTERREG sowie
5b-Programme, die aus den EU-Strukturfonds finan-
ziert werden, genutzt. So entfallen 50 von insgesamt
122 genannten Projekten auf diese Fordermdglichkei-
ten der EU.

— Alleinige Férderung durch den Bund findet vor allem
durch das ,,Forderprogramm zur Errichtung und Si-
cherung schutzwiirdiger Teile von Natur und Land-
schaft mit gesamtstaatlich représentativer Bedeutung*
statt (fiinf von acht Nennungen auf der Ebene des Bun-
des). Weitere Projekte werden auf Bundesebene durch
Zuschiisse fiir ,, AB-Maflnahmen* unterstiitzt.

— 40 der insgesamt 122 Projekte nutzen die Forderung
spezifischer Landerprogramme. Diese hohe Anzahl
resultiert vor allem aus der Landerforderung der Na-
turparke und diversen Landschaftspflegeprogram-
men, die hauptsdchlich von Naturparken und Bio-
sphérenreservaten wahrgenommen werden.

— Fast 15 % der angegebenen Projekte, von denen die
meisten wiederum in Naturparken stattfinden, fallen
unter die Finanzierung durch Sponsoren, Stiftungen
und sonstige Quellen (Diepolder/Feige 2000, S. 183).

IV.  GroBschutzgebiete als Konflikt- und Gestaltungsraume

GroBschutzgebiete sind komplexe Handlungsfelder mit
einer heterogenen Akteursstruktur. Abbildung 6, S. 40,
dokumentiert Protagonisten und Teilsysteme im Span-
nungsfeld der GroBschutzgebiete.

Gesetzliche Vorgaben und Richtlinien sowie die Leitbil-
der der GSG-Akteure formulieren Zielsetzung und Ent-
wicklungsperspektiven, deren Umsetzung aufgrund der
strukturellen Widerspriiche zwischen einigen Zielen eine
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anspruchsvolle Aufgabe ist. So ist besonders offensicht-
lich, dass die 6kologischen Schutzziele in einem latenten
Spannungsverhiltnis zu touristischen Entwicklungszielen
stehen, da attraktive Naturrdume in der Regel 6kologisch
sensible Landschaften sind, die durch touristische Nut-
zung gefahrdet werden konnen. Soziale Spannungen kon-
nen sich ebenfalls ergeben: Zum einen werden mit der
Verwirklichung von Schutzzielen einhergehende Nut-
zungsbeschrankungen nicht immer von der einheimi-
schen Bevolkerung akzeptiert; es fehlt so u. U. an der
wichtigen Identifikation der Bevolkerung mir ,,ihrem*
Schutzgebiet.

Okonomische Probleme kénnen sich schlieBlich fiir Teile
der Bevolkerung und der dortigen Wirtschaft ergeben, da
von Nutzungsbeschrinkungen und vom touristischen
Aufkommen nicht alle profitieren. Aus den unterschied-
lichen Zielen und Interessen resultieren deshalb in der
Regel zahlreiche Spannungen und Konflikte.

Abbildung 6

1. Nutzungskonflikte im Uberblick

Konfliktfelder in Nationalparken

Trotz des grundsdtzlich hohen Schutzstatus von NLP
besteht aus Naturschutzsicht oft eine hdufig hochgradige
Gefihrdung der Okosysteme durch weiterhin betriebene
Nutzungen wie ,,Olférderung, Kies- und Sandabbau, die
Erprobung von Waffen oder die touristische Erschlie-
Bung® (Diepolder/Haber 1997). Im Rahmen einer Unter-
suchung von zwolf deutschen Nationalparken ergab sich
folgendes Bild von Nutzungskonflikten (Biebelriether et al.
1997, S. 257 ft.):

— Landwirtschaft: In vielen Nationalparken sind ehemals
intensiv genutzte landwirtschaftliche Flachen einbe-
zogen worden, sie haben aber meist nur einen Flachen-
anteil von unter 2 %. Besonders groBraumig ist der
Anteil landwirtschaftlicher Fldchen allerdings im Na-
tionalpark Unteres Odertal mit rund 43 %. Haupt-
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konfliktpunkte sind die Entwésserung landwirtschaft-
licher Flachen, der Einsatz von Diingemittel und Pesti-
ziden und ein zu hoher Tierbesatz bei der Beweidung.

— Forstwirtschaft und Jagd: In den meisten Natio-
nalparken werden Managementmalnahmen fiir die
Ubergangszeit, bis der Forst einen relativ naturnahen
Zustand eingenommen hat, durchgefiihrt. Als pro-
blematisch werden waldbauliche Umbaumafinahmen
eingeschitzt, wenn sie in zu kurzen Zeitrdumen um-
gesetzt werden sollen. Als unvereinbar mit den Zielen
des Nationalparks wird die Regulierung von ,,Kata-
strophen‘ wie dem massiven Borkenkiferbefall ange-
sehen. Ein generelles Jagdverbot wird nur in wenigen
Nationalparken durchgesetzt. Vielfach wird die Jagd
zur ,,Bestandsregulierung™ weiter toleriert.

— Robhstoffgewinnung: In den Wattenmeer-Nationalpar-
ken und im Unteren Odertal darf aufgrund bestehen-
der bergrechtlicher Genehmigungen weiterhin Erdol,
Erdgas, Sand und Kies gefordert werden, wovon eine
nachhaltige Schidigung des Okosystems ausgeht.

— Siedlung: In den meisten Nationalparken befinden
sich Versorgungshiitten, Gehofte und auch Ortschaf-
ten, die insgesamt einen Siedlungsflachenanteil von
1 bis 2 % der Gesamtfliche ausmachen. Besonders
deutlich wird der touristisch bedingte Siedlungsdruck
in den Wattenmeer-Nationalparken, da er sich hier in
erheblichem Maf auf den Inseln konzentriert.

— Verkehr: Stralen verursachen eine starke Zerschnei-
dung der Naturrfume. Sie ziehen Verkehr an und
fiihren so zu Steigerung des Verkehrsaufkommens.
Die Belastung durch motorisierten Individualverkehr
hat in den Nationalparken in den letzten Jahren konti-
nuierlich zugenommen. Die Bandbreite der Belastun-
gen reicht von Verkehrsstaus im Vorfeld bis hin zu ei-
nem ,,Verkehrskollaps® in den Attraktionspunkten des
Nationalparks selbst.

— Tourismus: Ein ungelenkter Massentourismus stellt
fiir die meisten Nationalparke mit die gravierendste
Belastung dar. Touristische Attraktionen wie die
Stubbenkammer (Jasmund), der Brocken (Hochharz),
Wintersportanlagen am Torfhaus (Harz) oder der
Konigssee (Berchtesgaden) ziehen jahrlich Millionen
von Besuchern an. Daraus resultieren nachteilige Er-
scheinungen wie ein hohes Verkehrsaufkommen, Ab-
wasser- und Abfallbelastung sowie Larmbeldstigun-
gen. Nach einer fritheren Untersuchung von Zundel
(1996) wird der Bereich Erholung und Tourismus
durch die Ge- und Verbote der Nationalpark-Verord-
nungstexte nur wenig beschrankt — ein totales Betre-
tungsverbot gibt es nur in Zone I der grolen Watten-
meer-Nationalparke, ansonsten besteht lediglich ein
Wegegebot.

Insgesamt ist zu konstatieren, dass in keinem der deut-
schen Nationalparke — bis auf das Hamburgische Watten-
meer und den Bayerischen Wald — wie gefordert, auf min-
destens 75 % der Flache keine wirtschaftliche Nutzung
erfolgt. Teilweise gibt es die Moglichkeit der Nutzungs-

verlagerung auf die angrenzenden Gebiete. Diese Option
ist bspw. beim Nationalpark Bayerischer Wald dadurch
gegeben, dass der angrenzende Naturpark Bayerischer
Wald iiber eine vergleichbare landschaftliche Attraktivitét
verfligt. Bei manchen Nutzungsformen bestehen diese
Ausweichmoglichkeiten allerdings nicht. Im Falle der
Wattenmeer-Nationalparke ist ein Ausweichen z. B. fiir
die Fischer nicht moglich, da benachbarte Gebiete eben-
falls unter Schutz stehen (Wulft/Petermann 2000, S. 58).
Tabelle 10, S. 42, gibt einen Uberblick der Nutzungsfor-
men und -intensitdten in NLP.

Konfliktfelder in Biosphirenreservaten

Die Konfliktfelder und -intensitéten in Biosphérenreserva-
ten sind von Fischer et al. (1995) fiir zwolf deutsche Bio-
sphérenreservate im Uberblick und exemplarisch fiir das
Biosphérenreservat Spreewald (s. u.) dargestellt worden.

Die Umsetzung der Leitlinien und -bilder von BR fiihrt
demnach regelméafBig zu Konflikten vor Ort. Der Kern des
Problems wird darin gesehen, dass Biosphérenreservate
als modellhafte Regionen fiir eine nachhaltige Landnut-
zung eine Neuausrichtung der marktwirtschaftlichen Ak-
tivitdten auf die Ziele von Natur- und Kulturlandschaft an-
streben, und dafiir die wirtschaftlichen Prozesse ,,vom
Kopf auf die Fiie* gestellt werden miissen. Solche Um-
strukturierungen haben den Widerstand verschiedener In-
teressensgruppen zur Folge.

Von den jeweils mit dem Aufbau von BR betrauten Ver-
waltungen wurde eine Einschdtzung der Konfliktinten-
sitdten fiir fiinf Sektoren (Landwirtschaft, Forstwirtschaft
und Jagd, Industrie und Verkehr, Tourismus, Siedlungs-
wesen) und sechs Umweltbereiche (Flora, Fauna, Boden,
Luft, Hydrologie, Landschaftsbild) vorgenommen. Dabei
ergab sich folgendes Bild (Abbildung 7, S. 42).

Als der konflikttrachtigste Sektor wird der Bereich Indus-
trie und Verkehr angesehen. Viele Biosphérenreservats-
regionen zeichnen sich durch ein hohes Verkehrsaufkom-
men aus, das vor allem durch die Nutzung des PKW durch
die Besucher hervorgerufen wird.

Als weiterer zentraler Konfliktbereich wird die Landwirt-
schaft genannt. Als Konfliktbereiche und -ursachen wer-
den hier vor allem die Intensitit der Landnutzung, dann
die Aufgabe traditioneller extensiver Bewirtschaftung
und die Verdnderung der Agrarstruktur (Wegfall kleiner
Betriebe, Vergroferung der Bewirtschaftungseinheiten)
aufgefiihrt.

Der Tourismus, der fiir viele Biosphdrenreservate als ein
wichtiges wirtschaftliches Standbein anzusehen ist, wird
nur auf den vorletzten Platz (vor Forstwirtschaft und
Jagd) eingeordnet. Dies hdangt damit zusammen, dass aus
der Sicht von Biosphérenreservaten die touristischen Ak-
tivitdten (Sport, Wandern etc.) in ihrer Storwirkung im
Mittelpunkt stehen, die Beeintrdachtigungen durch Anreise
und Abreise von Besuchern und Touristen aber dem Ver-
kehr zugeordnet werden.
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Tabelle 10
Nutzungsformen in Nationalparken und ihre Belastungsintensitit
5 S |3%| 2 w | e |
3 SI12S| 2| B | 5| ®| 5| BE| E| Z
T R E|RElE| E|IE| B = i B
| 2| £ S| 2| E| 2|5 ¢ E%
Z T |zg| £ | £ 2= | 3| E&|E&
< S I R~
Hamburgisches Wattenmeer 1 2 1 2 3 2 4 2 1 3
Niederséchsisches
Wattenmeer 3 1-2 2 3 4 1-3 2 4 3 1 3
Schleswig-Holsteinisches
Wattenmeer 1 1-2 2 3 4 2 4 1 3
Unteres Odertal 2 2 4 4 k. A 4 1-3
Jasmund 4 4 3 2 1 2 3 3 3
Vorpommersche
Boddenlandschaft 4 4 3 3 2 1 3 3 2 2 1-3
Miiritz 4 4 21 2 2 1 1 2 12| 12 1
Sachsische Schweiz 3 3 2 2 1 2 2 4 3 4
Hochharz 3 3 1 1 2 2 4 2 2 4
Harz 3 3 2 1 3 4 1 2 4
Bayerischer Wald 1 2 1 1 2 3 1-2 1 1-3

Ausmal der Belastung: 1 = gering, 2 = mittel, 3 = gravierend, 4 = bedrohend, k. A. = keine Angabe
Quelle: Biebelriether et al. 1997, S. 257

Abbildung 7

Relative Konfliktintensitiiten in Biosphérenreservaten

Siedlung

18 % Landwirtschaft

21 %

Tourismus Forstwirtschaft,
16 % Jagd
11 %

Industrie,
Verkehr
34 %

Quelle: Fischer et al. 1995, nach Wulff/Petermann 2000, S. 62
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Als am stérksten beeintrachtigter Umweltbereich wird die
Fauna angegeben, gefolgt von Flora, Boden, Luft, Hydro-
logie und Landschaftsbild. Abbildung 8 dokumentiert
diese Gegebenheiten.

Fragt man nach den urséchlichen Faktoren fiir die Kon-
fliktintensitét, zeigt sich, dass weder die Zahl der Betrof-
fenen (Bewohner), die Gro3e des Schutzgebietes noch die
Dauer des Bestehens einen maligeblichen Einfluss auf die
Auspriagung der Konfliktkonstellation haben. Allerdings
ist das MaB an bestehender anthropogener Uberformung
der (Natur-)Landschaft im starken Mafe ausschlagge-
bend fiir die Konfliktintensitét: Je weniger der Naturraum
vom Menschen beeinflusst war, desto grofler die Kon-
fliktintensitdt bei naturrdumlichen Verdnderungen. Die
Konfliktintensitit der Biosphérenreservate in den neuen
Bundeslindern wird im Ubrigen etwa doppelt so hoch
eingeschitzt wie in den alten Bundesldandern.

Konfliktfelder in Naturparken

Nach einer Befragung von 35 westdeutschen Naturparken
aus den 90er-Jahren nehmen 28 iiberwiegend Naherho-
lungsfunktionen wahr, bei dreien iiberwiegt die Fremden-
verkehrsfunktion und bei vier Naturparken werden beide
Bereiche gleichermaflen abgedeckt (Wulff/Petermann
2000, S. 65).

Aus dem Doppelauftrag des Gesetzgebers in § 16
BNatSchG (alt) resultieren in vielen Naturparken erheb-
liche Konflikte. Aufgrund der Erfahrungen in den alten

Bundesldndern wurde die Schutzkategorie ,,Naturpark*
seitens des Naturschutzes in der Vergangenheit immer
wieder generell infrage gestellt. Kritisch wurde ange-
merkt, dass Naturschutzgebiete in Naturparken durch den
hohen Besucherstrom oft einer hoheren Beeintrichti-
gungsintensitdt unterliegen als Naturschutzgebiete auf3er-
halb. Bemingelt wurde auch, dass es den Naturparken
vielfach nicht gelingt, eine sinnvolle Verbindung zwi-
schen den Belangen von Naturschutz und Landschafts-
pflege und der ErschlieBung der Landschaft fiir die Erho-
lungsuchenden zu erreichen (Wulff/Petermann, S. 65).

Konflikte kdnnen auch aus diversen Formen intensiver
Freizeitnutzung (Segelfliegerei, Golf u. a. m.) entstehen.
Folgende Punkte werden hierfiir als ursidchlich genannt:

— Es fehlt bislang an einem klaren, abgestimmten Leit-
bild fiir Naturparke, die Ausweisungskriterien sind
nur allgemein definiert;

— das Aufgabenspektrum der Naturparke ist zu eng, es
fehlt eine Ausiibung von umfassenden Schutzfunk-
tionen;

— viele Kommunen versprechen sich durch die Errich-
tung von Naturparken eine erhebliche Stirkung der
Fremdenverkehrswirtschaft, haben aber kein ausge-
prégtes Interesse am Naturschutz;

— in der Vergangenheit konzentrierten sich die Investi-
tionen und Maflnahmen auf die Freizeitinfrastruktur
(Landschaftsmdblierung);

Abbildung 8

Relative Belastung einzelner Umweltbereiche in Biosphérenreservaten

Landschaftsbild
10 %

Hydrologie
14 %

Luft
14 %

Flora
23 %

Boden
15 %

Quelle: Fischer et al. 1995, nach Wulft/Petermann 2000, S. 63



Drucksache 14/9952

_44 —

Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

— es bestehen nur unzureichende planerische Grund-
lagen (Pflege- und Entwicklungspléne);

— vielfach weisen Naturparke in den alten Bundesldn-
dern keinen wesentlich hheren NSG-Anteil als im
Durchschnitt der Landesfléche auf (eher Quantitét als
Qualitit).

Viele Naturparke haben sich in jiingerer Vergangenheit je-
doch verstirkt engagiert, um Konflikte zwischen Natur-
schutz und Erholung zu losen. Einige Losungsansétze
wurden hierbei vom Bundesumweltministerium als rich-
tungweisend ausgezeichnet (BMU 1994; VDN 2001).
Spannungen zwischen verschiedenen Zielsetzungen wer-
den aber auch in Zukunft nicht ausbleiben kénnen.

Akzeptanzprobleme nach innen

Der Problemhaushalt von Grof3schutzgebieten enthalt
hiufig erhebliche Konflikte um Nutzungsinteressen und
iibergreifende Akzeptanzprobleme mit der in den Gebie-
ten wohnenden Bevolkerung. Solche Probleme, die sich
auch bei anderen Naturschutzvorhaben in Form von Kon-
flikten mit der vor Ort lebenden Bevolkerung zeigen, sind
nahezu allen GSG inhérent, auch wenn sie in Naturparken
tendenziell weniger oder weniger intensiv auftreten. Op-
tische Verdnderungen, Einschrankungen der Bewegungs-
und insbesondere von Nutzungsmoglichkeiten werden
abgelehnt und dabei speziell die Verwaltung als wahrge-
nommener Urheber kritisiert. Neben der alle Bevolke-
rungsgruppen iibergreifenden Kritik zeigt sich aber auch,
dass spezifische Nutzergruppen wie Jager, Forstleute,
Vereine etc. die Kritik in besonderem Mal3e représentieren.

Besonders deutlich treten Probleme bei der Ausweisung
von Nationalparken zutage. Als einzige Schutzgebiets-
kategorie des Bundesnaturschutzgesetzes schiitzt der Na-
tionalpark vom Menschen weitgehend unbeeinflusst und
auf grofer Fliche die Entwicklung natiirlicher Prozesse.
Zugleich soll der Nationalpark Besuchern zur Erholung
und Bildung erschlossen werden, es sollen die Bediirf-
nisse der vor Ort lebenden Bevdlkerung beriicksichtigt
sowie der sanfte Tourismus gefoérdert werden, so weit es
der Schutzzweck erlaubt. Gerade dieser Schutzzweck er-
fordert aber oftmals Maflnahmen, die zu teilweise weit
reichenden Verdnderungen im gewohnten Umfeld fiihren.
Diese Verdnderung wird von Betroffenen oftmals negativ
bewertet.

Am Beispiel Bayerischer Wald haben Diepolder/Feige
(2000, S. 56 ft.) die Ursachen und Anldsse von Kritik und
Ablehnung folgendermalen typisiert:

— FEinschrankungen beim Zugang und bei der Nutzung:
Kritisiert werden insbesondere:

— zeitlich eingeschréinktes Betretungsrecht im Auer-
huhn- und Wildschutzgebiet,

— Ausweitung der Reservatsflache,

— Reduzierung des jahrlichen Hiebsatzes im verblei-
benden Waldpflegebereich, Nicht-Aufarbeiten der
vom Sturm geworfenen Waldfldchen,

— zeitweise Einschrinkung des Betretungsrechts im
Kerngebiet, Untersagung des Betretens und somit
auch des Beeren- und Pilze-Sammelns abseits der
Wege im zentralen Bereich des Parks (Kerngebiet).

— Ungeniigende Information, mangelhafte Beteiligung:

Umfragen zufolge fiihlte sich die Bevdlkerung zu spét
und unzureichend tiber Mafinahmen informiert und zu
wenig an Entscheidungsprozessen beteiligt. Zahlrei-
che Erfahrungen sprechen fiir die Notwendigkeit einer
besseren Absprache bei Entscheidungen der National-
parkverwaltung.

— Zu schnelle Umsetzung:

Die abwehrende Haltung der Bevolkerung wurde ver-
stirkt durch eine relativ rasche Umsetzung der Natur-
schutzmafinahmen. Vielfdltige und tiefgreifende Ver-
dnderungen traditioneller Raumstrukturen innerhalb
von nur 15 Jahren erschwerten fiir die Bevolkerung
den Prozess der Anpassung und fiihrten zu Skepsis ge-
geniiber dem Nationalpark.

— Emotionale Einschrankung:

»Die emotionale Beziehung zu Symbolen der Heimat
wird durch naturschiitzerisches Wirken der National-
parkverwaltungen empfindlich gestort: traditionelle
Vorstellungen verlieren ihre Giiltigkeit — der Ortsan-
sdssige seine Heimat.“ (Diepolder/Feige 2000, S. 259)
Die daraus resultierende ablehnende Haltung ist dabei
nicht frei von Widerspriichen. Trotz offensichtlich po-
sitiver wirtschaftlicher Auswirkungen des National-
parks auf die Regionalentwicklung und obwohl sie
nach auflen zu dem Nationalpark, der ihre Region
strukturpolitisch aufwertet, stehen und ihn nicht mis-
sen mochten, wird er innerlich abgelehnt.

— Unzureichende Ansprache der Einheimischen bei In-
formationsangeboten:

Die Bildungs- und Informationsmafnahmen wollen
naturkundliches und dkologisches Grundwissen ver-
mitteln und damit zu Einstellungs- und Verhaltensén-
derungen beitragen. Fiir die Ortsanséssigen erfolgt
diese Ansprache aber oft in einer Art und Weise, die
ihnen fremd ist. ,,Der Ortsanséssige wird von intellek-
tuellen Naturschiitzern mit anderem Naturverstandnis
belehrt, wie er seine Heimat wahrzunehmen hat®
(Diepolder/Feige 2000, S. 261). Entsprechend man-
gelhaft ist die Nutzung der Angebote — trotz hohen
Bekanntheitsgrades. Eine wichtige Facette unzurei-
chender Kommunikation kommt dazu: Mit naturwis-
senschaftslastigen Aktivitdten und spezialistischen
okologischen Forschungen und Planungen und ihren
Resultaten ldsst sich kein Weg der Verstindigung mit
den wichtigen sozialen Akteuren vor Ort, z. B. den
Landwirten, Grundbesitzern, Waldeigentiimern finden.

Auffillig ist, dass die Akzeptanz in Abhéngigkeit von ei-
ner inneren (emotionalen) und duBeren rdumlichen Dis-
tanz steht. Das heifit, mit zunehmender Entfernung vom
Grofischutzgebiet wandelt sich die Einstellung positiv —
die Akzeptanz steigt (Diepolder/Feige 2000, S. 253). Die
IUCN empfiehlt in ihren Internationalen Richtlinien,
,,grofiten Wert auf einen moglichst hohen Grad an Wech-
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selwirkung im positiven Sinne zu legen®. Ziel der Verant-
wortlichen solle es sein, ,,die ortsanséssige Bevolkerung
in Planung und Verwaltung der Schutzgebiete einzubin-
den und letztlich sogar eine gemeinsame Verwaltung an-
zustreben* (IUCN 1994, S. 22).

2. Tourismus und Naturschutz — ein
besonderes Spannungsverhiltnis

Die Verbindung von Naturschutz und Tourismus ist héu-
fig widerspruchsvoll.

— So profitiert der Tourismus auf der einen Seite von der
Attraktivitit einer intakten Natur und Umwelt, kann
jedoch durch iiberméBige Nutzung derselben diese
zugleich schiadigen (und somit seine ,,Grundlage* zer-
storen). Andererseits kann Tourismus auch Instrument
der Erhaltung und Sicherung der natiirlichen Ressour-
cen sein: durch vorsichtige ErschlieBung der Na-
turlandschaft im Rahmen eines naturvertrdglichen
Tourismus kann u. U. einem Raubbau durch andere
~Nutzungsarten vorgebeugt werden.

— Der Naturschutz gilt zum einen als ,,Bremse* fiir die
touristische Entwicklung aufgrund der relativ stren-
gen fachlichen und gesetzlichen Vorgaben. Ande-
rerseits soll (und kann) er die fiir den Tourismus wich-
tigen ,,intakten” landschaftsbezogenen Grundlagen
sichern: einen durch SchutzmafBnahmen nicht oder
nur wenig gestorten Naturhaushalt, ,,urspriingliche®
Landschaften und eine artenreiche Flora und Fauna —
touristische Attraktionen, die jedoch in ihrem Bestand
zunehmend geféhrdet sind.

Zwar liegen erfolgreiche praxiserprobte Beispiele fiir
nachhaltige umwelt- und sozialvertrigliche Konzepte zur
Freizeit- und Erholungsnutzung in Grofschutzgebieten
vor. Auch kann eine hier hdufig angestrebte und — in un-
terschiedlichen Schwerpunkten — praktizierte Verkniip-
fung von Naturschutz und Tourismus (Nationalparke) so-
wie von Tourismus und Naturschutz (Naturparke) als
(Konflikt- und) Kooperationspartner positive Resultate
aufweisen. Erfolge gibt es in der Regel jedoch nur dann,
wenn der Interessensausgleich durch eine sorgfiltige Pla-
nung, Einbeziehung aller Betroffenen und begleitende
MaBnahmen gewéhrleistet ist.

GroBschutzgebiete haben — mit unterschiedlicher Ge-
wichtung — wertvolle Okosysteme zu schiitzen, sollen
aber zugleich der Erholung und Bildung dienen. Deshalb
und aufgrund ihrer in der Regel attraktiven naturrdumli-
chen Gegebenheiten stellen sie in der ldndlichen Region
eine bedeutende Destination fiir Urlauber und Besucher
aus den (angrenzenden) Verdichtungsrdumen dar: Das
Biosphérenreservat Spreewald hat auf seiner Flache jahr-
lich 2,5 Mio. Besucher, der Nationalpark Hochharz bis zu
2 Mio., der Naturpark Liineburger Heide bis zu 3 Mio. Be-
sucher (sowie 100 000 Hunde) zu verkraften — um nur
diese Beispiele zu nennen. Die Folgen fiir Biosysteme und
Menschen in der Region in Form von hohem Verkehrs-
aufkommen, Abfall, Larm etc. sind deshalb insbesondere
zu Spitzenzeiten zum Teil dramatisch.

Der Besuch dieser Gebiete bringt also unvermeidlich Be-
lastungen mit sich. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass

(Nutzungs-)Konflikte auf unterschiedlichen rdumlichen
und zeitlichen Ebenen wirken. Ausgeldst werden sie durch
verschiedene Faktoren, der Art der Erholungsaktivitit und
der touristischen Infrastrukturen in dem Schutzgebiet. Das
Bundesamt fiir Naturschutz hat den Versuch unternom-
men, die Konfliktpotenziale weltweit zu systematisieren
(vgl. BIN 1997, S. 49 ff.). In Anlehnung daran werden die-
jenigen Aktivitdten und Auswirkungen benannt, die fiir
Grof3schutzgebiete relevant sind (Tabelle 11, S. 46).

Probleme aufgrund konfligierender Nutzungsanspriiche
entstehen liberwiegend erst durch die zeitliche und rdum-
liche Konzentration des touristischen Aufkommens und
durch Verstofe gegen bestehende Regeln, welche vielfach
auf mangelnde Aufklarung tiber das richtige Verhalten in
Schutzgebieten zuriickzufiihren sind. Eine wesentlich
stirkere Beeintrdchtigung der Natur- und Nationalparke
als durch Langzeiturlauber diirfte dabei von den Nah-
erholern — vor allem aus den groflen Verdichtungsraumen —
ausgehen, da diese vor allem auch zeitlich konzentriert
auftreten. Entsprechend betroffen sind dann auch Parke,
die in verkehrsgiinstiger Lage zu diesen Verdichtungsrau-
men liegen.

Neuere Trends zeigen, dass — bedingt durch die zuneh-
mende Mobilitit und individuellere Formen der Freizeit-
gestaltung — Urlauber in wachsendem Umfang sehr peri-
phere Raume aufsuchen, eine Entwicklung, die besonders
auch GroBschutzgebiete betrifft. So sind die (entlegenen
Teile der) europdischen Gebirge immer hiufiger das Ziel
eines nach Abenteuer und Individualitdt suchenden Tou-
rismus, welcher auf Nationalparkfldchen nur sehr einge-
schrankt und nur in Ausnahmen moglich ist.

Problematisch ist auch die Zunahme des so genannten
Abenteuertourismus. Trekkingtourer, Bergsteiger oder
Wassersportler suchen entlegene Gebiete auf und sind im
Schutzgebiet schwer zu kontrollieren. Vereine und Veran-
stalter versuchen immerhin, durch Informationsblétter die
meist jungen Touristen fiir mogliche Konfliktpotenziale
zu sensibilisieren. Weiterhin ist die touristische Nachfrage
nach attraktiven Kiisten nach wie vor sehr grof3 — mit stei-
gender Tendenz. Doch gerade hier befinden sich meist
sehr empfindliche Biotope. Ungeniigende Abwasser- und
Miillentsorgung und hoher Wasserverbrauch kénnen sehr
negative Auswirkungen auf die Okosysteme haben. Diese
Problematik macht nicht an den Grenzen der Schutzge-
biete halt (Fontanari et al. 2000, S. 31 ff.). Die durch den
Tourismus induzierten Folgen treten zu den durch Land-
wirtschaft, Rohstoffgewinnung und Verkehr weiterhin
vorhandenen (Biebelriether et al. 1997) mit z. T. starken
Belastungen fiir Fauna, Flora, Boden, Luft, Wasser und
Landschaftsbild.

Gesetze und Kontrollverordnungsmoglichkeiten geben
den jeweiligen Nationalparkverwaltungen grundsitzlich
geniigend Instrumente an die Hand, ggf. lenkend und re-
gulierend einzugreifen. So gesehen ist Tourismus (z. B.)
in Nationalparken in erster Linie eine Frage der Qualitét
des Besuchermanagements, welches vermeiden hilft, dass
ungelenkter Tourismus Belastungsgrenzen des Naturrau-
mes bzw. der Umweltmedien tiberschreitet (vgl. Fontanari
et al. 2000, S. 30 ff.).
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Tabelle 11

Umweltfolgen von Freizeitaktivititen in GSG (Auswahl)

Touristische AKktivititen

Auslosende Faktoren

Auswirkungen

Wandern/Bergsteigen/Trekking

Radfahren

Schwimmen/Tauchen

Zelten

Rudern/Paddeln

Rafting

Angeln

Surfen

Motorsegeln

Motorbootfahren,
Ausflugsschiffe

physische Prasenz, Tritt, Bohrlocher,
Kalkspuren

physische Prisenz

Unterwasserjagd, Aufwirbelung von
Sedimenten, Anfassen und Fiittern
von Fischen, Miill

Wasserverschmutzung durch
Sonnendl, Seife

Lagern, Tritt

Larm
Miill

Lagerfeuer, Sammeln von Holz

Waschen in Gewéssern mit Seife

physische Priasenz, Landgang

Einsetzen/Anlanden des Rafts,
Transport des Rafts

Uberfischen

Flachwassersurfen

Larm

Wellenschlag, Vibrationen,
Sedimentaufwirbelung

Antriebspropeller

Ol- und Benzin, Antifouling-
Anstriche

Ankern

Trittschdden an Vegetation, Storung
der Tiere, Beschddigung und visuelle
Beeintrachtigung attraktiver
Felsformationen

Trittschdden an Vegetation, Storung
der Tiere

Dezimierung von Fischarten,
Artenverschiebung, verminderte
Photosynthese durch Wassertriibung

kiistennahe Gewdsser: Eutrophierung

Bodenerosion, Bodenverdichtung
Trittschdaden

Storeffekte auf Tiere

Eutrophierung, Kontaminierung,
Gefihrdung von Tieren,
Beeintrachtigung des
Landschaftsbildes

Biotopzerstérung, Erosion und
Nahrstoffentnahme, Gefahr von
Waldbrianden

Gewisserverschmutzung,
Eutrophierung

Trittschdden auf sonst nicht zu
erreichendem Terrain.

Vertreibung u. Schiadigung
storungsempfindlicher Tierarten, z. B.
Robben, Wasservogel, Tierschiden

Bodenerosion, Bodenverdichtung,
Trittschdden, Beschddigung von
Pflanzen, Uberfahren von Tieren
Vertreibung storungsempfindlicher
Tierarten

Dezimierung von Fischarten,
Artenverschiebung

Vertreibung storungsempfindlicher
Tierarten, z. B. Robben, Wasservogel,
Tierschiaden im Rohrricht

Vertreibung storungsempfindlicher
Tierarten

Beschidigung von Ufer- und
Unterwasservegetation
Verletzung bzw. Tétung von Tieren

Gewisserbelastung, Vergiften von
Pflanzen und Tieren

Mechanische Beschéddigung von
Seegraswiesen
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noch Tabelle 11

Touristische Aktivititen

Auslosende Faktoren

Auswirkungen

Drachenfliegen, Segeln (ohne
Hilfsmotor), Fallschirmspringen

Priasenz von Flugkdrpern, Transport
der Fluggerite (Larm)

Vertreibung storungsempfindlicher
Tierarten, Gewichtsabnahme bei
GroBtieren

alpiner Skisport
Infrastruktur

Aufstiegspuren und Pisten

Pistenpflege

Skibetrieb

Skilanglauf/Skiwandern

Erstellung der technischen

Fahrten abseits der Pisten und Loipen

Beeintrachtigung von Lebensrdumen
durch Flachenversiegelung, Erosion

Bergwilder und -wiesen,
Krummbholzzonen; Totalverdanderung
der Lebensrdume durch Rodung und
Planierung

massive Artenverschiebung durch
Eutrophierung, mechanische Schéiden,
Erosion

mechanische Schiden,
Erosion, Vertreibung
storungsempfindlicher Tiere

Bergwilder und -wiesen,
Krummbholzzonen, Moore:
Vertreibung stérungsempfindlicher
Tierarten

3. Naturschutz — Strategien, Instrumente,
Akteure

Es ist Aufgabe des Staates, Natur und Landschaft im be-
siedelten und unbesiedelten Bereich zu schiitzen, zu pfle-
gen und zu entwickeln. Hierfiir ist mit dem Bundes-
naturschutzgesetz (BNatSchG) ein bundeseinheitlicher
Rahmen gesetzt, der durch Landergesetze prézisiert wurde.
Wie bisher werden nun im BNatSchGNeuregG in § 1 die
Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege bestimmt.
Danach sind ,,Natur und Landschaft (...) im besiedelten
und unbesiedelten Bereich so zu schiitzen, zu pflegen
und zu entwickeln, und, soweit erforderlich, wiederher-
zustellen, dass

1. die Leistungs- und Funktionsféhigkeit des Naturhaus-
halts,

2. die Regenerationsfahigkeit und nachhaltige Nutzungs-
fahigkeit der Naturgiiter,

3. die Pflanzen- und Tierwelt einschlieBlich ihrer Le-
bensstétten und Lebensrdume sowie

4. die Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie der Erho-
lungswert von Natur und Landschaft

als Lebensgrundlagen des Menschen und als Vorausset-
zung fiir seine Erholung in Natur und Landschaft nach-
haltig gesichert sind*.

§ 2 Abs. 1 BNatSchGNeuregG enthilt einen Katalog von
»Qrundsitzen®, die die genannten Ziele konkretisieren
und erginzen. Unter anderem wird gefordert,

— den Naturhaushalt in seinen biologischen Funktionen
sowie landschaftlichen Strukturen zu erhalten, zu ent-
wickeln und wiederherzustellen,

— nicht erneuerbare Naturgiiter sparsam und schonend
zu nutzen und erneuerbare Naturgiiter so zu nutzen,
dass sie nachhaltig zur Verfiigung stehen,

— Beeintrachtigungen des Klimas zu vermeiden und auf
Schutz und Verbesserung des Klimas durch Aufbau
einer nachhaltigen Energieversorgung hinzuwirken,

— die biologische Vielfalt der Arten, ihrer Lebensrdume
und Lebensgemeinschaften sowie die genetische Viel-
falt innerhalb der Arten zu erhalten und zu entwickeln,

— Freiflichen und im besiedelten Bereich noch vorhan-
dene Naturbestinde zu erhalten und zu entwickeln.

Zu diesen naturschutzorientierten Grundsétzen tritt aber
auch die Forderung, die Landschaft auch wegen ihrer Be-
deutung als Erlebnis- und Erholungsraum des Menschen
zu sichern und historische Kulturlandschaften zu erhalten.

3.1 Ziele und Strategien

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Ziele und
Leitbilder des Naturschutzes ist die Diskussion um die
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strategische Ausrichtung des Naturschutzes zum einen
gepréagt von konzeptionellen Grundiiberlegungen beziig-
lich der Thematisierung, ,,welcher” Naturzustand einem
Schutz unterliegt (Statik vs. Dynamik). Zum anderen geht
es darum, ,,wie* dieser Schutz rdumlich ausgestaltet wer-
den soll, d. h. ob breit gestreut bzw. flichendeckend oder
konzentriert auf bestimmte wertvolle Bereiche (Integra-
tion vs. Segregation).

Konfligierendes Naturverstindnis

Die statische Naturauffassung entspricht der ,,schop-
fungsgeschichtlichen Entstehung® von Arten und deren
langfristiger Konstanz, woraus sich ein typologischer Art-
begriff ableitet, der das Erscheinungsbild eines unverén-
derlichen Idealzustandes postuliert (Scherzinger 1990).
Obwohl die hierzu kontrire Evolutionstheorie, und damit
eine dynamische Sicht der Natur, mittlerweile nahezu All-
gemeingut darstellt, haben die statische Naturauffassung
und die daraus resultierenden Schutzstrategien weiterhin
eine gewichtige Position. Durch den Schutz hervorragen-
der Biotope (z. B. Wachholderheiden, Trollblumenwie-
sen) soll ein bestehender Zustand erhalten und die Ent-
stehung neuer Lebensrdume und Tierarten verhindert
werden. Eine statische Naturauffassung bedingt also eine
riickwirts gerichtete Strategie. Der statische Schutz der
bestehenden anthropogenen Vielfalt ist mit hohen finan-
ziellen und personellen Kosten verbunden, jedoch hat sich
dies bislang nicht in einer entsprechenden Ausstattung des
Naturschutzes niedergeschlagen (Wulff/Petermann 2000,
S. 43).

Die dynamische Naturauffassung fufit auf der Sichtweise
einer evolutiondren Entwicklung der Umwelt. Eine dyna-
mische Naturauffassung akzeptiert nicht nur den schritt-
weisen — z. T. nicht linearen — Wandel, sie erkennt auch
»~Naturkatastrophen® (z. B. naturbedingte Hochwasserer-
eignisse) als Ausdruck einer naturgegebenen Dynamik an
(Scherzinger 1990). Nach der dynamischen Natur-
schutzauffassung ist eine vom Menschen ungelenkte,
natiirliche Sukzession auf bestimmten Flichen zu ge-
wihrleisten. Dieser Ansatz beinhaltet dariiber hinaus die
Erkenntnis, dass die Ausbildung ,,optimaler Lebens-
rdume fiir Arten und Populationen allein nicht ausreicht,
um langfristig deren Anpassungsfahigkeit an einen natiir-
lichen dynamischen Wandel von Landschaft zu erhalten
(Dietrich 1995). Aus wirtschaftlicher Perspektive birgt
dieser Ansatz den Vorteil, dass tiber die Flichennutzung
hinaus keine wesentlichen Pflege- und Entwicklungskos-
ten entstehen (Hampicke 1991).

Segregative vs. integrative Strategien

Segregation bedeutet, Naturschutz auf bestimmte Gebiete
zu konzentrieren, ihn dort jedoch besonders intensiv zu
betreiben. Die die Schutzgebiete umgebenden Landschaf-
ten werden dabei allerdings wie bisher genutzt und verur-
sachen dabei vielfach bis in die eigentlichen Schutzge-
biete hineinreichende Belastungen. Kritiker werfen einer
weitgehenden Segregation vor, dass hierdurch einer wei-
ter voranschreitenden Intensivierung der Landnutzung
Vorschub geleistet wird. Die segregative Strategie fulit

jedoch haufig auf der Erfahrung, dass in Konflikten mit
den konkurrierenden Belangen und Interessen anderer
Flachennutzer die Handlungsspielrdume des Naturschutzes
sehr begrenzt sind und die Handlungsmoglichkeiten von
Landnutzern vielfach 6konomischen Restriktionen unter-
liegen, die durch den Naturschutz nicht geldst werden
konnen (Wulft/Petermann 2000, S. 43).

Der integrative Ansatz beinhaltet eine Abkehr von einem
punktuell und objekthaft betriecbenem Naturschutz und
hat eine flaichendeckende Umsetzung naturschutzpoliti-
scher Erfordernisse und MaBinahmen zum Ziel. Wesentli-
cher Ansatzpunkt hierfiir ist der ,,Schutz durch Nutzung®,
d. h. eine Okologisierung der Nutzungsmuster. Der inte-
grative Ansatz erfordert ein iiber das Naturschutzrecht
hinausreichendes Handlungsinstrumentarium. Im Sinne
dieses Ansatzes besitzt die Sicherung einer zukunftsfahi-
gen Landwirtschaft, einer biologischen Vielfalt, einer ar-
tenreichen Kulturlandschaft und des landlichen Raumes
— z. B. bei der Umsetzung landschaftsplanerischer Ziele
und MafBnahmen durch Aufbau von Vermarktungsstruk-
turen fiir landwirtschaftliche Produkte — eine hohe Prio-
ritdt. Naturwirtschaft steht dabei fiir eine Verkniipfung
von sozialen, 6kologischen und wirtschaftlichen Zielen,
fiir deren Umsetzung es zum einen hoher Schutzstandards
fiir die Natur und sanfter Landwirtschaftstechnik bedarf.
Okologische Leistungen der Landwirtschaft sollen ent-
sprechend honoriert werden. Zum anderen soll zugleich
beim Verbraucher ein hoheres Bewusstsein fiir die land-
schaftsgerecht erzeugten Produkte geweckt werden und
der Bezug zwischen intakter Kulturlandschaft und gesun-
der Erndhrung verdeutlicht werden (Wulff/Petermann
2000, S. 44).

Es wire falsch, den integrativen Ansatz als eine Art Wun-
dermittel zur Auflosung aller unterschiedlichen Interes-
senlagen, die in einer Natur- und Kulturlandschaft exis-
tieren, misszuverstehen. Konstellationen und Strategien,
die zu so genannten Win-win-Resultaten fiihren, diirften
die Ausnahme bleiben. Bei einer realistischen Betrach-
tungsweise wird man auch konzedieren miissen, dass die
Instrumente des segregativen Ansatzes noch lange nicht
der Vergangenheit angehdren konnen.

3.2 Akteure

Naturschutz und Landschaftspflege sind eine 6ffentliche
Aufgabe, deren Wahrnehmung in der Regel durch die 6f-
fentliche Verwaltung erfolgt (§ 6 BNatSchGNeuregG).
Triger der 6ffentlichen Verwaltung ist der Staat, vertreten
durch Bund und Linder sowie die Landkreise und Ge-
meinden als Korperschaften des 6ffentlichen Rechts. Zum
Kreis der Akteure des Naturschutzes gehoren neben der
Naturschutzverwaltung auch die Verbénde und Vereine.
Beide werden im Folgenden (nach Wulff/Petermann
2000) ndher beschrieben.

Staatliche Naturschutzverwaltung

Die fiir Naturschutz und Landschaftspflege zustindige
Bundesbehorde ist seit 1986 das Bundesministerium fiir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU). Das
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Tabelle 12

»Iraditioneller” und ,,integrierter* Ansatz im Naturschutz

Traditioneller Ansatz

Integrierter Ansatz

Grundidee

Instrumentarium

Interventionstyp

Beteiligungstyp

Finanzierung

Kosten fiir den Staat

Nutzen durch Naturschutz

Durch Naturschutz Begiinstigte

Verbiindete

Naturschutz ist additiv. Er wird
neben den bestehenden Formen der
Nutzung umgesetzt und muss gegen
sie durchgesetzt und verteidigt
werden.

Ge- und Verbote
Schutzgebietsverordnungen
Flachenerwerb

Pflege in staatlicher Regie

Ge- und Verbote, staatliche
Finanzierung

Initiative durch Staat oder Natur-
schutzverbinde, formale Betei-
ligungsverfahren

durch Verzicht oder Verluste bei
speziell Betroffenen oder durch
allgemein Steuermittel

gering bei Ge- und Verboten, hoch
bei Flachenerwerb; Pflegekosten:
hoch bei hdufiger Aufgabe der
Nutzung

Erhaltung der Arten- und Land-
schaftsvielfalt

allgemeine Bevdlkerung, Staats-
bedienstete, Landschaftsbau-/Land-
schaftspflegebetriecbe

Naturschutzverbéande, Teile der
Bevdlkerung

Naturschutz ist integriert.
Schutzinteressen entwickeln und
verbinden sich mit den Nutzungs-
interessen. Naturschutz wird ein
eigenes Anliegen innerhalb der
Nutzungsinteressen.
Kooperationslosungen
Marktlosungen
eigenverantwortliche Pflege mit
festgelegten kontrollierten Zielen
staatliche oder private Initiierung,
(eventuell) staatliche Unterstiitzung
Freiwilligkeit, Verhandlungen

durch Zahlungsbereitschaften spe-
ziell Interessierter bzw. Nutzniefer,
Unterstiitzung durch allgemeine
Steuermittel

gering, wenn es gelingt, die latenten
Zahlungsbereitschaften der
Bevolkerung zu mobilisieren

Erhaltung der Arten- und Land-
schaftsvielfalt, Zusatznutzen z. B.
durch: Einkommen, Image, Status,
Gesundheit (gesunde Produkte),
regionale Identitdt

allgemeine Bevolkerung,
Staatsbedienstete, Landschaftsbau-/
Landschaftspflegebetriebe,
Nutzergruppen (Landwirtschaft,
Forstwirtschaft etc.)
Naturschutzverbande, Teile der
Bevolkerung, Nutzer(verbiande)

Quelle: nach Schweppe-Kraft 2000, S. 194

Bundesamt fiir Naturschutz (BfN) ist als oberste natur-
schutzfachliche Behorde beratend fiir die Abteilung Na-
turschutz des BMU tétig. Daneben sind als Aufgaben des
BN u. a. die Ausfithrung von Verwaltungsaufgaben des
Bundes auf dem Gebiet des Naturschutzes und die wis-
senschaftliche Forschung auf dem Gebiet des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu nennen.

Die oberste Naturschutzbehdrde des Landes ist i. d. R. die
entsprechende Fachabteilung im Landesumweltminis-
terium. Lénder mit einem dreistufigen Verwaltungsauf-

bau im Naturschutz verfiigen tiber obere bzw. hohere Na-
turschutzbehorden, die i. d. R. bei den Regierungsprési-
dien bzw. den Bezirksregierungen angesiedelt sind. Bei
zweistufigen Lénderverwaltungen fehlt diese mittlere
Ebene. Aufgaben, die sonst von der oberen Naturschutz-
behorde wahrgenommen werden, liegen bei der obersten
Behorde (dem Ministerium) oder wurden den unteren
Naturschutzbehorden iibertragen. Die obersten Natur-
schutzbehdrden haben iiberwiegend ministerielle Auf-
gaben (reine Verwaltungsaufgaben), ndamlich einschla-
gige Rechtsvorschriften (Gesetze, Erlasse, Richtlinien)
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vorzubereiten, die Haushaltsplanung (Finanzausstattung
fiir 6ffentliche Naturschutzaufgaben) vorzunehmen und
die Aufsicht iiber die nachgeordneten Behdrden wahrzu-
nehmen. Zu einem geringeren Teil werden auch fachliche
Aufgaben (wie z. B. die Aufstellung des Landschaftspro-
gramms) oder Vollzugsaufgaben (wie z. B. Genehmigung
von GroBprojekten) wahrgenommen.

Mit den Landesumweltdmtern (hierfiir gibt es in den Bun-
deslandern unterschiedliche Bezeichnungen: Branden-
burg: Landesumweltamt, LUA; Thiiringen: Landesanstalt
fir Umwelt, LfU; Sachsen-Anhalt: Landesamt fiir Um-
weltschutz, LAU; Nordrhein-Westfalen: Landesanstalt
fiir Okologie, Bodenordnung und Forsten, LOBF; Nie-
dersachsen: Niedersichsisches Landesamt fiir Okologie,
NLO; u. v. a. m.), die die Funktion einer Fachbehorde ha-
ben, existieren auf Landesebene in den meisten Liandern
Einrichtungen, deren Aufgabenspektrum die fachliche
und planerische Unterstiitzung von Verwaltungsvorha-
ben, die Grundlagenermittlung, die Informationsgewin-
nung und -verwaltung (Kataster) sowie Offentlichkeits-
arbeit umfasst. Die ,,Fachbehorde fur Naturschutz® ist
i. d. R. als eine Abteilung in einem Landesumweltamt an-
gesiedelt. Ergéinzt wird die Arbeit der Landesdmter und
-anstalten vielfach durch Naturschutzakademien und Lan-
deslehrstitten.

Eine Besonderheit der Naturschutzverwaltung stellen
Landeseinrichtungen fiir die Verwaltung von (GroB-)
Schutzgebieten dar, z.B. in Niedersachsen (Nieder-
sdchsisches Nationalparkamt (Wattenmeer, Hochharz) und
Brandenburg (Landesanstalt fiir Grofschutzgebiete/LAGS,
Eberswalde). Diesen wurden Aufgaben zur Ausfiihrung,
Betreuung und Uberwachung in Nationalparken, Bio-
sphérenreservaten und Naturparken {ibertragen. Eigenstén-
dige Verwaltungen von Grof3schutzgebieten iibernehmen
Funktionen der oberen und unteren Naturschutzbehorden
(bspw. bei der Mitwirkung bei der Bauleitplanung). In vie-
len Bundesldandern bestehen jedoch wegen fehlender Fi-
nanzmittel zur Einrichtung und personellen Ausstattung
keine eigenstindigen GroBschutzgebietsverwaltungen.

Die unteren Naturschutzbehérden sind bei den Land-
kreisverwaltungen oder Landratsimtern bzw. den kreis-
freien Stadten angesiedelt. Es handelt sich hierbei um die
unterste Verwaltungseinheit der staatlichen Verwaltung.
Der Aufbau der Landkreisverwaltungen ist heterogen
gestaltet, auch die Positionierung der Naturschutzbehorde
in der Hierarchie (Abteilung/Referat/Sachgebiet eines
Amtes) ist sehr unterschiedlich. Den unteren Natur-
schutzbehdrden kommen vor allem Vollzugsaufgaben
(Durchfithrung von oder Beteiligung an Genehmigungs-
verfahren, Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, Vorbe-
reitung und Vollzug von Schutzgebietsverordnungen) zu.

Den Gemeinden sind — mit Ausnahme der kreisfreien
Stadte, die zugleich die Funktion eines Kreises erfiillen —
nur wenige behordliche Vollzugsaufgaben des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zugewiesen. Insbe-
sondere kleinere Gemeinden, die keine Umwelt- oder
Griinflachendmter eingerichtet haben, verfiigen {iber
keine eigene Verwaltungseinheiten flir Landschaftspflege
und Naturschutz. Den Gemeinden obliegt jedoch als Tra-

ger der Bauleitplanung die Planung bzw. Vorbereitung
von Art und Ausmal} baulicher Inanspruchnahme von
Flachen, die i. d. R. erhebliche Auswirkungen auf Natur
und Landschaft hat.

Verwaltungen der Grofischutzgebiete

In der Regel verfiigen die deutschen Nationalparke {iber
eine vor Ort ansdssige Verwaltung, die meist den fiir Um-
weltschutz zustdndigen Ministerien unterstellt ist (Zundel
1997). Eine Ausnahme ist die dem Landwirtschaftsminis-
terium unterstellte Verwaltung des NLP Bayerischer
Wald. Die niedersédchsischen Nationalparkverwaltungen
(Harz und Wattenmeer) sind dem Regierungsprasidenten
(Bezirksregierung) als eigenstindige Dezernate zugeord-
net. Der Nationalpark Berchtesgaden ist auf der Ebene des
Landkreises angesiedelt.

Die Verwaltung der Naturparke untersteht in den neuen
Bundeslandern i. d. R. der staatlichen Administration; in
den alten Bundesléndern ist dies eher die Ausnahme. Es
lassen sich drei Typen von Trigerschaften unterscheiden:

— der Zweckverband von Landkreisen oder kreisfreien
Stéddten,

— der eingetragene Verein, bei dem Gemeinden, Privat-
personen, Unternehmen und andere Vereine Mitglied
sein kénnen und

— die Behorde.

Die Verwaltung in den deutschen Biosphirenreservaten
ist aufgrund des Foderalismus und der Ladnderhoheit im
Naturschutz uneinheitlich geregelt. Das Spektrum reicht
von der Unteren Naturschutzbehdrde — mit entsprechen-
den hoheitlichen Befugnissen — bis zum eingetragenen
Verein als Verwaltungsinstanz. Rechtlich ist das Bio-
sphirenreservat in mehreren Landesnaturschutzgesetzen
verankert, seit 1998 auch im Bundesnaturschutzgesetz.
Von der stindigen Arbeitsgruppe der Biosphérenreservate
in Deutschland (AGBR) wurden Mitte der 90er-Jahre
(nationale aber unverbindliche) Leitlinien erarbeitet, die
u. a. fordern, die Verwaltung eines BR grundsitzlich der
Hoheren bzw. Oberen oder Obersten Naturschutzbehorde
zuzuordnen.

Eine Biindelung der Verwaltung von GroBschutzgebieten
erfolgte in den Bundeslédndern Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern. In Brandenburg wurde die ,,Lan-
desanstalt fiir Grof3schutzgebiete* (LAGS, Eberswalde)
geschaffen; in Mecklenburg-Vorpommern wurden die
Kompetenzen im ,,Landesnationalparkamt Mecklenburg-
Vorpommern“ zusammengefasst.

Verbinde und Vereine

380 Grof3schutzgebiete aus 33 europiischen Staaten sind
in der Foderation der Natur- und Nationalparke Europas
(FNNPE) zusammengeschlossen. Diese Netzwerkorgani-
sation besteht seit 1973 und hat ihre Geschéftsstelle in
Grafenau, Deutschland.

Die deutsche Sektion der Foderation der Natur- und Natio-
nalparke Europas (FONAD) (mittlerweile: EUROPARC)
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wurde 1991 mit dem Ziel gegriindet, den Aufbau und die
Entwicklung von GroBschutzgebieten in Ost- und West-
deutschland zu unterstiitzen. Parkverwaltungen und fiir
Schutzgebiete zustindige staatliche Dienststellen sowie
private Naturschutzverbénde bilden bislang den einzigen
Dachverband, in dem Schutzgebietsfachleute zusammen-
arbeiten. Dies ist gerade vor dem Hintergrund der fodera-
listischen Struktur Deutschlands, die die Zusammenarbeit
zwischen Schutzgebieten iiber Verwaltungsgrenzen hin-
weg erheblich erschwert, von erheblicher Bedeutung.

Grofischutzgebiete in EUROPARC (Stand 2001):

— NLP: Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer, Ham-
burgisches Wattenmeer, Niedersdchsisches Wat-
tenmeer, Vorpommersche Boddenlandschaft, Jas-
mund, Miiritz, Unteres Odertal, Hainich, Harz,
Hochharz, Siachsische Schweiz, Bayerischer Wald,
Berchtesgaden.

— BR: Flusslandschaft Elbe Brandenburg, Flussland-
schaft Elbe Mecklenburg-Vorpommern/Naturpark
Mecklenburgisches Elbetal, Stidost-Riigen, Schorf-
heide-Chorin, Spreewald, Oberlausitzer Heide-
und Teichlandschaft, Rhon (Thiiringer und Hessi-
scher Teil), Vessertal, Schaalsee.

— NRP: Riigen, Usedomer Oderhaff, Schaalsee,
Nossentiner-Schwinzerheide, Mecklenburgisches
Elbtal, Feldberg/Lychener Seenlandschaft, Ucker-
maérkische Seen, Schlaubetal, Markische Schweiz,
Dromling, Nordlicher Teutoburger Wald-Wiehen-
gebirge, Niederlausitzer Landriicken, Kyffhéuser,
Eichsfeld-Hainich-Werratal, Thiiringer Schiefer-
gebirge, Thiiringer Wald, Hochtaunus (Zweck-
verband), Hoher Vogelsberg (Zweckverband),
Saar-Hunsriick, Altmiihltal, Bayerischer Wald.

EUROPARC versteht sich als Forum, in dem Fachleute
der deutschen GroBschutzgebiete ihre Positionen abstim-
men und gemeinsam Projekte (z. B. Praktikum fiir die
Umwelt, Reisefiihrer iiber deutsche Nationalparke, ,,Na-
tionalparkfreundliches Hotel*, Handbuch ,,Gemeinsames
Erscheinungsbild der GroBschutzgebiete in Deutschland*)
realisieren.

Der Verband Deutscher Naturparke (VDN) versteht sich
als Dachorganisation der Naturparke bzw. ihrer Trager in
Deutschland. Der VDN unterstiitzt seine Mitglieder da-
bei, Naturparke aufzubauen und zu Vorbildlandschaften
zu entwickeln. Dariiber hinaus fordert er den Erfahrungs-
austausch und die Zusammenarbeit zwischen den Natur-
parken in Deutschland und Europa. Ferner will er die Auf-
gaben und die Leistungen der Naturparke in der
Offentlichkeit bekannt machen und die Interessen der
Naturparke auf politischer Ebene vertreten (www.natur-
parke.de/wir/content.html).

Anerkannte Naturschutzverbinde

Die Mitwirkung von Vereinen ist in § 58 ff. BNatSchG-
NeuregG geregelt. Es erlangen auf Antrag Vereine den

Status eines anerkannten Naturschutzverbandes (damit
auch besondere Mitwirkungsrechte), u. a. folgende Vo-
raussetzungen des § 59 Abs. 1 BNatSchGNeuregG erfiil-
len: Der Verein

— muss der Satzung nach ideell und nicht nur voriiber-
gehend die Ziele von Naturschutz und Landschafts-
pflege fordern,

— sein Tatigkeitsbereich muss iiber das Gebiet eines
Bundeslandes hinausgehen,

— muss gemeinniitzige Zwecke verfolgen.

Eine Beteiligung der Verbédnde ist auf die in § 60 Abs. 2
BNatSchGNeuregG genannten Verfahren beschrénkt, vor
allem auf:

— die Vorbereitung von Verordnungen und anderen
Rechtsvorschriften der Naturschutzbehorden; (z. B.
Schutzgebietsverordnungen),

— die Vorbereitung von Plédnen und Programmen,

— die Befreiung von Ge- und Verboten, die zum Schutz
von Schutzgebieten erlassen worden sind,

— bestimmte Planfeststellungsverfahren mit Genehmi-
gungen.

Die Form der Beteiligung der Verbdnde ist in § 58
BNatSchGNeuregG vorgegeben: Danach ist den aner-
kannten Vereinen gestattet, Einsicht in Sachverstindigen-
gutachten zu nehmen, die im Zusammenhang mit Verord-
nungen und anderen Rechtsvorschriften sowie mit
Eingriffsvorhaben in Auftrag gegeben worden waren, und
es wird ihnen das Recht zur AuBerung zu den Planungen
eingerdumt — soweit sie in ihrem satzungsmaBigen Auf-
gabenbereich beriihrt sind. Die Naturschutzgesetze der
Lander kdnnen dabei weitergehende Beteiligungsformen
zulassen; sie machen auch teilweise davon Gebrauch.
Auch das Akteneinsichtsrecht ist Grundlage einer qualifi-
zierten Stellungnahme durch die Verbiande, da nur so
Kenntnisse liber die zu erwartenden Eingriffe erlangt
werden konnen.

Anerkannte Naturschutzverbinde am Beispiel
Niedersachsen

— Aktion Fischotterschutz e. V.

— Biologische Schutzgemeinschaft Hunte-Weser-Ems
e.V. (BSH)

— Bund fiir Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND), Landesverband Niedersachsen e.V.

— Landesjdgerschaft Niedersachsen e.V. (LIN)

— Landessportfischerverband Niedersachsen e.V.
(LSFV)

— LV Biirgerinitiativen Umweltschutz Niedersach-
sen e.V. (LBU)

— LV Niedersachsen Deutscher Gebirgs- und Wander-
vereine e.V.
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— Naturfreunde Niedersachsen e.V., Verband fiir
Umweltschutz, Touristik und Kultur

— Naturschutzbund Deutschland (NABU), LV Nie-
dersachsen e.V.

— Naturschutzverband Niedersachsen e.V. (NVN)
— Niedersichsischer Heimatbund e.V. (NHB)

— Schutzgemeinschaft Deutscher Wald (SDW),
LV Niedersachsen e.V.

— Verein Naturschutzpark e.V. (VNP)

Landschaftspflegeverbinde

Landschaftspflegeverbdande verfolgen dem Deutschen
Verbandes fiir Landschaftspflege (DVL 1997) zufolge im
Wesentlichen drei Ziele:

— ein flichendeckendes Netz natiirlicher und naturnaher
Lebensrdume aufbauen, um in allen deutschen Kul-
turlandschaften die Lebensgrundlagen intakt zu er-
halten,

— Impulse fiir eine nachhaltige Regionalentwicklung
und umweltvertrdgliche Landnutzung geben, die das
Besondere der einzelnen Regionen herausarbeiten und
ihre Eigenkrifte wecken,

— der Landwirtschaft ein verldssliches Zusatzeinkom-
men im Naturschutz verschaffen und sie bei der
Vermarktung gebietstypischer Produkte unterstiitzen
(www.Ipv.de/arbweise.htm).

Landschaftspflegeverbiande stellen freiwillige regionale
Zusammenschliisse von Landwirten, Naturschutzverbén-
den und Kommunalpolitikern dar, die gleichberechtigt ihre
Interessen einbringen sollen. Landschaftspflegeverbiande
filhren Manahmen der Landschaftspflege (bspw. die An-
lage und Pflege von Hecken oder Streuobstwiesen) durch,
die sich aus den Plinen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ableiten. Einige Landschaftspflegeverbiande
filhren eigene Projekte zum Aufbau regionaler Wirt-
schaftskreisldaufe durch. Die Bedeutung von Landschafts-
pflegeverbianden flir den Natur- und Landschaftsschutz
wurde vom Rat von Sachverstindigen von Umweltfragen
ausdriicklich hervorgehoben. Schlieflich sind Land-
schaftspflegeverbiande in der Beratungs-, Bildungs- und
Offentlichkeitsarbeit titig (Wulff/Petermann 2000, S. 56).

Die Finanzierung von Landschaftspflegeverbénden erfolgt
weitgehend aus Mitteln der Umwelt- und Landwirtschafts-
ministerien der Lénder. Die Landschaftspflegeverbdnde
beziehen generell einen Grofteil ihrer Finanzmittel aus den
jeweiligen Landschaftspflegeprogrammen der Lander und
von Landkreisen und Gemeinden (Mitgliedsbeitrdge und
direkte Zahlungen). Zurzeit arbeiten 132 Landschafts-
pflegeverbande in zwolf Bundeslédndern.

Verbinde der Tourismuswirtschaft

Durch die Vielfalt und Heterogenitit des Gesamtangebo-
tes an touristischen Leistungserbringungen ist bspw. eine

Planung und Steuerung der touristischen Entwicklung er-
schwert. Umweltrelevante Aktivitdten von einzelnen
kommen kaum zur Geltung, z. T. aufgrund von zu kleinen
Betriebsgrofien und geringem Kooperationsgrad mit an-
deren Bereichen. Fiir die Koordinierung der einzelnen
Anstrengungen zu einer gemeinsamen Gesamtkonzeption
und die Intensivierung des Dialogs zwischen 6ffentlichem
und privatem Sektor sind deshalb Tourismusverbande
grundsitzlich erforderlich. Thre Aufgabe besteht darin, ein
langfristiges und dauerhaftes Tourismusangebot fiir alle
Akteure zu organisieren und zu sichern. Als iibergeord-
nete Instanz iibernehmen sie zudem Initiativ-, Kommuni-
kations- und Koordinationsaufgaben zwischen den poli-
tischen Institutionen auf allen Ebenen und den einzelnen
erwerbswirtschaftlichen Anbietern (Hopfenbeck/Zimmer
1993, S. 109).

Verbinde vertreten die jeweiligen Interessen ihrer Mit-
glieder auf politischer Ebene, z. B. durch Beratung von
Regierung, Parlament, Kommissionen in Briissel, Euro-
paparlament in Straburg. Sie tragen somit zur aktiven
Mitgestaltung der Rahmenbedingungen fiir den Touris-
mus bei. Neben der Interessensvertretung iibernehmen sie
Aufgaben der Offentlichkeitsarbeit, Beratungs- und Be-
treuungstitigkeiten ihrer Mitglieder. Die Verbénde kon-
nen den einzelnen Bereichen des Tourismus zugeordnet
werden. Beispielhaft sollen Gruppen von Verbénden dar-
gestellt werden (vgl. Hesselmann 1998):

— Lokale Fremdenverkehrsorganisationen, in denen die
vor Ort tatigen Unternehmenszweige und Berufsgrup-
pen und die kommunalen Fremdenverkehrsstellen das
ortliche Fremdenverkehrsangebot gestalten. Thre Auf-
gaben bestehen in der Bereitstellung von Infrastruktur,
die dem Ort oder Kreis angepasst ist, der Gewinnung
von Gésten und der Géstebetreuung. Auf regionaler
Ebene konnen einzelne Gemeinden zu Fremdenver-
kehrsgemeinschaften zusammengeschlossen sein.

— In Landesfremdenverkehrsverbanden sind Fremden-
verkehrsgemeinden zusammengefasst. Hauptaufgaben
sind das Marketing fiir das Verbandsgebiet, die Be-
treuung und Beratung der Mitglieder, Kooperation mit
Landesregierungen zur Vertretung der Interessen/Pro-
bleme der Gemeinden und Regionen.

— Der Arbeitsschwerpunkt des Deutschen Tourismus-
verbandes (DTV) liegt in der Wahrnehmung der frem-
denverkehrspolitischen Aufgaben gegeniiber der Bun-
desregierung.

Viele Verbéande vertreten die Interessen ihrer Mitglieder in
bestimmten Handlungsfeldern des Tourismus. Beispiele
hierfiir sind der Deutsche Biderverband e.V. (DBV), der
Deutsche Hotel und Gaststéttenverband (DEHOGA), der
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V. (VDV) und
der Bundesverband Wassersportwirtschaft e.V. (BWVS).

Weitere Tourismusverbénde bestehen fiir die Aufgaben-
gebiete Personenbeforderung, Reisevermittlung. Ver-
braucherschutzorganisationen vertreten die Interessen der
Kunden/Nachfrageseite. Der Bundesverband der Deut-
schen Tourismuswirtschaft e.V. (BTW) ist ein Zusam-
menschluss einer Reihe von Verbianden und Grofunter-
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nehmen der Tourismusbranche. Er koordiniert deren In-
teressen und vertritt national und international iibergrei-
fende Belange des Tourismus gegeniiber Politik, Wirt-
schaft und Offentlichkeit.

Einige Verbande haben eigene Umweltarbeitskreise ein-
gerichtet und Umweltbeauftragte eingestellt. So hat der
DTV folgende Schwerpunkte in seinem Arbeitspro-
gramm:

— Aufbau eines tragfahigen Konzeptes fiir ein Pradikat
zur Auszeichnung von Fremdenverkehrsorten, die den
Anforderungen an einen umweltvertraglichen Touris-
mus in besonderer Weise gerecht werden (Giitesiegel);

— Aufbau eines Informationssystems als Hilfssystem
zur Ausgestaltung eines umweltvertraglichen Touris-
mus. Datenbank ECOTRANS/Studienkreis fiir Tou-
rismus StfT;

— Organisation von Bundeswettbewerben in Zusam-
menarbeit mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft
und dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit zur Auszeichnung besonders
umweltgerechter Fremdenverkehrsorte.

3.3 Strategien der Konfliktregulierung

In Anlehnung an die Strategiediskussion des Naturschutzes
kann eine segregative und eine integrative Strategie un-
terschieden werden (vgl. Kapitel 1.2).

Unter einer segregativen Strategie wird der Versuch ver-
standen, eine rdumliche Losung fiir den Konflikt zwi-
schen Naturschutz und Tourismus zu finden, indem bspw.
Besucherstrome von besonders schiitzenswerten Na-
turrdumen oder Naturdenkmélern ferngehalten werden.
Zur Entschérfung von dkologischen Konflikten in GSG
werden nach Klein (1996) v. a. eine konsequente raum-
liche Entflechtung der konkurrierenden Nutzungen, wel-
che ein differenziertes Zonierungskonzept voraussetzt,
angestrebt sowie eine konsequente Ausweisung von Er-
holungs- und Griinflichen auch in Verdichtungsraumen,
um den Nutzungsdruck auf die schutzwiirdigen Bereiche
zu verringern. Wiahrend der erste Punkt innerhalb der Pla-
nung und Entwicklung eines GSG Anwendung findet, be-
darf der zweite Punkt einer iibergeordneten interregiona-
len Zusammenarbeit zwischen Tourismusquellgebiet und
-zielgebiet.

Unter einer integrativen Strategie konnen Konzepte und
Mafnahmen zusammengefasst werden, die auf struktu-
relle Verdnderungen der Nutzungsmuster abzielen. Hier-
fiir sind Ubergreifende Ansétze erforderlich, die bspw.
eine Kombination von touristischen Aktivititen mit Maf3-
nahmen der Umweltbildung oder eine Verkniipfung der
Interessen der Gastronomie mit den Zielen der Land-
schaftspflege durch ein entsprechendes Speisenangebot
beinhalten.

Im Folgenden wird die Besucherlenkung als Auspriagung
des segregativen und werden die Kooperationen von Tou-

rismus und Naturschutz als Form des integrativen An-
satzes thematisiert.

3.3.1 Besucherlenkung

Besucherlenkung wird in allen groBeren Schutzgebieten
in der einen oder anderen Form praktiziert. Thr Vor-
handensein héngt aber nicht unbedingt vom Alter des
bestehenden Schutzgebietes, sondern oftmals von der
regionalen Geschichte der Unterschutzstellung ab. Grof3-
schutzgebiete, in denen der Tourismus auch schon vor der
Unterschutzstellung eine grofe Rolle gespielt hat, haben
in dieser Frage zum Teil einen Wissens- und Erfahrungs-
vorsprung (vgl. Baumgartner/Hlavac 2000; Diepolder/
Feige 2000; Fontanari et al. 2000).

Eine Besucherstromlenkung erfolgt am haufigsten durch
eine kombinierte Angebots-Verbots-Strategie (so genannte
,,Honey Pot Strategy*). Angebotene Infrastruktur (markierte
Wege, Themenwege, Besucherzentren) sowie Dienstleis-
tungen (gefiihrte Wanderungen, Exkursionen, Kinderan-
gebote, etc.) konzentrieren das Gros der Besucher auf be-
stimmte Bereiche und erhéhen gleichzeitig die Akzeptanz
fiir Zutrittsverbote in besonders sensiblen Teilbereichen
der Nationalparke.

Die innerhalb eines GroBschutzgebietes angewendeten
Formen der Besucherlenkung lassen sich folgendermal3en
unterscheiden und ausgestalten:

— Raum- und Landschaftsplanung

— Infrastrukturausbau: Lage, Qualitdt und Kapazitét
(freizeit-)infrastruktureller Einrichtungen,

— Zonierung: differenzierte rdumliche Funktions-
trennung von Bereichen intensiver touristischer
Nutzung bis hin zu Tabu-Raumen.

— Lenkung durch EinzelmaBnahmen

— Zwangsmalinahmen: Ge- und Verbote, Geldstra-
fen, gewerbliche Beschriankungen, Umweltab-
gaben fiir Nutzer, Abzdunungen etc.

— Sanfte Maflnahmen

— Abschreckung: gezielte Anpflanzungen, Holz-
barrieren, Wegeriickbau, Verwilderungen, Was-
sergriaben, Aufschiittungen, Schlagabraumhau-
fen, Bojen, Baumketten etc.

— Anreize: interessantes, gut erhaltenes und
ausgeschildertes Wegenetz, Spielplitze, Grill-
stellen, Schutzhiitten, Wandergaststétten, Aus-
sichtsmoglichkeiten etc.

— Informations- und Offentlichkeitsarbeit: Hin-
weisschilder, Infostellen, Lehrpfade, Schulun-
gen, Seminare, Vortrage.

Abbildung 9, Seite 54, fasst die Struktur der Lenkungs-
mafnahmen und ihre Ausdifferenzierung zusammen.
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Abbildung 9

Differenzierung der Besucherlenkungssysteme
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Zonierung

Grundsatzlich ist jede (Erholungs-)Landschaft mittels
verschiedener Raumtypen und Zonen zu gestalten. An-
hand der IUCN-Kategorien ldsst sich ein erster Einblick
in diese Moglichkeiten gewinnen (Tabelle 13). Die Ta-
belle zeigt, dass sich damit auch das Anliegen verbindet,
Schutzziele und andere Ziele (,,Management-Ziele*) mit-
einander in Einklang zu bringen und mit unterschiedlicher
Schwerpunktsetzung raumlich zu integrieren.

Die IUCN hat 1972 die Zonierung als wichtiges Instru-
ment zur Konfliktminimierung in Schutzgebieten fest-
geschrieben (Kapitel I11.2.1). Sie geht dabei von einer
Dreigliederung aus, die eine Naturlandschaft in eine
»strenge Naturzone®, eine ,,Naturzone mit Management-
mafBnahmen® und eine ,,Wildniszone* unterteilt (Strunz
1993, S. 20). Diesen drei Kategorien wird als vierte Ka-
tegorie eine ,,Fremdenverkehrs-/Verwaltungszone® ange-
gliedert, die auch die Erholungsnutzung des Schutzgebie-
tes ermoglicht. Die meisten Zonierungskonzepte fiir
Grofischutzgebiete in Europa folgen der urspriinglichen

Dreiteilung, allerdings hat die Ubertragung der IUCN-
Kriterien zu einer Vielzahl von Bezeichnungen fiir Raum-
typen bzw. Zonen insbesondere in Nationalparken ge-
filhrt. Der Versuch eines Uberblicks gestaltet sich mehr
als schwierig, so vielfdltig sind die in der Praxis zu fin-
denden Zonierungskonzepte und nahezu inflationér ist die
Zahl der mittlerweile fiir die einzelnen Zonen gewahlten
Begriffe (Strunz 1993).

Der Grundgedanke der Zonierung nach IUCN-Kriterien
besteht nach Strunz nicht so sehr darin, eine Abstufung
nach Schutzbediirftigkeit vorzunehmen, was eine dauer-
hafte Festschreibung von Flachen mit unterschiedlicher
Schutzwiirdigkeit begiinstigt. Vielmehr sei das entschei-
dende Kriterium die Eingriffsintensitét, die notwendig ist,
um die Entwicklung der Fldchen hin zu einem naturnahen
Zustand (Totalreservat) voranzutreiben, was durch einen
geeigneten dynamischen ,,Managementplan‘ gewéhrleis-
tet werden soll (Strunz 1993, S. 23 f.). An den oft in un-
terschiedlicher Weise verwendeten Begriffen ,,Pflege-
und ,,Pufferzone* zeigt sich, dass dieser Grundsatz nicht
immer beherzigt wird.

Tabelle 13

IUCN-Kategorien fiir Schutzgebiete und Managementziele
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Wissenschaftliche Forschung 1 3 2 2 2 2 3
Schutz der Wildnis 2 1 2 3 3 — 2
Artenschutz und Erhalt der genetischen Vielfalt 1 2 1 1 1 2 1
Erhalt und Wohlfahrtswirkungen der Umwelt 2 1 1 1 2 1
Schutz bestimmter natiirlicher/kultureller Erscheinungen — — 2 1 3 1 3
Tourismus und Erholung — 2 1 1 3 1 3
Bildung — — 2 2 2 2 3
Nachhaltige Nutzung von Ressourcen aus natiirlichen - 3 3 - 2 2 1

Okosystemen

Erhalt kultureller und traditioneller Besonderheiten - - - - - 1 2

Legende:

1 = vorrangiges Ziel

2 = nachrangiges Ziel

3 = unter besonderen Umstidnden einschlagiges Ziel
— = nicht einschldgig

Quelle: Fontanari et al. 2000, S. 9, nach ITUCN 1994, S. 8
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Dabei fillt auf, dass zwischen den Zonierungskonzepten
in den alten und neuen Bundeslidndern erhebliche Unter-
schiede existieren. Insbesondere in den Nationalparken
der alten Bundesldnder herrscht eine gewisse Uniiber-
sichtlichkeit an Zonenbezeichnungen, die sich oft an
Kriterien der Erholungsnutzung orientieren (,,Schwer-
punkterholungszone®, ,,Ruhe- und Wanderzone“ sowie
»Reservatszone* im Nationalpark Bayerischer Wald). Von
einer echten Zonierung im Sinne des Entwicklungs-
gedankens der [IUCN kann nach Strunz etwa im National-
park Bayerischer Wald ohnehin keine Rede sein. Zudem
sei Ausweisung cines Gebietes als ,,Kernzone“ oftmals
gleichbedeutend mit einer Beschrankung des Betretungs-
rechtes, was dem Grundsatz der prinzipiellen Zuging-
lichkeit von Nationalparken widerspreche (Strunz 1993,
S. 21 f.). In den Naturschutzparken der neuen Bundeslan-
der erfolgt zumindest der Einsatz der Kategorie ,,Ent-
wicklungszone® einheitlich im Sinne der [UCN-Kcriterien,
womit dem Kernziel der Entwicklung ehemals bewirt-
schafteter Fldchen zu ,Kernzonen“ entsprochen wird
(,,Ziel-Nationalparke®).

3.3.2 Kooperation als integrative Strategie

Anders als der Segregationsansatz will die integrative
Strategie eine verstéirkte Einbindung des regionalen Tou-
rismus in natur- und landschaftsschiitzende Prozesse er-
reichen. Ein solcher Ansatz erscheint v. a. auch deshalb
wichtig, weil — wie u. a. am Beispiel Liineburger Heide
oder Biosphirenreservat Spreewald gezeigt — das beste-
hende Instrumentarium fiir Zonierung und Besucherlen-
kung allein nicht ausreicht, um sowohl die 6kologischen
Auswirkungen des Tourismus auf Natur und Landschaft
zu begrenzen als auch die sozialen, kulturellen und dko-
nomischen Erfordernisse — im Sinne einer nachhaltigen
Entwicklung — zu beriicksichtigen.

Ein solcher Ansatz einer regionalen Kooperation von Na-
turschutz und Tourismus bedarf dabei der Setzung eines
gewissen Rahmens, beispielsweise durch (Klein 1996):

— Erarbeitung eines geeigneten Leitbildes,

— Durchfiihrung von Kosten-Nutzen-Analysen und Er-
mittlung der Arbeitsplatzwirkungen zur Erh6hung von
6konomischer Transparenz,

— umfassende Information und Aufklérung der Betroffe-
nen zur Verbesserung der Akzeptanz,

— Honorierung 6kologischer Leistungen und Ausgleich
von Einschréankungen.

Eine Einbindung des Tourismus in ein regionales System
okologischen Wirtschaftens wird von verschiedenen Au-
toren als Grundlage fiir einen nachhaltigen Tourismus ge-
fordert. GroBschutzgebiete — v. a. Biosphdrenreservate
und Naturparke der neuen Pragung — sind hierfiir als Mo-
dellregionen bzw. Vorbildlandschaften fiir eine umwelt-
und ressourcenschonende, nachhaltige (wirtschaftliche)
Entwicklung konzipiert worden. Insofern besteht nicht
nur der Auftrag, der Bevolkerung ein Erleben der Natur so
weit wie moglich zugénglich zu machen, sondern auch

eine umfassende ,,Prasentation” der Region durch Regio-
nalvermarktung® oder ,,Regionalmarketing® anzustreben
(Wulft/Petermann 2000, S. 71).

Unter Regionalvermarktung wird eine an regionale Merk-
male und regional definierte Qualitdten gekniipfte Ange-
botspolitik fiir unterschiedliche Produkte, wie z. B. land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, Holz, Lebensmittel oder
auch touristische Leistungen, verstanden (DVL 1999).
Regionalmarketing wird, in Anlehnung an die betriebs-
wirtschaftlich ausgerichteten Ansétze, als die Planung,
Koordination und Kontrolle aller auf die aktuellen und
potenziellen Zielgruppen ausgerichteten Aktivitdten einer
Region definiert. Ziel ist demnach eine Verbesserung der
Lebensqualitdt nach innen, die Verbesserung des Image
nach auBlen sowie eine Erhhung der Standortqualitéiten
(Wulff/Petermann 2000, S. 72). Dabei werden héufig die
Sektoren Naturschutz und Landschaftspflege, Landwirt-
schaft und Tourismus miteinander verkniipft. Da die 6ko-
logische Wirkung von MaBnahmen einer nachhaltigen
Regionalentwicklung in Abhingigkeit von der ortlichen
Ausprigung des Naturhaushalts und Lebensraumgefiiges
sehr stark differieren kann, ist eine regional angepasste,
standortgerechte Entwicklung von Konzepten und Um-
setzungsstrategien unerlédsslich.

Zwei Beispiele aus Biosphirenreservaten sollen das Kon-
zept Regionalvermarktung und -marketing verdeutlichen:
Das ,,Rhonschaf* (vgl. Erdmann/Mager 2000, S. 229 ff.;
Waulff/Petermann 2000, S. 72) und das ,,Okomodell Hin-
delang* (Wulff/Petermann 2000, S. 72 ff. u. S. 134).

Beispiel ,,Rhonschaf*

In der Rhon haben jahrhundertelange menschliche Nut-
zungen eine Kulturlandschaft geprigt, die durch eine
gro3e Biotopvielfalt charakterisiert ist. Die Rhon galt
lange als riickstidndige Region mit geringen Zukunftsper-
spektiven, die zwar prinzipiell fiir den Tourismus eine
zentrale Bedeutung besitzt, als Fremdenverkehrsgebiet
jedoch iiberwiegend nur den Anspriichen der Zielgruppe
»altere Menschen mit geringem finanziellen Potenzial®
gerecht wurde. Aus den politischen Wandlungen der Jahre
1989/90 resultierten Veranderungen der wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen, durch die weitere Arbeitsplitze
insbesondere auch in der Schafhaltung, die bis zu dem
Zeitpunkt einen wichtigen Faktor im Bereich der Land-
wirtschaft darstellte, verloren gingen.

In dieser Situation wurde auf eine Naturschutzinitiative
zuriickgegriffen, die seit Mitte der 80er-Jahre die Erhal-
tung des Rhonschafes zum Ziel hatte. Das Rhonschaf,
eine vom Aussterben bedrohte Haustierrasse, wurde im
Zuge einer Marketingstrategie als Identifikationsfigur
aufgebaut, um das gestiegene Umweltbewusstsein in der
Bevolkerung, die Suche nach Ruhe und Natur und die Ge-
nussorientierung einer jiingeren, einkommensstiarkeren
touristischen Zielgruppe anzusprechen. Mittlerweile wird
das Rhonschaf wieder zur Landschaftspflege im Bio-
sphirenreservat eingesetzt, nachdem hierfiir mehrere
Schifer gewonnen werden konnten. Das erste Ziel — die
Erhaltung der alten Schafrasse in Verbindung mit land-
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wirtschaftlicher Nutzung bei gleichzeitiger Sicherung der
als schutzwiirdig eingestuften Landschafts- und landwirt-
schaftlichen Flachen — war somit erreicht.

Ein zweites Ziel galt dem Aufbau einer Vermarktungs-
struktur fiir Rhonschafprodukte und die Erhaltung der
Rhonschaf-Rasse durch seine ,,Marktfahigkeit* zu sichern.
Inzwischen hat sich die Schafhaltung zu einem wirt-
schaftlich tragfahigen Bereich entwickelt. In der heimi-
schen Gastronomie werden verstirkt Gerichte rund um
das Rhonschaf angeboten. Ein dauerhafter Absatzmarkt
konnte geschaffen werden, der langfristig wirtschaftliche
Unabhingigkeit zu erreichen verspricht (Erdmann/Mager
2000, S. 231).

Bei Touristen fanden die ,,neuen Produkte“ groflen An-
klang, sodass nach Mdglichkeiten gesucht wurde, weitere
heimische Produkte in der Gastronomie einzusetzen. Etli-
che neue Produktions- und Vermarktungsinitiativen ent-
standen und der lokale und regionale Absatz von Pro-
dukten aus naturvertrdglicher Landwirtschaft konnte
erheblich gestirkt werden (Meyer-Engelke et al. 1998,
S. 341 ff.). Zunechmend werden auch auBerlandwirt-
schaftliche Berufsfelder in die Entwicklungsprojekte mit
einbezogen (z. B. das Holz verarbeitende Handwerk), wo-
durch weitere Arbeitsplitze fiir die heimische Bevdlke-
rung erhalten oder zum Teil sogar wieder neu geschaffen
werden. Mit den vom Naturschutz ausgehenden Initia-
tiven ist es gelungen, neue und wirtschaftlich tragfahige
regionale Strukturen aufzubauen. Damit hat die Koopera-
tion zwischen Tourismus, Landwirtschaft und Natur-
schutz auch einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
der Rhon insgesamt geleistet.

Beispiel ,,Okomodell Hindelang*

In Hindelang haben die Bergbauern, die eine wichtige
Rolle als Gestalter und Schiitzer einer vielféltigen Kultur-
landschaft einnahmen, vermehrt mit Existenzproblemen
zu kdmpfen. Die im Alpenraum {iber den Tourismus er-
zielten Umsitze sind jedoch eng an die Landschaftspfle-
gearbeit dieser Bergbauern gekoppelt. Die effektivste
Landschaftspflege versprach man sich daher von einer
Weiterfithrung der landwirtschaftlichen Flachennutzung.

Zu Beginn des Projektes ,,Okomodell Hindelang* wurden
alle okologisch wertvollen Flachen kartiert. Die Berg-
bauern wurden fiir die Griindung eines Landschaftspfle-
geverbandes gewonnen, fast alle sind mittlerweile Mit-
glied im Verein ,,Hindelang Natur & Kultur* und haben
sich zur Einhaltung strenger Bewirtschaftungsauflagen
verpflichtet. Als Ausgleich fiir die Erschwernis der Be-
wirtschaftung wird dem Verein von der Gemeinde jéhrlich
150 000 Mark aus Steuergeldern zur Verfiigung gestellt,
die an die Berglandwirte ausgezahlt werden. Zusétzlich
wurden Sponsoren fiir das Projekt gewonnen (z. B. Alp
Action, eine internationale Stiftung zur Erhaltung der Al-
pen; Kraft Jacobs Suchard), die etwa 40 % der Kosten tra-
gen. Der Absatz der hochwertigen landwirtschaftlichen
Produkte wird durch ein eigens geschaffenes geschiitztes
Qualitétslabel (,,Hindelang — Natur & Kultur) und eine
eigene Vermarktungsorganisation gestiitzt. Die gesamte

Fleischproduktion der Mitglieder wird hieriiber veredelt
und verkauft. Die Landwirte betreiben aulerdem eine ei-
gene Metzgerei mit Bauernmarkt. Auch Gastronomie-
betriebe verwenden die Hindelanger Produkte. Ein weite-
rer Baustein gemeinsamer Vermarktungsstrategien ist der
Vertrieb so genannter Frischmolke fiir Trink- und Bade-
kuren, die Bergbauern beliefern ferner einen Kurmittel-
hersteller mit Heu ihrer Wiesen.

Als Erfolge lassen sich festhalten, dass 40 % der Milch
aus und in dieser Region wieder in kleinen Betrieben ver-
arbeitet und vermarktet wird und die Existenz der Berg-
landwirtschaft hierdurch gesichert werden konnte. Im
touristischen Sektor wurde Stabilitdt im Bereich der Gés-
tenachfrage und des Bettenangebotes erreicht und ein
vermehrter ,,Fachtourismus* angeregt. Durch die so ge-
nannte ,,Allgdu Klinik* sind 100 neue Arbeitsplitze ge-
schaffen worden. SchlieBlich konnte ein regionales Ur-
laubsticket dazu beitragen, die Verkehrsbelastungen
wesentlich zu reduzieren. Das ,,Modell Hindelang™ wurde
mit diversen Auszeichnungen und internationalen Um-
weltpreisen 6ffentlichkeitswirksam pramiert.

3.3.3 Kooperationen im Kontext von
Schutzgebieten — ein Uberblick

Im Zuge seines Projektes hat das TAB eine umfassende
Bestandsaufnahme von Beispielen fiir unterschiedliche
Formen der Kooperation im Kontext von Grof3schutzge-
bieten vorgenommen (TAB 2001). Die Ubersicht der
ausgewihlten Projekte gibt einen Einblick in bestehende
Initiativen fiir eine produktive Partnerschaft von Natur-
schutz und Tourismus. In den Projekten sind hauptséch-
lich drei Aktivitdtsschwerpunkte zu erkennen:

— eine vordringlich am konkreten Naturschutz orien-
tierte Herangehensweise,

— eine Schwerpunktsetzung im Bereich Landwirtschaft
und/oder handwerkliche Betriebe sowie

— eine Orientierung an Mafinahmen im Bereich Touris-
mus.

Ein weiterer Ansatzpunkt ist das Ziel einer nachhaltigen
Regionalentwicklung, mit je unterschiedlicher Gewich-
tung und Auspriagung. Allen Projekten einer nachhaltigen
Regionalentwicklung gemeinsam ist aber (quasi als
Grundlage in den MafBnahmen) die Etablierung und For-
derung eines umweltschonenden und sozialvertriglichen
Tourismus.

Naturschutz

Naturschutz und Landschaftspflege sind bei einem GroB-
teil der dokumentierten Projekte primire Zielsetzung.
Dies ist zum einen ein Ausdruck der Prioritit klassischer
Naturschutzziele, wie sie z. B. die Nationalparke verfol-
gen. Zum anderen aber wird der touristischen Bedeutung
solcher und anderer Gebiete in ihrer naturerhaltenden
Funktion eine immer grofere Beachtung geschenkt, so-
dass die Erholungsmdglichkeiten in attraktiver Natur in
den Vordergrund riicken.
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Abbildung 10

Typische Ziele und Mafinahmen im Bereich Naturschutz

Projekt-Zielsetzungen

* Erhalt von regionaltypischen Nutzungsformen

* Sicherung von Einkommen

+ Erhalt 6kologisch wertvoller Arten und Lebensrdume
» Ressourcenschutz

* Errichtung eines Biotopverbundsystems

Beispielhafte Mainahmen und Folgeaktivititen

« Offentlichkeitsarbeit, Information

» Betreuungsvertrage fiir Flichenschutz
— Durchfiihrung von Landschaftspflegearbeiten
— Vermarktung von Heu, Errichtung von Heuborsen
— Verkauf von Rohstoffen (z. B. Weideruten)
+ Streuobstbau
— Pflege von Streuobstwiesen
— Griindung von Vermarktungsagenturen
— Aufpreisvermarktung von Streuobstprodukten
* Schafthaltung, Beweidung von Flachen
— Zucht von Schafen
— Fleischvermarktung (,,Naturschutzpréadikat®)
— Gastronomie-Verkauf
— Gewinnung privater Abnehmer

— Verwertung der Wolle, Verkauf von Schaffellen, Aufbau einer Filzproduktion

— Verkauf auf regionalen Mérkten

Allerdings gibt es erst wenige Schutzgebiete, die aus-
driicklich die Erholungsmoglichkeiten fiir die Bevolke-
rung in ihre Naturschutzkonzepte aufnehmen. Vor-
bildcharakter hat in dieser Hinsicht z. B. der Naturpark
Altmiihltal. Von Anfang an wurde hier versucht, Natur-
schutz und Tourismus als gleichwertige Zielsetzungen zu
etablieren und Maflnahmen zu ihrer Realisierung zu er-
greifen. Fiir andere Schutzgebiete, wie z. B. fiir das Bio-
sphérenreservat Spreewald und den Naturpark Pfilzer
Wald, wurden bisher keine Nutzungskonzepte entwickelt.
Das Fehlen natur- und landschaftsschutzrelevanter Ziel-
vorstellungen, zielorientierter 6kologischer Studien und
konkreter Schutzstrategien fiir die einzelnen Gebiete er-
schwert aber eine effektive und kooperative Umsetzung
von Naturschutz- und Tourismusinteressen.

Die von Projekten im Bereich Naturschutz und Land-
schaftspflege entwickelten Aktivitdten umfassen ein brei-
tes Spektrum (vgl. Abbildung 10). Sie erstrecken sich
von der Offentlichkeitsarbeit {iber die Durchfiihrung von
Landschaftspflegemafinahmen (Mahd, Beweidung) bis
hin zur Vermarktung regionaler Produkte (Streuobstséfte,
Schaffleisch etc.).

Als finanzielle Grundlage fiir die Arbeit von Projekten im
Bereich Naturschutz und Landschaftspflege sind u. a.
Mittel des Vertragsnaturschutzes (z. B. Beweidungshil-
fen), der Extensivierungsforderung der Landwirtschaft
(z. B. Mutterkuhprdamien), private Fordermittel und Ver-
kaufserlose zu nennen.

Landwirtschaft

Bei einer zweiten Gruppe von Projekten steht die Siche-
rung der Existenz einer bauerlichen Landwirtschaft in
Verbindung mit der Férderung natur- und umweltvertrig-
licher (zumeist handwerklichen) Produktion im Mit-
telpunkt. Die ergriffenen Maflnahmen sind vorrangig auf
eine Diversifizierung der landwirtschaftlichen Produk-
tion, auf die Erh6hung der Wertschopfung durch Weiter-
verarbeitung und die ErschlieBung neuer Absatzkanile
ausgerichtet. Viele Projekte haben die bessere Vermark-
tung traditioneller regionaler Spezialititen oder die Eta-
blierung neuer regionaler Qualitdtsprodukte zum Ziel
(Abbildung 11).

Dabei spielt das Labeling eine zentrale Rolle. Die Steige-
rung des Bekanntheitsgrades geht in der Regel auch mit
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Abbildung 11

Typische Ziele und Mafinahmen im Bereich Landwirtschaft

Projekt-Zielsetzungen

* Erhalt von regionaltypischen Nutzungsformen
» Sicherung von Nebenerwerbs-Betrieben

* Erzeugung gesunder Produkte, umweltfreundliche Produktion

» Tierschutz, Begrenzung von Tiertransporten

* Diversifizierung und Extensivierung der landwirtschaftlichen Produktion

* Produkt-Veredelung
* Vermarktungsforderung
 Etablierung regionaler Qualitdtsstandards

» Erhalt alter Haustierrassen

* Verbesserung des Absatzes 6kologisch erzeugter regionaler Produkte

* Sicherung von Arbeitspldtzen

Beispielhafte Mafinahmen und Folgeaktivititen

+ Extensivierung von Ackerbau und Griinlandwirtschaft
— Teilnahme am Vertragsnaturschutz
— Teilnahme an Extensivierungsprogrammen
+ Umstellung auf Oko-Landbau
— Teilumstellung nach EG-Verordnung
— Vollstindige Umstellung (nach AGOL)
* Durchfithrung von Landschaftspflegearbeiten
* Anbau nachwachsender Rohstoffe

* Anbau von Heil-, Farber- und Faserpflanzen (z. B. Hanf)

» Reaktivierung alter Nutzungsformen

— Weiterverarbeitung landwirtschaftlicher Produkte
— Direktvermarktung

* Entwicklung einer Regionalmarke

* Urlaub auf dem Bauernhof
— Einrichtung von Ubernachtungsméglichkeiten
— Heuhotel
— Gastezimmer und Ferienwohnungen
— Verkdstigung von Gésten
— Streicheltierhaltung
— Pferdehaltung, Reitunterricht

einem erhohten Absatz der hergestellten Qualitdtspro-
dukte einher. Die meisten Projekte mit dieser Zielsetzung
weisen positive Erfolgsbilanzen auf. Mit dem Erhalt und
der Vermarktung traditioneller regionaler Produkte ist hau-
fig auch eine Reaktivierung traditioneller Nutzungsformen
und dazu gehdriger handwerklicher Féhigkeiten bei Her-
stellung, Verarbeitung und Weiterverarbeitung verbunden.
Arbeitsplédtze wurden hierdurch erhalten oder geschaffen.

Finanzielle Grundlage fiir Projekte und Aktivititen sind
u. a. Mittel des Vertragsnaturschutzes, flankierende Mal-

nahmen der EU-Agrarpolitik (z. B. Kulturlandschafts-
programme), Programme zur Qualitétsproduktion und Bil-
dung von Erzeugergemeinschaften sowie private Forder-
mittel und Verkaufserlose.

Tourismus

Die dokumentierten Beispiele mit Aktivitdtsschwerpunkt
Tourismus sind iiberwiegend Projekte, die mit dem Leit-
bild des ,,sanften Tourismus® verbunden sind (vgl. Ab-
bildung 12, Seite 60). In peripheren strukturschwachen



Drucksache 14/9952

— 60—

Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

Abbildung 12

Typische Ziele und Mafinahmen im Bereich Tourismus

Projekt-Zielsetzungen

* Aufbau eines regionaltypischen touristischen Angebots
+ zusitzliches Einkommen fiir Einheimische

+ Erhalt von Brauchtum und Traditionen

* Erhalt von Orts- und Landschaftsbildern

» Forderung eines regionsspezifischen Stils

* Gewinnung von Dauergisten

* Vernetzung mit anderen Fremdenverkehrsgemeinden

* Verringerung des Individualverkehrs

* Moglichst geringe Eingriffe in Natur und Landschaft

Beispielhafte Mafinahmen und Folgeaktivititen

* Einrichtung einer Koordinations- und Informationsstelle

» Entwicklung einer speziellen Angebotspalette
— Familien-, Sozial-, Jugendtourismus
— Gesundheitsurlaub
— Agrotourismus

— Verbesserung der Einkaufsmoglichkeiten fiir Touristen, Ausrichtung des Angebots auf touristische

Bediirfnisse
» Herausarbeiten regionaler Besonderheiten

— Restaurierung, Rekonstruktion historischer, regionaltypischer Bausubstanz
— Versorgung der Géste mit regional erzeugten Lebensmitteln

* Forderung von ,,sanften* Urlaubs-Aktivitdten
— Natur- und Umwelterleben
— Kulturtourismus
— Sport und Bewegung
— Urlaub auf dem Bauernhof

* Verbesserung der Infrastrukturausstattung
— Bau und Beschilderung von Radwanderwegen

— Ausweis und Beschilderung von Wasserwanderrouten

— Einrichtung von Ausflugsgaststétten
— Bau von Sportanlagen

Réumen mit einer speziellen regionalen Identitét, die sich
z. B. liber Landschaft, Baustile, Kiiche, Handwerk oder
Brauchtum definiert, wird der Tourismus vielfach auch
als Chance und Beitrag zu einer nachhaltigen Entwick-
lung der Region begriffen.

Die in den Projekten ergriffenen MaBinahmen basieren
hiufig auf konzeptionellen Arbeiten (Angebotsplanung).
Sie zielen dann auf die Schaffung von Grundlagen fiir an-
gepasste touristische Aktivititen (z. B. Infrastruktur). Ein
iibergreifendes Ziel ist oft die Vernetzung von Regionen
und Akteuren (Beherbergung, Gastronomie und Land-
wirtschaft).

Die finanzielle Basis fiir das Engagement von Regional-
Initiativen im touristischen Bereich wird durch Forder-
mittel (z. B. EU-Strukturforderung, integrierte ldndliche
Entwicklung) und die Einnahmen durch Beherbergung,
Gastronomie etc. gedeckt.

Viele Projekte mit Bezug zum Tourismus reflektieren des-
sen Beitrag zur Entwicklung strukturschwacher Raume,
deren Natur- und Kulturausstattung weitgehend intakt ist.
Tatsdchlich kann ein umwelt- und sozialvertrdglicher
(nachhaltiger) Tourismus zu einer nachhaltigen Regional-
entwicklung wesentliche Beitrdge leisten. Durch seine
vielfiltigen Handlungsfelder bieten sich unterschiedliche
Ansatzpunkte fiir den Aufbau regionaler geschlossener
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Wirtschaftskreisldufe und einer vielfaltigen Wirtschafts-
struktur, die zumindest teilweise von {iiberregionalen
Marktmechanismen abgekoppelt werden kann.

Die Nutzung endogener Potenziale, die Entwicklung
neuer Produktionsketten und Produktionsnetze sowie die
Gewinnung von Akzeptanz der Aktionen durch Partizi-
pation stellen zentrale Dimensionen einer nachhaltigen
Regionalentwicklung dar.

Insgesamt gesehen stehen die Projekte fiir exemplarische
Versuche, Ziele des Naturschutzes und der Landespflege
mit Zielen einer attraktiven touristischen Raumnutzung,
einer Unterstiitzung der regionalwirtschaftlichen Ent-
wicklung durch Tourismus und einer sozialvertraglichen
Integration der anséssigen Bevolkerung zu verbinden. Je-
des Projekt stellt somit einen Nukleus einer nachhaltigen
regionalen Entwicklung dar, der sich an den Zielen einer
intakten Landschaft, einer tragfihigen Soziokultur der
einheimischen Bevdlkerung, einer optimalen Erholung
der Reisenden und einer gestarkten regionalen Wirtschafts-
struktur orientiert.

4. GroRschutzgebiete als regionaler Faktor

Die Wirkungen von GrofB3schutzgebieten fiir eine Region
erfolgen in zahlreichen Dimensionen. Sie reichen von
den wirtschaftlichen Effekten im engeren Sinn iiber in-
frastrukturelle bis hin zu dkologischen Folgen (Wulff/
Petermann 2000, S. 74 ff.). Diese positiven Folgen las-
sen sich im Einzelnen wie folgt beschreiben (,,regionaler
Nutzen®).

Allgemeine Auswirkungen von Grofischutzgebieten
auf die Region

Veridnderung regionaler Zahlungsstrome

Eine positive Verdnderung der regionalen Zahlungsstrome
wird in der Form ausgelost, dass z. B. externe Mittel
— bspw. aus dem Landeshaushalt — in der Region bereit-
gestellt werden, u. a. um Arbeitspldtze in der Schutz-
gebietsverwaltung zu finanzieren, diese materiell aus-
zustatten oder um Vertragsnaturschutzprogramme zu
realisieren. Des Weiteren werden Finanzmittel in die
Region gelenkt, die an die Aktivitdten des Naturschutzes
gekoppelt sind (bspw. das EU-Foérderprogramm LIFE).
GroBschutzgebiete begiinstigen aber auch den Zufluss
von regionsexternen Fordermitteln fiir eine nachhaltige
Regionalentwicklung, z. B. Mittel aus den EU-Struktur-
fonds oder Gelder von Stiftungen. Diese Mittel kdnnen
die Standortqualitdt verbessern und die Attraktivitit der
Region z. B. fiir Unternehmen der Wirtschaft steigern.

Uber Vertragsnaturschutz oder Flichenankauf wird viel-
fach ein Beitrag zum regionalen Einkommen geleistet, der
bspw. in der Landwirtschaft zu einer strukturellen Stabili-
sierung beisteuern kann.

Arbeitsplitze

In der Verwaltung der GroBschutzgebicte, den Informa-
tionszentren und in Form der Schutzgebietsbetreuung

werden Arbeitsplitze bereitgestellt, die fiir die heimische
Bevolkerung eine Alternative bieten. Indirekt trdgt die
Einrichtung von Grof3schutzgebieten zur Schaffung und
Sicherung von Arbeitspldtzen u. a. in Planungs- und In-
genieurbiiros oder in der Landschaftspflege (Landwirte,
Garten- und Landschaftsbaubetriebe) bei.

Regionale Infrastruktur

Durch die Trager von Grof3schutzgebieten wird in der Re-
gion eine materielle und personelle Infrastruktur geschaf-
fen. Auch werden spezifische Dienstleistungen erbracht,
die fur touristische Verbande und Leistungstriger wesent-
liche Vorleistungen darstellen. Die materielle Infrastruk-
tur besteht unter anderem in Wegen, Lehrpfaden, Aus-
sichtstiirmen und Informationshdusern. Dazu kommt die
weitergehende verkehrliche sowie die Ver- und Entsor-
gungsstruktur vor allem im Vorfeld der Schutzgebiete.
Die personelle Infrastruktur besteht im Wesentlichen in
der Schutzgebietsverwaltung vor Ort als Ansprechpartner
fiir umweltrelevante Fragen, sowie den Schutzgebiets-
betreuern, z. B. der Naturwacht, die Kontrollfunktionen
iibernehmen, aber auch Beratung sowie Fithrungen und
Seminare anbieten. Diese vor Ort vorhandene personelle
Infrastruktur ermoglicht kurze Kommunikationswege
und die bessere Integration des regional vorhandenen
Know-how.

Forschung

GrofBischutzgebiete sind vielfach Ort und Gegenstand von
Forschungsaktivitdten, die Informationen iiber Mensch
und Natur liefern und damit u. a. Grundlage fiir Bera-
tungsleistungen sein konnen. Uber Forschungsvorhaben
werden direkt und indirekt Arbeitsplétze in einer Region
geschaffen und in gewissem Umfang ein ,, Wissenschafts-
tourismus® ausgelost. In jlingster Zeit wird zunehmend
versucht, in Forschungsvorhaben eingebundene Regio-
nalentwicklungsprozesse zu initiieren, wodurch die Re-
gionen einen zusitzlichen Entwicklungsschub erfahren
konnen (Wulff/Petermann 2000, S. 76).

Umweltbildung, Offentlichkeitsarbeit

GrofBschutzgebiete bieten ein hdufig umfangreiches Pro-
gramm an Fithrungen, Seminaren, Sonderveranstaltun-
gen, Projektwochen etc. an. Auch prisentieren sie den Na-
turraum und seine Attraktionen in Informationsmaterial,
u. a. auch im Internet. Lehrpfade und Informationszentren
sollen insbesondere Besuchern dkologische Zusammen-
hiange vermitteln. Sie leisten insofern aktive (Umwelt-)
Bildungsarbeit. Sie tragen damit auch dazu bei, den Be-
kanntheitsgrad der Region zu steigern.

Erhalt gewachsener Kulturlandschaften

Entsprechend ihrer Philosophie sollen vor allem in Natur-
parken und Biosphidrenreservaten historische Landnut-
zungsverfahren in das Schutzkonzept integriert werden.
Beispielsweise werden durch die Verhinderung der natiir-
lichen Sukzession durch Bewirtschaftung Wacholderra-
sen und Magerrasen als artenreiche Okosysteme erhalten.
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Durch naturschonende Produktionsweisen wird aber auch
eine nachhaltige Nutzung land- und forstwirtschaftlicher
Flichen praktiziert. Okologisch erwirtschaftete Lebensmit-
tel und andere Produkte reprisentieren als ,,Regionalmarke*
das jeweilige Gebiet. Dies erdffnet der Landwirtschaft wei-
tere Perspektiven. Vor allem in Biosphdrenreservaten und
Naturparken wird eine Strategie der Mischung von Extensi-
vierung, Landschaftspflege, integriertem und 6kologischen
Landbau und in begrenztem Umfang von Flachenstilllegun-
gen zum Erhalt einer historisch gewachsenen vielfaltigen
Kulturlandschaft als Produktions- und Erholungslandschaft
verfolgt.

Extensive Griinlandnutzung — z. T. nach Umwandlung
von Ackerland — in Verbindung mit extensiver Haltung
von geeigneten Haustierrassen dient dem Ziel einer Off-
nung der Landschaft, der Stabilisierung des Landschafts-
wasserhaushaltes sowie dem Arten- und Biotopschutz.

Schutz der natiirlichen Dynamik von Okosystemen

Ubergreifend tragen vor allem Nationalparke und Bio-
sphérenreservate durch ihre naturschutzspezifischen As-
pekte zur Stabilisierung und Regenerierung des Néhr-
stoff- und Wasserhaushaltes bei. Sie erfiillen die Funktion
klimatischer Ausgleichsraume und von Riickzugs- und
Quellgebieten fiir gefahrdete Tier- und Pflanzenarten.

GroBschutzgebiete nutzen vor allem mittels Zonierung
ihre Moglichkeiten, Nutzungs- und regulierende Eingriffe
des Menschen in Okosysteme zu begrenzen. So werden in
Wald-Nationalparken Wilder aus der wirtschaftlichen
Nutzung genommen, sodass sich unterschiedliche natiir-
liche Waldtypen oder wertvolle Bereiche wie Feuchtwie-
sen oder Moore bilden, in denen verschiedene Arten zu
Hause sind. Durch Sicherung und Schaffung geeigneter
Lebensrdume kann die weitere Dezimierung bestimmter
Arten gestoppt werden. Artenschutzmafinahmen helfen,
z. B. die Artenzusammensetzung der Vogelwelt sowohl in
urwiichsigen als auch Kulturlandschaften positiv zu ver-
andern. Dies schlieft die Wiederansiedelung seltener oder
bereits ausgestorbener Arten ein.

Die 6kologischen Folgen von Naturparken sind in dieser
Hinsicht sicher weniger ausgeprégt. Insgesamt lasst sich
allenfalls sagen, dass NRP sich zwar von der Naturaus-
stattung in Verdichtungsrdumen und intensiv genutzten
Gebieten positiv abheben — in der Regel aber stehen sie im
Vergleich mit sonstigen intensiv genutzten Gebieten nicht
viel besser da (Kaether 1994b, S. 22).

Revitalisierungsmafinahmen und Beseitigung
militirischer Altlasten

Durch MaBBnahmen wie Wegeriickbau oder Renaturierung
von Flussgewidssern sollen kultivierte Gebiete in ihrer
natiirlichen Form zuriickgefiihrt werden und Lebensraume
wiederhergestellt werden. In GroBschutzgebieten, die ehe-
mals militdrische Sperrgebiete waren, wird versucht, mi-
litdrische Einrichtungen zurlickzubauen sowie kontami-
nierte Flachen zu sanieren.

Positive 6kologische Folgen durch Schutzkonzepte

— Sicherung von Gebieten fiir Belange des Natur-
schutzes mit positiven Folgen fiir Flora und Fauna,

— Beitrag zum Schutz bedrohter Arten,

— Regenerierung des Nahrstoff- und Wasserhaushal-
tes und Neubildung sauberen Trinkwassers,

— Verbesserung der Qualitdt von Landschaft und
Umwelt (Revitalisierung, Sanierung),

— Schonung der Natur und Umwelt durch naturver-
tragliche Land- und Forstwirtschatft.

Tourismus und regionale Effekte

Neben nicht zu leugnenden Problemen, die insbesondere
mit einem hohen touristischen Aufkommen in lokaler und
zeitlicher Konzentration einhergehen, ist der Tourismus
tatsdchlich und potenziell Ursache fiir zahlreiche positive
Impulse in den GroBschutzgebieten in 6konomischer, 6ko-
logischer und sozialer Hinsicht.

Wertschopfung

Der Tourismus als Wirtschaftsfaktor kann erhebliche Bei-
trage zur Wertschopfung in einer Region liefern, die vor
allem durch die Ausgaben der Besucher und Urlauber zu-
stande kommen.

In den Grof3schutzgebieten Deutschlands lag die Spanne
der Tagesausgaben von iibernachtenden Touristen zwi-
schen 50 DM (Biosphérenreservat Rhon), tiber 80 DM im
Durchschnitt der brandenburgischen GroB3schutzgebiete
bis zu 90 DM im Nationalpark Bayerischer Wald. Dazu
kommen die Ausgaben von Tagestouristen. Von diesen
Ausgaben bzw. Umsitzen kann man etwa 54 % als un-
mittelbare Wertschopfung annehmen. Diese erhoht sich
um 40 % durch zusétzliche tourismusinduzierte Effekte
in anderen Wirtschaftsbereichen (Wulff/Petermann 2000,
S. 78 f.).

Steuerliche Einnahmen

Durch touristische Einrichtungen entstehen steuerliche
Einnahmen in den Kommunen (durch Anteile an Ge-
werbe-, Grund- und anteiliger Gewerbesteuer), die in der
Literatur mit ca. 2 bis 3 % der touristischen Nettoumsitze
angesetzt werden (Wulff/Petermann 2000, S. 78).

Stiarkung einheimischen Gewerbes und Schaffung
von Arbeitsplitzen

Urlauber sind vielfach daran interessiert, regionaltypische
Produkte zu erwerben. Diese Zahlungsbereitschaft fiir na-
turnah erzeugte regionale Produkte steht fiir eine sonst
nicht vorhandene Nachfrage nach in der Region produ-
zierten Giitern. Regionale Erzeuger bekommen somit eine
(neue) Chance, sich im Markt zu positionieren. Da sich
viele GroBschutzgebiete in strukturschwachen Regionen
befinden, sind die dort im Zusammenhang mit der touris-



Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

— 63 —

Drucksache 14/9952

tischen Nachfrage geschaffenen Arbeitspldtze ein wich-
tiger Bestandteil des regionalen Arbeitsmarktes. Dariiber
hinaus fragen die Besucher auch andere Dienstleistungen
und Produkte nach und schaffen und erhalten damit
Arbeitsplatze im raumlichen Umfeld der GroBschutzge-
biete.

Infrastruktur, Wohnqualitit

Neben den bislang genannten 6konomischen Effekten ist
aber auch zu beachten, dass die touristische Infrastruktur
eine wichtige Ergénzung zu der Gesamtausstattung der
Region darstellt und dass durch die touristische Nach-
frage das Versorgungsangebot in der Region verbessert
wird. Damit wird auch die allgemeine Wohnqualitét ge-
hoben.

Erhaltung der Landschaft und eines intakten
Raumgefiiges

Der Tourismus in einer Region ist auf eine als angenehm
empfundene und intakte Landschaft angewiesen. Stellt er
sich als wirtschaftliches Standbein dar, so lassen sich mit
seiner Hilfe landschaftspflegende MaBnahmen besser
durchsetzen, die wiederum die Attraktivitdt der Region
und den monetidren Wert der Landschaft erhohen (Wulft/
Petermann 2000, S. 78).

Der Tourismus kann auch dazu beitragen, dass die Region
ein intaktes Raumgefiige behélt, wenn der Bedeutungs-
verlust der Landwirtschaft gebremst und regionales Ge-
werbe unterstiitzt wird. Die regional typische Kulturland-

schaft kann erhalten, Dorfstrukturen konnen stabilisiert,
Arbeitsplitze geschaffen und Pendlerstrome eingeddmmt
werden.

Grofischutzgebiete und ,,global change*

Reisen in entfernte Destinationen sind in 6kologischer
Hinsicht duflerst problematisch. Unterstellt man, dass sol-
che Reisen, die zum groflen Teil per Flugzeug unternom-
men werden, in einem gewissen Umfang durch Urlaube in
néhergelegenen Regionen in Deutschland — und deshalb
eine deutlich giinstigere Energiebilanz ausweisen — sub-
stituiert werden, liegt der mogliche Beitrag zur Min-
derung des globalen CO,-Ausstofles auf der Hand
(Diepolder/Feige 2000, S. 326).

Sieht man die positiven Folgen zusammen, kann der Tou-
rismus durchaus zahlreiche Impulse fiir die Region geben.
Dennoch sollte seine Bedeutung fiir die regionale Wirt-
schaftsentwicklung (ebenso wie die der GroBschutzge-
biete) letztlich realistisch eingeschétzt werden. Dazu
gehort u. a. auch, dass nicht in allen Regionstypen durch
Tourismus Effekte in gleichem Umfang bewirkt werden
konnen. Beispielsweise diirften die positiven Effekte in
strukturschwachen Regionen mit wenig entwickelter tou-
ristischer Infrastruktur geringer ausfallen als in agrar-
touristischen Gebieten mit einem diversifizierten Touris-
musangebot. Dementsprechend wéren die Strategien
unterschiedlich zu bestimmen. Wahrend es im ersten Fall
um die Entwicklung des lokalen touristischen Sektors
ginge, miisste man sich im zweiten Fall eher um eine Dif-
ferenzierung und Okologisierung des Angebots bemiihen
(Scheurer/Kiipfer 1997, S. 125 f.).

V. Nachhaltiger Tourismus — Beitrage zur Regionalentwicklung

Viele Regionen, insbesondere periphere und solche inner-
halb oder in der Ndhe von Schutzgebieten, versprechen
sich von den Moglichkeiten eines ,,nachhaltigen Touris-
mus® zugleich auch die Chance zu einer ,,nachhaltigen
Regionalentwicklung® insgesamt. Eine Verkniipfung von
regionalem (nachhaltigem) Tourismus, Naturschutz und
regionaler (nachhaltiger) Entwicklung in diesem Sinne
kann die darauf bezogenen Hoffnungen nur erfiillen,
wenn entsprechende Leitbilder entwickelt und konkrete,
auf die Region bezogene Maflnahmen eingeleitet bzw.
umgesetzt werden. Ein solchermaflen integrativer Ansatz
erfordert Instrumentarien, die aus verschiedenen beteilig-
ten Bereichen zusammengefiihrt werden, so z. B. aus Na-
turschutz- und Landschaftspflege, aus Tourismus und
Marketing und aus Landwirtschaft, Raum- und Regional-
planung.

1. Tourismus und Nachhaltigkeit

Innerhalb der Diskussionen iiber die Entwicklung des Tou-
rismus unter Natur- und Umweltschutzgesichtspunkten

koénnen verschiedene Phasen unterschieden werden, die
im Folgenden kurz umrissen werden (vgl. Baumgartner/
Rohrer 1998; Baumgartner/Hlavac 2000; Wulff/Petermann
2000).

Sanfter Tourismus

Seit etwa Mitte der 70er-Jahre wurden zunehmend die
6kologischen, sozialen und kulturellen Probleme des Tou-
rismus kritisch diskutiert. Diese Tourismuskritik war ein-
gebettet in eine allgemeine Debatte iiber grundsitzliche
Alternativen zu Lebensformen hochentwickelter Indus-
triegesellschaften. ,,Sanfter Tourismus® als Gegenstiick
zu den vorherrschenden Formen des Tourismus wurde als
ganzheitlicher Ansatz gesehen, der die Zusammenhéinge
von Natur, Kultur, Mensch und Technik beriicksichtigt.
Damit war ein neues Tourismusverstindnis angespro-
chen, das nicht nur einen Wandel des Tourismus anstrebt,
sondern auch eine Neudefinition von Erholung, Frei-
zeit, touristischen Wirtschaftsformen und gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen. Diese Ansétze wurden von
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Natur- und Umweltschutzverbianden sowie neuen ,,Re-
gionalismusbewegungen® und touristischen Organisatio-
nen aufgegriffen und weiterentwickelt.

Als Schlagwort ist der ,,Sanfte Tourismus® (gepragt wurde
der Begriff von dem Zukunftsforscher Robert Jungk) seit
Beginn der 80er-Jahre geradezu zum Inbegriff einer tou-
rismuspolitischen Alternative geworden, die sich auch in
verschiedenen praktischen Versuchen zu seiner Umset-
zung vor allem in Kommunen und Regionen, die bisher
vom Massentourismus verschont geblieben waren, nieder-
schlug. Ihr touristisches Angebot bestand hauptséchlich in
naturnahen Erholungsformen.

Etwa seit Mitte der 80er-Jahre beteiligte sich auch die Tou-
rismuswirtschaft verstirkt an der Suche nach Losungen fiir
die Probleme des Fremdenverkehrs. Elemente des ,,sanf-
ten Tourismus wurden zunehmend in die Unternehmens-
politik integriert. ,,Sanfter Tourismus wurde auch zu einer
verbreiteten Marketingstrategie von Gemeinden und Re-
gionen. Kooperationen zwischen der Tourismusbranche
und Naturschutz- und Umweltschutzorganisationen fan-
den vermehrt statt. Ausgehend von einer Interessengleich-
heit zwischen Tourismus und Landschaftspflege wurden
Moglichkeiten erprobt, gezielt Fremdenverkehr mit dem
Ziel der Landschaftserhaltung zu verbinden.

Nach Baumgartner/Rohrer (1998, S. 12) sind in der Dis-
kussion zum sanften Tourismus v. a. zwei Zielrichtungen
zu unterscheiden:

— Sanfter Tourismus wird in einem engeren Sinne als
Ansatz zur Entwicklung strukturell alternativer Tou-
rismusangebote interpretiert. Hierunter sind spezielle
Formen einer umwelt- und sozialvertraglichen Ur-
laubsgestaltung zu verstehen, die auf der Nutzung ent-
sprechender Potenziale von Natur, Geschichte, Kultur
und Wirtschaft eines Ortes bzw. einer Region basie-
ren. Sanfter Tourismus ist in diesem Sinne ein ,,Ni-
schentourismus®, mit dem insbesondere periphere
landliche Rdume versuchen, sich ein Standbein zu
verschaffen. Als Anbieter werden hierbei die kommu-
nalen Einrichtungen des Tourismus ebenso wie ein-
zelne Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe und
private Haushalte in Betracht, die sich auf entspre-
chende Angebotsformen spezialisieren.

— Ineinem weiteren Sinne wird sanfter Tourismus als all-
gemeines Korrektiv des Tourismus verstanden. Dabei
sollen tber restriktive Maflnahmen der Raumord-
nungs- und Regionalpolitik konflikthafte Folgeer-
scheinungen der Tourismusentwicklung reduziert oder
riickgingig gemacht sowie im Vorgriff auf kiinftige
Vorhaben soweit wie moglich vermieden werden. Die
Palette denkbarer Mafinahmen reicht von der Ver-
kehrsberuhigung tiber die Ausweisung von Schutzge-
bieten, Besucherleit- und Lenkungssysteme bis hin zu
Kapazitatsbeschrankungen im Beherbergungswesen.

Bei realistischer Betrachtung sollte einleuchten, dass die
Idee des sanften Tourismus zu einer Umstrukturierung des
Tourismus insgesamt nicht tauglich ist. Hindernisse fiir
eine umfassende Realisierung finden sich auf mehreren

Ebenen (Roth 1992, nach Hopfenbeck/Zimmer 1993,
S. 84 f.; Baumgartner/Réhrer 1998, S. 13):

— Bei weltweit zunehmender Konkurrenz der touristi-
schen Anbieter wird teilweise gezielt auf eine Er-
schlieBung noch unverbrauchter Landschaften ge-
setzt, um neue Destinationen zu schaffen.

— Fraglich bleibt, wie groB} das tatsdchliche Nachfrage-
potenzial ist, das ein solcher Nischentourismus ab-
schopfen kann. Skepsis ist angebracht, ob entspre-
chende Projekte dazu dienen konnen, einen Ort oder
eine Region ,,marktfahig zu machen*.

— Strukturschwache lidndliche Raume sehen aufgrund
ihres Naturpotenzials im sanften Tourismus eine Ent-
wicklungschance. Vielfach fehlt es diesen ,,Extensiv-
gebieten* jedoch sowohl an den organisatorischen und
finanziellen Voraussetzungen fiir die Durchfiihrung
entsprechender Mallnahmen als auch an entsprechen-
den gesetzlichen Rahmenbedingungen.

— Der 6kologische Wert des sanften Tourismus insgesamt
ist umstritten. Touristen haben zwar z. T. ein ausge-
pragtes Umweltbewusstsein, aber kein entsprechend
verdandertes Umweltverhalten. Vor Ort sind tatsdchlich
viele bereit, Riicksicht auf Natur und Landschaft zu
nehmen, bei An- und Abreise ist dies jedoch kaum zu
erkennen. Viele Urlauber sind nicht bereit, auf den
privaten PKW oder die Anreise per Flugzeug zu ver-
zichten.

— Sanfter Tourismus oder andere seit Beginn der 90er-
Jahre hiufig synonym verwendete Begriffe wie griiner,
umweltvertriglicher, angepasster, Natur- oder Oko-
Tourismus dienen — wenige positive Beispiele ausge-
nommen — weithin oft nur als Etikett fiir eine kurzfris-
tige (6konomisch) optimale Vermarktung natiirlicher
Ressourcen (Baumgartner/Réhrer 1998, S. 14 £.).

Insgesamt blieb deshalb zu fragen, ob der sanfte Touris-
mus durch die Konzentration auf verantwortungsvolles
Handeln in ,,exemplarischen Okoidyllen* nicht die struk-
turellen Defizite des Tourismus, insbesondere fortgesetz-
tes Wachstum und ungebremste Mobilitdt, ignoriert hat.

Nachhaltigkeit und Tourismus

Seit Mitte der 90er-Jahre findet die Idee eines nachhalti-
gen Tourismus ihren festen Platz in den Diskussionen um
die Zukunft des Tourismus. In der Realitdt besteht aller-
dings bis heute eine Diskrepanz zwischen theoretischem
Anspruch und tatsdchlicher Umsetzung von nachhaltigen
Tourismuskonzepten. Viele Fremdenverkehrsgebiete be-
schrianken sich auf einzelne umweltorientierte Aktivititen
wie MaBnahmen zur Verkehrsberuhigung oder Miillver-
ringerung. Dagegen bestehen kaum umfassende umwelt-
und sozialvertridgliche Entwicklungskonzepte fiir die Re-
gionen oder Kommunen, die ihre Entwicklung hin zu
mehr Nachhaltigkeit anhand von genau definierten Zie-
len, z. B. in Form von spezifischen Umweltqualitéts-
zielen, und daraus abgeleiteten MaBBnahmen steuern so-
wie die Folgen der MaBnahmen kritisch tiberpriifen.
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Dimensionen der Nachhaltigkeit

In der 1992 auf der Rio-Konferenz verabschiedeten
Agenda 21 wird Nachhaltigkeit als ein umfassendes Ziel
definiert, bei dem der Schutz der Umwelt und der kultu-
rellen Identitdt der gleiche Rang zukommen muss wie
wirtschaftlichen Belangen. Dementsprechend sollen Pro-
duktion und Konsum eine 6kologische Dimension (Limi-
tierung durch das Gesamtokosystem), eine 6konomische
Dimension (Befriedigung der Grundbediirfnisse) und eine
soziale Dimension (intra- und intergenerative Gerechtig-
keit) im Sinne des Zieles der Nachhaltigkeit aufweisen,
Dimensionen, die sich wechselseitig beeinflussen.

Der Begriff Nachhaltigkeit steht so fiir ein neues qualita-
tives Entwicklungsmodell fiir Natur und Gesellschaft, das
iiber eine 6kologische Schadensbegrenzung und -repara-
tur hinausgeht und die erhaltende Nutzung der natiirlichen
Lebensgrundlagen durch den Menschen beinhaltet. Seit-
her ist das Leitbild der Nachhaltigkeit konzeptionell wei-
terentwickelt, viele Bereiche sind konkretisiert und ope-
rationalisiert worden.

Drei Dimensionen der Nachhaltigkeit
—  Okologische Dimension

— Nutzungsrate erneuerbarer Ressourcen liegt un-
ter deren Nachwuchsrate.

— Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen ist
maximal so hoch wie gleichzeitige Erzeugung
erneuerbarer Substitute und wird absolut mini-
miert.

— Reststoff- und Abfallmengen diirfen nicht iiber
dem Assimilationsvermdgen der Umwelt lie-
gen.

— Einbringung in Endlagerstitten sind so gering
wie moglich zu halten.

— Vielfalt und &sthetischer Wert der Natur- und
Kulturlandschaft ist zu erhalten.

—  Okonomische Dimension

— Materielle und immaterielle Grundbediirfnisse
sind zu befriedigen und sichern.

— Mindestlebensstandard soll gewéhrleistet sein.

— Menschlich geschaffenes Produktionssystem
ist zu sichern und zu entwickeln.

— Soziale Dimension

— Partizipation der Bevolkerung an Entscheidun-
gen gewdhrleisten.

— Emanzipation der Bevolkerung ermdglichen.

— Menschliches Gesellschaftssystem gewéhrleis-
ten und entwickeln.

Quelle: Becker et al. 1996, S. 5

Anwendung des Nachhaltigkeitskonzepts
auf den Tourismus

Das Leitbild der Nachhaltigkeit wird inzwischen prinzi-
piell als auch fiir den Tourismus anwendbar anerkannt.
Zahlreiche Akteure — national wie international — haben
sich dieses Leitbild auf ihre Fahnen geschrieben und ver-
suchen sich an seiner Operationalisierung und an der kon-
kreten Umsetzung.

Nachhaltiger Tourismus...

— ,,is tourism development formed in consultation
with local communities, business and other stake-
holders. It aims to allow tourism to develop in a
way that is fair and equitable for host communities.
It is economically sustainable in the long-term, and
avoids damage to tourist attractions or the physical
environment“ (WWF 1992 in Forsyth 1996).

— ,,meets the needs of present tourists and host re-
gions while protecting and enhancing opportunity
for the future. It is envisaged as leading to the ma-
nagement of all resources in such way that econo-
mic, social, and aesthetic needs can be fulfilled
while maintaining cultural integrity, essential eco-
logical processes, biological diversity, and life sup-
port systems* (WTTC/WTO/Earth Council 1995).

— ,,sollte die wirtschaftlichen Erfordernisse und das
Gebot eines rationellen Umgangs mit der Arten-
vielfalt und der Wahrung der kulturellen Integritét
miteinander vereinbaren™ (OECD 1996).

— ,,muss langfristig sowohl 6kologisch als auch 6ko-
nomisch tragfihig sowie ethisch und sozial ver-
traglich sein® (BTW et al. 1997).

Quelle: Petermann 1999, S. 245

Das Nachhaltigkeitskonzept soll die Bedingungen defi-
nieren, die der Tourismus erfiillen muss, wenn er den so-
ziokulturellen, 6konomischen und 6kologischen Kriterien
der Nachhaltigkeit entsprechen will. Eine nachhaltige
touristische Entwicklung ,.kann umschrieben werden als
jede Zunahme der Lebensqualitét (d. h. des wirtschaftli-
chen Wohlstandes und des subjektiven Wohlbefindens),
die mit geringerem Einsatz an nicht vermehrbaren Res-
sourcen sowie abnehmenden Belastungen der Umwelt
und der Menschen erzielt wird” (Miiller 1998, S. 150,
nach Wulff/Petermann 2000, S. 11). Oberstes Ziel ist die
Sicherstellung des Gestaltungsrechts zukiinftiger Gene-
rationen. Davon ausgehend wiren folgende Elemente
gleichberechtigt zu beriicksichtigen:

— intakte Natur, Schutz der Ressourcen,

— Wohlbefinden der Einheimischen und der Mitarbeiter
in touristischen Betrieben,

— optimale Bediirfnisbefriedigung der Géste,
— wirtschaftlicher Wohlstand,
— intakte Kultur.
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Abbildung 13 dokumentiert in einer Flinfeckpyramide
das Zielsystem einer nachhaltigen touristischen Entwick-
lung.

Erst die langfristige Sicherung der natiirlichen Ressour-
cen bedeutet die Sicherung des 6konomischen Erfolges
des Tourismus auf der Basis dieser Potenziale. Das setzt
u. a. die Hinwendung zu qualitativen WertmaBstiben, weg
von der Orientierung am blof3 quantitativem Wachstum,
hin zu mehr Umweltvertrdglichkeit und mehr Sozialver-
antwortung voraus. Dementsprechend lassen sich die
Hauptziele einer umweltorientierten Tourismusentwick-
lung weiter ausdifferenzieren (nach Wulff/Petermann
2000, S. 35):

— intakte Natur und Schutz der Ressourcen
— moglichst geringe Eingriffe in den Naturhaushalt,
— Verringerung des Landschaftsverbrauchs,
— geringere Verdnderung des Landschaftsbildes,
— Erhalt der naturnahen Kulturlandschaft

— Wohlbefinden der Einheimischen und der Mitarbeiter
in touristischen Betrieben

— Selbstbestimmung der einheimischen Bevolke-
rung,

— Erhéhung der Lebensqualitét,

— Begrenzung der Belastungen durch Tourismus

Abbildung 13

— optimale Befriedigung der Géstewiinsche

— eigenbestimmte Erholung,

gesundheitsfordernde Erholungsangebote,
— naturbezogene Erholungsangebote,

— soziale Kontakte im Urlaub,

verantwortungsbewusstes Erholungsverhalten
— wirtschaftlicher Wohlstand
— Dbreit gefacherte Wirtschaftsstruktur,

— breite Streuung des wirtschaftlichen Nutzens (fiir
Einheimische),

— langfristiges wirtschaftliches Denken,
— Strategie des qualitativen Wirtschaftswachstums
— intakte Kultur

— Wahrung des sozialen Zusammenhalts der lokalen
Bevolkerung,

— Stiitzung der soziokulturellen Identitdt

Nimmt man dieses Zielsystem ernst, miisste 6kono-
misches Wachstum auch dahin gehend bewertet werden,
ob es gelingt, Umweltbelastungen und die Rate der Inan-
spruchnahme natiirlicher Ressourcen nicht nur relativ,
sondern absolut zu reduzieren (Wulff/Petermann 2000,
S. 12).

Zielsystem fiir einen nachhaltigen Tourismus

Gestaltungsrecht
zukinftiger Generationen

subjektives Wohl-
befinden der Ein-
heimischen,

optimale
Befriedigung der
Gastewlinsche

Mitarbeiter

intakte Natur/
Ressourcenschutz

Quelle: Diepolder/Feige 2000, S. 300, nach Miiller/Fliigel 1999

intakte Kultur
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Mit nachhaltigem Tourismus ist also nicht ein ,,sanfter
Tourismus* als alternativ strukturiertes Segment der Frem-
denverkehrsentwicklung gemeint (etwa das ,,sanfte Nach-
fragepotenzial®* im Naturreisesektor, Okosektor etc.). ,,Ein
ernst gemeinter umweltschonender und sozialvertrig-
licher Reformansatz des Tourismus darf nicht auf eine Ni-
schenpolitik reduziert werden, die alleine die Mdglichkeit
einer, wenn auch ressourcenschonenden, Regionalent-
wicklung fiir bislang nur randlich am Fremdenverkehrs-
geschehen partizipierenden Rédume sieht™ (Becker et al.
1996, S. 8).

Eine Umorientierung des Tourismus in Richtung einer
nachhaltigen Entwicklung erfordert vielmehr eine um-
fassende Strategie, mir der alle Beteiligten — einer ganz-
heitlichen Sicht verpflichtet — ihre jeweils spezifischen
Aktivitidten (Unterkunft, Transport, Freizeit- und Unter-
haltungsangebot usw.) mit moglichst geringer Belastung
fiir die Umwelt durchfiihren. Dies entspricht einer Inte-
gration der Regeln der Nachhaltigkeit in die Entschei-
dungsprozesse aller Akteure der touristischen Wertschop-
fungskette unter Einbezug der Reisenden (und Bereisten).
Ein solcher Tourismus ist also nicht primér produktbezo-
gen, sondern schon im Ansatz Bestandteil der spezifischen
touristischen Kultur* der Region, des Naturparks, des Fe-
rienortes, des Gastronomiebetriebes, des landwirtschaft-
lichen Betriebes etc. (Hopfenbeck/Zimmer 1993, S. 93).
Entsprechend diesem Ansatz wéren gefordert:

— die Beachtung von Umweltgesichtspunkten,

— die Beriicksichtigung 6konomischer und gesellschaft-
licher Interessen,

— eine Langzeitperspektive,
— die Beriicksichtigung rdumlicher Verflechtungen sowie
— eine Vernetzung der genannten Aspekte.

Ein nachhaltiger Tourismus mit dem weiteren Ziel, noch
bestehende und/oder ,,intakte” Natur (zumeist als ,,Kul-
turlandschaft®) zukiinftigen Generationen als (,,Be-
triebs-“)Kapital zu hinterlassen, wird das Kriterium ,,Um-
weltschonung und Naturvertrdglichkeit™ als ein zusdtz-
liches Qualitdtskriterium in ein touristisches Leistungs-
angebot einbeziehen miissen. Idealerweise ginge damit
— auf den verschiedenen Ebenen (Urlaubsregion, Ver-
kehrstrager Hotelbetrieb) — einher

— der Aufbau einer spezifischen Okologiekompetenz
(Betrieb, Service, Sortiment, Kommunikation etc.),

— der — zugleich erforderliche — Aufbau einer spezifi-
schen Managementkompetenz (Organisation, Waren-
wirtschaft, Entsorgung, Beschaffung etc.),

— begleitet von verdnderter personeller Kompetenz
als Schliisselqualifikation (Mitarbeiterqualifikation
und -motivation, Stellenwert der Mallnahmen etc.)
(Hopfenbeck/Zimmer 1993, S. 92).

Insgesamt zeigt sich bei ndherer Betrachtung, dass der
Tourismus unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten in der
gesellschaftlichen Wirklichkeit eher noch ein Randphino-
men ist (Baumgartner/Rohrer 1998; Becker et al. 1996).

Insbesondere sind praktische Beispiele aus Fremden-
verkehrsregionen immer noch rar. Pilotprojekte, in denen
exemplarisch Nachhaltigkeitsstrategien umgesetzt wer-
den, haben sich noch nicht zu umfassenden Entwick-
lungsstrategien mit praktischer Relevanz verdichtet.

Kritiker weisen auch darauf hin, dass im Tourismus zwar
vielfiltige Bemiihungen um Umweltvertriglichkeit, So-
zialvertraglichkeit und kulturelle Integritit festzustellen
sind, die einzelnen Projekte aber unzureichend verzahnt
und deshalb méglicherweise kontraproduktiv sind. Hau-
fig kommen bei solchen Ansitzen zudem die soziokul-
turellen Dimensionen des Tourismus — die positiven und
negativen Auswirkungen des Tourismus auf Sozialge-
flige, Sozialleben und Kultur vor Ort — gegeniiber Okolo-
gie und Okonomie zu kurz.

Das Prinzip der Vernetzung — nach dem Motto ,,global
denken, lokal handeln® — wird ferner hdufig zu wenig be-
achtet. Denn immerhin konnten durch mdglichst ge-
schlossene regionale Energie- und Produktkreislaufe glo-
bale Belastungen reduziert werden, man denke z. B. nur
an wesentlich zu verringernde Transportenergieeinsétze
bei Verwendung von Produkten, die vor Ort erzeugt wer-
den. Die Relevanz dieses Prinzips wird auch unter regio-
nalokonomischen Aspekten deutlich, bedeutet Produktion
und Transport in der Region doch erhdhte Wertschopfung
vor Ort (Baumgartner/Réhrer 1998, S. 95 f.).

Eine Ursache dafiir, dass es héufig zwischen Planung und
Umsetzung grofle Diskrepanzen gibt, sind strukturelle
Schwichen von Plianen und Aktionsprogrammen. Dies
gilt im Falle des Nachhaltigen Tourismus, wo oftmals
Ziele mit Instrumenten oder mit Maflnahmen unstruktu-
riert gemischt werden. Nationale oder landerspezifische
Plane zu Umwelt und Tourismus bieten haufig zwar eine
Liste wiinschenswerter visiondrer Ziele, formulieren dann
aber nicht immer Prioritdten und verbindliche Zeithori-
zonte. Auch werden Hochstgrenzen oder Zielgro3en emp-
fohlen, ihre Einhaltung aber nicht verpflichtend festge-
legt. So musste bspw. die EU in ihren Schlussfolgerungen
zur Umsetzung der Maflnahmen fiir einen Nachhaltigen
Tourismus im Rahmen des 5. Aktionsprogramms (Euro-
paische Kommission 1996) eingestehen, dass es zwar An-
zeichen fiir Fortschritte im Hinblick auf die Einbeziehung
umweltpolitischer Uberlegungen im Tourismus gibt, die
im Rahmenprogramm aufgestellten Ziele, Maflnahmen
und Instrumente bislang jedoch keineswegs umfassend
bzw. fristgerecht realisiert wurden.

2. Regionalentwicklung und Nachhaltigkeit

Eine allgemein geteilte Definition dessen, was unter Re-
gion zu verstehen ist, gibt es nicht. Als Region soll hier ein
Gebiet bezeichnet werden, das durch Uberschaubarkeit,
Transparenz von Aktivitdten und Entscheidungen sowie
die vielfdltigen Verflechtungen einzelner Sachbereiche,
die Moglichkeit bietet, lokal auf bestehende Problem-
lagen einzuwirken und vor Ort Gestaltungsspielrdume
auszuschopfen.

Vielfach werden Regionen und ,,regionale Netzwerke* als
Antwort auf die Herausforderungen der Globalisierung,
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des globalen Wandels und zahlreicher weiterer Verande-
rungsprozesse in Wirtschaft und Gesellschaft — wie der
Strukturwandel ldndlicher Rdume — gesehen.

Strukturwandel landlicher Riume

Viele ldandliche Raume befinden sich in einem teilweise
schon lange andauernden Prozess der Verdnderungen.
MaBgebliche Faktoren dieses Strukturwandels sind nach
Waulff/Petermann (2000, S. 14 ff.):

— Bedeutungsverlust der Landwirtschaft in Bezug auf
ihre Funktion als sichere konomische Basis der land-
lichen Bevolkerung. Damit einher geht ein umfassen-
der Wandel des landwirtschaftlichen Raumes, da um-
fangreiche Fldchen aus der landwirtschaftlichen
Nutzung herausfallen.

— Entwicklung von Erwerbsalternativen zur Landwirt-
schaft und in der Folge Arbeitsplatzverluste in der
Landwirtschaft. Kennzeichen des Strukturwandels
sind hohe Arbeitslosigkeit, geringes Qualifikationsni-
veau der Arbeitnehmer und ein starkes Einkommens-
gefille.

— Abwanderungen der Bevdlkerung, vor allem in die
stadtischen Verdichtungsrdume einerseits und die
»Wiederentdeckung des Landes* durch Bevdlkerungs-
teile mit hoherem Einkommen, die téglich in die Stadt
zur Arbeit pendeln, andererseits. Die neu zuzichenden
Bevolkerungsgruppen koénnen die Verluste jedoch
nicht ausgleichen, die gestiegene Bedeutung der
Wohnfunktion dieser landlichen Réume bildet keine
ausreichende Grundlage fiir die 6konomische Stabili-
sierung der Region.

— Wandel der Erholungs- und Freizeitfunktionen mit
Auswirkungen besonders fiir landschaftlich attraktive
Regionen, die wichtige Funktionen als Naherholungs-
und Fremdenverkehrsrdume iibernehmen. Malinah-
men zur Infrastrukturversorgung fithren zu einem
tiefgreifenden Wandel in den betroffenen Regionen. In
Hochburgen des Massentourismus haben sich ehe-
malige ldndliche Gebiete mittlerweile in ,,Ballungs-
rdume* verwandelt.

Der Strukturwandel ldndlicher Rdume hat fiir viele land-
liche Regionen zu neuen Chancen gefiihrt, aber auch Ge-
fahrdungen mit sich gebracht. Wahrend einige Regionen
— beispielsweise durch den Tourismus — einen verbes-
serten Zugang zu Entwicklungschancen und damit zu
Moglichkeiten der Uberwindung von 6konomischen und
sozialen Disparititen gewonnen haben, fiihren Verdnde-
rungen in anderen Regionen nicht zur Bewiltigung be-
reits bestehender oder gar zur Entstehung neuer Problem-
lagen. Viele Regionen stehen am Scheideweg zwischen
einer Entwicklung, durch die die Unterschiede zwischen
Stadt und Land verringert werden und sich neue Perspek-
tiven erdffnen, und einer Entwicklung zur weiteren Mar-
ginalisierung.

Eigenstindige Regionalentwicklung

Die Zunahme regionaler Disparitéten seit Mitte der 70er-
Jahre fiihrte zu alternativen Entwicklungsansdtzen, in de-

nen anstelle zentralistischer Anséitze das Engagement von
lokaler und regionaler Bevdlkerung sowie die Eigenver-
antwortung fiir den Lebens- und Arbeitsraum im Mittel-
punkt stehen. Unter dem Begriff ,,Eigenstindige Regio-
nalentwicklung finden solche Strategien Eingang in die
regionalpolitische Auseinandersetzung. Thr Ziel ist es, den
einzelnen Regionen grofere Entscheidungskompetenz
und Moglichkeiten zur Nutzung ihrer endogenen Ent-
wicklungspotenziale zu er6ffnen, als Chance zur Reakti-
vierung peripherer ldndlicher Problemgebiete. ,,Ziel ist
die Starkung der regionalen Wirtschaftskraft und die poli-
tische und kulturelle Eigensténdigkeit der Regionen un-
ter Beachtung der regionalen Besonderheiten sowie die
Selbststeuerung der Entwicklung durch die Regionsbe-
wohner. Die sozialen, kulturellen, 6kologischen und 6ko-
nomischen Belange werden gleichermallen beriicksich-
tigt* (Kaether 1994a, S. 22).

Mit dieser Form der ,,Regionalisierung® wird ferner an-
gestrebt, Entscheidungsprozesse — soweit moglich — auf
der lokalen, bzw. regionalen Ebene zu treffen und die re-
gional ansidssigen gesellschaftlichen Gruppen in Ent-
scheidungen und Umsetzungsprozesse einzubinden. Die
Auseinandersetzung mit bestehenden Problemen und die
Entwicklung von Losungsstrategien sowie deren Umset-
zung sollen zu einem stérkeren Verantwortungsgefiihl fiir
die Region fiihren, die regionale Identitét stlitzen und vor-
handene Potenziale besser nutzen. Die Mitwirkung an der
Entwicklung einer Region, und damit auch an touristi-
schen Entwicklungen, setzt aber — im Sinne der institutio-
nellen Nachhaltigkeitsdimension — {iberschaubare, offene
und transparente politische und administrative Strukturen
voraus. Eigenstdndigkeit und Selbstverwaltung auf regio-
naler Ebene entsprechend dem Subsidiaritétsprinzip sind
weitere giinstige Voraussetzungen.

Die optimale Nutzung mdglichst vieler, in einer Region
vorhandener Potenziale und die Berticksichtigung regio-
naler Institutionen, Initiativen und deren spezifischer In-
teressen gilt als wichtige Voraussetzung, iiberhaupt regio-
nale Entwicklungen zu ermoglichen. Als wesentliche
Charakteristika und Zielsetzungen sind in Anlehnung an
Waulff/Petermann (2000, S. 18) anzusehen:

— Besinnung auf eigene Féahigkeiten und Riickgriff auf
die eigenen Ressourcen, dadurch Wiederbelebung re-
gionaler Wirtschaftskreisldufe (Binnennachfrage nach
regionalen Produkten);

— Herausstellung von Produktbesonderheiten zur Ent-
wicklung einer regionsiibergreifenden Position;

— offensive Strategien zur Stirkung der Landwirtschaft,
beispielsweise durch Aufbau von Vermarktungsstruk-
turen fiir regionstypische Produkte, Forderung des
Okologischen Landbaus, Diversifizierung landwirt-
schaftlicher Aktivititen;

— Vernetzung verschiedener Wirtschaftsbereiche;

— Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur durch Gene-
rierung innovativer Ideen, Produkte und Dienstleis-
tungen, dadurch selektive Abkopplung vom Markt;
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Berticksichtigung des Subsidiaritatsprinzips und For-
derung der regionalen Verantwortung;

Angebote zur Partizipation und Motivation regionaler
Akteure.

Nachhaltige Regionalentwicklung

Eine eigenstindige Regionalentwicklung ist eine Art
,Anndherungsstrategie* an das Ziel der Nachhaltigkeit.
Der Weg der ,,nachhaltigen Regionalentwicklung* greift
die o. g. Prinzipien der eigenstindigen Regionalentwick-
lung auf und verbindet sie mit dem globalen Gebot der
Nachhaltigkeit.

Grundsiitze nachhaltiger Regionalentwicklung

Quelle: nach Peters et al. 1996, S. 66 ff.

Ziel regionaler Wirtschaftstétigkeit sollte die Be-
friedigung der regionalen Bediirfnisse nach Er-
nihrung, Kleidung, Wohnen, zwischenmenschli-
cher Kommunikation, nach Kultur und sinnvoller,
befriedigender sowie existenzsichernder Arbeit
und gesunder Umwelt sein.

Die Wertschopfung einer Region ist zu stabilisie-
ren, Kooperationen sind zu fordern und Stoft-
strdme enger zu fithren.

Lebensrdume sollen zu Entscheidungs-, Verant-
wortungs- und Wirkungsraumen werden, die auf
Gegenseitigkeit beruhen.

Zu nachhaltigen Okonomien gehért die Schaffung
innerregionaler Stoff- und Wertschopfungskreis-
laufe. Diese basieren auf Formen regionaler Ko-
operation, die durch den Industrialisierungspro-
zess verursachte 6kologische und soziale Krisen
vermeiden soll.

Dabei sind insbesondere folgende Aspekte von Belang:

Aufbau einer ressourcenschonenden zirkuliren Oko-
nomie. Dabei sind alle Produktions- und Konsump-
tionsprozesse (Landwirtschaft, Gewerbe, Haushalte
usw.) so zu organisieren, dass der Verbrauch natiirli-
cher Ressourcen (Input) und der Aussto3 von Schad-
stoffen (Output) reduziert werden. Eine Wirtschaft der
»kurzen Wege* ist hierbei anzustreben.

Aufbau regionaler okonomischer Netzwerke zur
nachhaltigen Steigerung der regionalen Wertschop-
fung. Die Entwicklung von neuen Produktionsketten
(Erzeugung — Verarbeitung — Vermarktung in einer
Hand) und neuer Produktionsnetze (z. B. Landwirt-
schaft — Tourismus — Handwerk) steht filir erste
Schritte beim Aufbau einer nachhaltigen Okonomie.

Stirkung der Mitwirkungsmaoglichkeiten der regiona-
len Bevdlkerung an den Ziel- und Mafinahmenpla-
nungen zur regionalen Entwicklung. Die regionale
Bevolkerung kann verstarkt in die Gestaltung ihrer

Lebensumwelt einbezogen werden, gegenseitige Ab-
hingigkeiten und Verantwortung treten klarer zutage.

Als geeignete Konzepte, Projekte und Maflnahmen, die im
Rahmen einer nachhaltigen regionalen Entwicklung ein-
gebunden sein konnen, fithren Wulff/Petermann (2000,
S. 20) folgende Beispiele an:

wirtschaftliche Projekte mit einer ressourcenscho-
nenden Produktionskonzeption,

okologische Landnutzungskonzepte,

Umwelt- und Naturschutzprojekte, die Arbeitsplétze
schaffen/sichern,

Projekte, die auf regionales Wissen und Ressourcen
aufbauen,

dezentrale Ver- und Entsorgungsprojekte im Energie-,
Wasser-, Abfallbereich,

nachhaltige Fremdenverkehrskonzepte,
integrierte Verkehrskonzepte,
nachhaltige Siedlungsentwicklungskonzepte,

Konzepte zur Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur.

Kooperationsformen von Naturschutz und regionalem
Tourismus, die ebenfalls als Elemente und Mallnahmen
einer nachhaltigen Regionalentwicklung dienen kdnnen,
sind bei Meyer-Engelke et al. (1998) sowie im TAB-Hin-
tergrundpapier Nr. 5 (TAB 2001) ausfiihrlich beschrieben.

Regionale Schutzgebiete lassen sich in das Konzept der
nachhaltigen Regionalentwicklung stimmig integrieren.
Sie unterstreichen und verstidrken nochmals die 6kolo-
gische Dimension nachhaltiger Regionalentwicklung.
Daneben werden Schutz und Entwicklung der Kultur-
landschaft als konstituierendes Element integriert. Die
spezifische Attraktivitit liegt dariiber hinaus auch darin
begriindet, dass

Schutzkonzepte durch Integration in Regionalentwick-
lung grundsétzlich besser durchsetzbar sind,

bei Vergroferung oder Verbindung von Schutzgebie-
ten intensiv genutzte Gebiete (und Ubergangszonen
zwischen diesen) ins Blickfeld riicken und damit die
Kulturlandschaft mit ihren Nutzungsformen eine
groflere Rolle spielt,

erginzend zu Ge- und Verboten (und kleinflichigen
Schutzgebieten) grofler dimensionierte und sektor-
iibergreifende Strategien entwickelt werden kdnnen.

Insgesamt deutet sich hiermit auch eine Entwicklung
weg vom rigiden Schutzkonzept hin zu einem flexiblen
Konzept nachhaltiger Entwicklung an. Die Kulturland-
schaft wird ,,zu einem zugleich touristischen, kulturellen
und 6kologischen Kapital einer Region. Der Kulturland-
schaftsschutz wird zu einem konstitutiven Bestandteil der
Regionalentwicklung. Regionalwirtschaft und Naturschutz
konkurrieren nicht, sondern bedingen sich gegenseitig*
(Hammer 2001, S. 283).
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3. Tourismus als Element nachhaltiger
Regionalentwicklung

Rdume mit grofen touristischen Potenzialen sind vielfach
zugleich 6kologisch sehr sensible Landschaften. Touris-
tische Aktivititen konnen diese Skologisch wertvollen
Réume bis hin zu ihrer Zerstérung bedrohen. Zur Vermei-
dung solcher Entwicklungen wird diskutiert, Konzepte ei-
ner touristischen Nutzung von Naturrdumen — insbe-
sondere von Schutzgebieten — mit (Konzepten) einer
nachhaltigen Regionalentwicklung in Einklang zu bringen
(vgl. Meyer-Engelke et al. 1998, S. 60 ft.).

Fiir diesen Ansatz spricht, dass ldndliche Regionen héufig
iiber ein groBes Potenzial an landschaftlichen Attraktio-
nen verfiigen. Natur/Kulturlandschaften, die nur wenige
Belastungen aufweisen, bieten ebenfalls gute Vorausset-
zungen fiir eine touristische Entwicklung.

Strukturschwache lidndliche Regionen haben hierdurch
die Chance fiir eine bessere wirtschaftliche Entwicklung.
Die Entwicklung eines nachhaltigen Tourismus ist fiir
diese Regionen interessant, da sich hiervon, neben dem
Erhalt der natiirlichen und soziokulturellen Vielfalt, Aus-
strahlungseffekte auf zahlreiche Wirtschaftssektoren er-
geben konnen, z. B. fiir Landwirtschaft, Baugewerbe und
Dienstleistungsbereich. Die Entwicklung eines umwelt-
und sozialvertraglichen Tourismus stellt fiir viele liand-
liche Regionen deshalb eine Strategickomponente der
nachhaltigen Regionalentwicklung und ein vielverspre-
chendes Handlungsfeld dar. Seine Zielorientierung
gemil den vier Dimensionen der Nachhaltigkeit ist in
Abbildung 14 in allgemeiner Form dargestellt.

Soll Tourismus in die nachhaltige Entwicklung einer
Region einbezogen werden, muss allerdings deren be-
grenzte Okologische Tragefdhigkeit (carrying capacity)
ebenso beachtet werden wie die gewachsenen gesellschaft-
lichen, infrastrukturellen und kulturellen Strukturen.
Nach Becker et al. (1999, S. 149) hitten sich regionale
Strategien fiir einen nachhaltigen Tourismus deshalb an
folgenden Uberlegungen zu orientieren:

— Der relativ kurze Aufenthalt in einer Urlaubsregion
bedeutet eine raumliche und sachliche Distanz zu den
oftmals problematischen Folgen der Reise. Ein Pro-
blembewusstsein bzw. Verantwortungsgefiihl fiir den
besuchten Raum fehlt oftmals. Die Verantwortung der
(Akteure der) Quellgebiete fiir die bereisten Regionen
gehort deshalb zu den Prinzipien einer nachhaltigen
Entwicklung, die zunehmend wichtig werden.

— Die naturrdumlichen Gegebenheiten einer Region
sind bestimmend fiir die Entwicklung des Tourismus.
Der Einsatz von Instrumenten zum Flichenschutz
kann dazu beitragen, Okosysteme zu erhalten und die
Umweltqualitdt der Region — als vollwertiger Stand-
ortfaktor — zu verbessern.

— Der Tourismus kann — vor allem aufgrund seines
durch ihn induzierten Verkehrsaufkommens — Strate-
gien zur Reduktion des Energie- und Fldchenver-
brauchs konterkarieren. MaBBnahmen zur Bevorzu-
gung nahe liegender Urlaubsziele oder Anreize zur

Nutzung umweltfreundlicher Verkehrsmittel kdnnen
zumindest zur Reduzierung der verkehrsbedingten
Umweltbelastungen beitragen.

— Tourismus kann zu einer Stirkung regionaler Wirt-
schaftskreisldufe beitragen, wenn er in die regionalen
Wirtschaftsstrukturen eingebunden ist. Nicht allein
die unmittelbaren Einkommens- und Arbeitsplatz-
effekte, die aus dem Fremdenverkehr resultieren, tra-
gen zum wirtschaftlichen und sozialen Nutzen bei. Es
miissen ebenso die so genannten Sekundéreffekte in
Rechnung gestellt werden, die mit der Entwicklung
des Fremdenverkehrs einhergehen.

— Nachhaltige Regionalentwicklung setzt auf eine grof3t-
mogliche 6konomische Unabhéngigkeit. Der Tou-
rismus sollte deshalb in eine weitgehend diversifi-
zierte regionale Wirtschaftsstruktur integriert sein; ein
hoher Anteil der Wertschopfung aus dem touristischen
Geschehen sollte der Region selbst zukommen. Touris-
tische Monostrukturen dagegen schaffen eine proble-
matische 6konomische Abhédngigkeit von einer dauer-
haften Nachfrage der Touristen.

— Touristische Angebote sollten mit den anderen Wirt-
schaftsbereichen verflochten sein, um auch deren
Marktchancen zu fordern. Eine Strategie kann die Ver-
flechtung von verschiedenen Angeboten zu Pauschal-
reisen in die Region oder die Verkniipfung von land-
wirtschaftlicher Herstellung und gastronomischer
Weiterverarbeitung sein. Ein florierender Tourismus
kann zu einer Erhdhung des Auftragsvolumens im re-
gionalen Handwerk, Baugewerbe und im Handels-
und Dienstleistungsgewerbe beitragen.

— Die Kooperation der regionalen Akteure, von Ent-
scheidungstragern der 6ffentlichen Hand (Kommune),
von touristischen Anbietern, der Tourismuswirtschaft
und Organisationen vor Ort ist ein wesentliches Ele-
ment der Forderung regionaler Identitdt und Eigen-
verantwortung. Dabei miissen sektoriibergreifende
Losungen erarbeitet werden, die Verkehr, Landwirt-
schaft, Abwasserkldrung, touristische Infrastruktur,
Wirtschaftsforderung fiir Handwerk und Gewerbe so-
wie Bauflichenausweisung als sich gegenseitig be-
dingende Systemelemente beriicksichtigen (Meyer-
Engelke 1998, S. 61).

Kommunikation und Kooperation

Die Beriicksichtigung der verschiedenen Interessen und
die Einbezichung der zahlreichen Akteure mit ihren hete-
rogenen Interessen bei der Gestaltung einer nachhaltigen
Fremdenverkehrsentwicklung in Regionen erfordert ei-
nen grofen Koordinationsaufwand und die Kommunika-
tion unter den Beteiligten. Dies ist keine leichte Aufgabe
(Wulff/Petermann 2000, S. 26).

Beziiglich der Steuerung der touristischen Entwicklung
innerhalb einer nachhaltigen Regionalentwicklung ist zu
fragen,

— wie die o. g. Akteure ihren Beitrag zur Verbesserung
der 6kologischen und soziokulturellen Situation in der
Region leisten konnen und
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Abbildung 14

Nachhaltigkeit auf regionaler Ebene: ,,Generelle Ziele“

Okologie Soziokultur

Bewahrung der unver-
wechselbaren Asthetik
des Kulturraums

Anpassung des Touri s-
musangebotes an den
Naturraum

Stirkung der kulturellen
Identitédt, Vielfalt und selbst-
bestimmten kulturellen Dynamik

¢ Schutz und behutsame Nutzung

sensibler Okosysteme Hebung des Ausbildungs-

¢ Lenkung und Entzerrung von standes
An- und Abreisestromen, Aus-

bau des offentlichen Verkehrs

Verbesserung der sozialen
Absicherung der Beschéftigten

gleiche Beschiftigungsmoglich-
keiten, Entlohnung und sozialer
Status fiir Frauen und Ménner

Senkung des Energieverbrauchs

Erhohung des Anteils erneuerbarer

Energie hoher Anteil an in der Region

beheimateten Beschéftigten und
volle Integration anderer

¢ sparsame Wassernutzung
und ordnungsgemalle

Abwasserentsorgung Sicherstellung des subjektiven

Minimierung der Stoffstrome Wohlbefindens
Besiedelung der
Randregionen
Okonomie Institutionen

Verminderung unerwiinsch-

ter Disparititen zwischen

Agglomerationen und land-

lichen Rdumen

Ausschépfung der wirtschaft- ¢ Verbesserung der Beteiligung

lichen Vielfalt aller Betroffenen in allen

Gewihrleistung einer Entscheidungsabldufen

eigenstdndigen unbeschrinkter

Regionalentwicklung Informationszugangs fiir alle

Sicherung der menschlichen Interessierten

Grundbediirfnisse, Verbes-
serung der allgemeinen Exis-
tenzbedingungen

Entwicklung von neuen Struk-
turen der interinstitutionellen
Entscheidungsvorbereitung in den

langfristige Sicherung der Be- Regionen

siedelung der Randregionen

Schaffung dauerhafter
Arbeitsplatze

Verringerung der Pendler-
rate

Quelle: nach Baumgartner/Roéhrer 1998, S. 72 ff.
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— wie die einzelnen Bereiche koordiniert werden kon-
nen, um alle relevanten Entscheidungs- und Leis-
tungstriager mit einzubeziehen.

Aufbauend auf einer Analyse der touristischen Situation,
der bestehenden Belastungen und der natiirlichen, sozia-
len und wirtschaftlichen Gegebenheiten, sind Ziele und
MafBnahmen fiir die touristische Entwicklung zu erarbei-
ten, die alle sozial- und umweltrelevanten Bereiche
einschliefen. Dem ganzheitlichen Ansatz der Nachhaltig-
keit zufolge sind neben dem Tourismus die anderen Be-
reiche wie Verkehr, Land- und Forstwirtschaft, Natur-
schutz als gleichberechtigt anzusehen und zu integrieren.

Tourismus-Beteiligte auf regionaler Ebene und
ihre Handlungsfelder

— Wohnen: Hotellerie, Privatvermieter, Ferienclubs,
Campingplétze;

— Essen und Trinken: Gastronomie, Einzelhdndler,
Landwirte;

—  Service: Kommunale Amter, Fremdenverkehrsam-
ter, Vereine, Reiseleiter, Reisebiiros, Unternehmen
der Dienstleistungsbranche;

— Infrastruktur: Stadt-/Kreisbauamt, Kultur-/Sport-
amt, Wirtschaftsforderungsamt, Kurverwaltung,
Architekten, Privatunternehmer (mit kommunaler
Genehmigung), Vereine;

— Ortscharakter: Regionale Planungsbehdrden, Stadt-
bauamt, Denkmalschutzbehorde, Kultur-/Sportamt,
Architekten, Privatunternehmer, Biirgerinitiativen;

— Landschaft: Naturschutzbehorde, Flurbereinigungs-
behorde, Landwirtschaftskammer, Planungsbehor-
den, Forstverwaltung, Landwirte, Forstwirte, Na-
turschutzinitiativen;

— Verkehr: Stralenbaubehorde, kommunale Verkehrs-
betriebe, Tiefbauamt, Bundesbahn, Automobil-
clubs, Bus- und Taxibetriebe.

Quelle: nach Wulff/Petermann 2000, S. 23

Handlungsfelder einer umweltorientierten
touristischen Entwicklung von Gemeinden
und Regionen

Okologisierung der touristischen
Leistungserbringung

Ansatzpunkt fiir eine an der Nachhaltigkeit orientierte
touristische Entwicklung ist eine Okologisierung der
touristischen Produktionsprozesse. Zur Erstellung eines
touristischen Angebotes ist neben Kapital und Arbeit
der Einsatz natiirlicher Ressourcen notwendig. Fiir eine
Okologisierung der touristischen Leistungen miissen
die Prozesse deshalb so organisiert werden, dass

— der Ressourceninput reduziert wird (d. h. weniger
Wasser, Energie, Landschafts- und Bodenverbrauch),

— unerwiinschte dkologische Nebeneffekte vermieden/
reduziert werden,

— ein Recycling fiir wiederverwertbare Stoffe stattfindet
sowie

— entnommene Ressourcen sich regenerieren kdnnen.

Die Entwicklung des touristischen Angebots erfolgte bis-
lang zumeist vor allem gemif den Bediirfnissen urbaner
Zentralraume und unter Vernachlassigung regionaler Be-
diirfnisse und Notwendigkeiten. Vielen Problemen und
manchen regionalen Disparititen wurde dadurch Vor-
schub geleistet.

Auch Kommunen sind mit den Auswirkungen einer nicht
nachhaltigen Entwicklung konfrontiert. Beispielhaft sind
zu nennen der Verlust der Nahversorgung, die Verdich-
tung der Ballungsrdume bei gleichzeitiger Entleerung
aber auch Zersiedelung des landlichen Raums, steigende
Ver- und Entsorgungskosten, hoher Bodenverbrauch,
Riickgang der Zahl landwirtschaftlicher Betriebe, Zer-
storung der gewachsenen Natur- und Kulturlandschaft.

Eine nachhaltige Kommunalentwicklung muss deshalb
auf den Sdulen eines intakten Naturhaushaltes, stabiler
sozialer Verhéltnisse, einer zukunftsfdhigen Wirtschaft
und offenen, resonanzfihigen politischen Institutionen
und Verfahren beruhen.

Tabelle 14 zeigt Beispiele fiir MaBnahmen zur Erreichung
dieser Ziele.

Handlungsmaéglichkeiten der Kommunen
bei der touristischen Entwicklung

Kommunen haben eine Schliisselrolle bei der umwelt-
orientierten touristischen Entwicklung. Entscheidungen
iber Bauland, Infrastruktur und Teile der Fremdenver-
kehrsorganisation liegen in ihrer Hand. Sie sind zum ei-
nen selbst touristische Anbieter (z. B. durch die Fremden-
verkehrsamter, Beteiligung an Kurbetrieben usw.) und
zum anderen kdnnen sie touristischen Betrieben Vorgaben
machen bzw. den Rahmen fiir die Aktivitdten der orts-
anséssigen Tourismusbetriebe bestimmen.

Tabelle 15 zeigt Handlungsinstrumente der kommunalen
Fremdenverkehrspolitik in der Ubersicht und veranschau-
licht sie an Beispielen.

Direkten Einfluss haben die Gemeinden auf ihre eigenen
Einrichtungen und auf Dritte durch die kommunale Pla-
nungshoheit. Zur Umsetzung von Umweltvorsorgestrate-
gien konnen die folgenden Mafnahmen ergriffen werden:

— Erlass und Durchsetzung von Verboten: z. B. Fahrver-
bote, Reglementierungen fiir den ruhenden Verkehr.

— Beschluss von Satzungen: zur Umsetzung eigener
Entwicklungsvorstellungen z. B. durch Baumschutz-,
Gestaltungssatzungen.

— Umweltvorsorge dort, wo die Kommune eigene tou-
ristische Einrichtungen betreibt oder Gesellschaften in
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Tabelle 14

MafBnahmenbeispiele fiir eine umweltschonende Leistungsgestaltung

Ansatzpunkte Beispiele

— Vermeidung/Reduzierung — Reduktion des Wasserverbrauchs
— Mafinahmen der Wasserreinhaltung
— MaBnahmen zur Reduktion des Flachenverbrauchs
— Energieeinsparung
— Miillvermeidung
— Erhaltung wertvoller Landschaftsbereiche
— Ausweisung von Taburdumen
— Lenkungsmafnahmen in der Landschaft

— Recycling — Gebiduderecycling
— Flachenrecycling
— Abfallrecycling
— Energierecycling

— Regeneration — naturnaher Ausbau von FlieBgewéssern
— Mafinahmen zur Aufwertung des Landschaftsbildes
— zeitliche Sperrung von Gebieten

Quelle: Scharpf 1997, S. 25

Tabelle 15

Handlungsinstrumente der kommunalen Fremdenverkehrspolitik und -planung

Handlungsinstrumente Beispiele

— Ordnungspolitische Mafinahmen — Bauaufsicht
— Nutzungsauflagen
— Verkehrslenkung- und -beschriankung (autofreie Zonen)
— ordnungsbehordliche Maflnahmen in den Bereichen Abfall, Wasser,
Landschaftspflege
— Schutzgebietsausweisung

— Okonomische Instrumente — Subventionen, FoérdermaBnahmen
— Steuern
— Parkraumbewirtschaftung
— Taxen

Planerische Instrumente — Kommunale Entwicklung
— Flachennutzungs- u. Bauleitplanung
— Landschaftsplanung
— vorsorgender Flachenkauf
— Umweltvertrdglichkeit

— Kommunikative Instrumente — Biirgerversammlung
— Werbung, Marketing
— Gespriache mit Interessensgruppen
— Offentliche Information von Biirgern u. Gésten
— Umweltberatung

Quelle: eigene Zusammenstellung
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kommunalen Besitz sind: z. B. durch Energie- und
Wassersparmalnahmen, Miillreduzierung, Einsatz von
Umweltschutztechniken bei 6rtlichen Ver- und Entsor-
gungsbetrieben.

— Flachennutzungspolitik: Es konnen wichtige Standort-
entscheidungen im Rahmen der Bauleitplanung auf
ihre Umweltrelevanz gepriift und optimiert werden
(Wulff/Petermann 2000, S. 38 ff.).

Neben den direkten Einflussmoglichkeiten konnen die
Kommunen indirekt Einfluss auf eine umweltschonende
touristische Entwicklung nehmen.

— Einflussnahme auf lokale Akteure: Das Verhalten der
ortsansdssigen Betriebe, der Einwohner und der Géste
ist fiir die umweltschonende Entwicklung von erheb-
licher Relevanz. Die Kommune kann z. B. Anreize
schaffen, Gebiihren erheben, Informations- und Bera-
tungsangebote machen. Besondere Bedeutung ist der
Umweltbewusstseinsbildung beizumessen.

— Einfluss auf tibergeordnete Verwaltungen und {iber-
ortliche Institutionen: Die Kommune/Region kann
ebenso versuchen, Einfluss auf die Uberértlichen
Verwaltungen (z. B. im Stra3enbau) und Institutionen
(z. B. touristische Akteure) zu nehmen, z. B. durch die
Beantragung von Fordermitteln, durch Verhandlungen
und Absprachen, durch Hinweise zur Offentlichkeits-
arbeit.

Die genannten Mallnahmen geben nur einen Ausschnitt
der Moglichkeiten wieder. Sie zeigen, wie umfangreich
das Handlungsspektrum fiir die umweltorientierte touris-
tische Entwicklung einer Fremdenverkehrsgemeinde und
-region ist. Es ist erkennbar, dass die kommunale Ebene
durch ihre Genehmigungspraxis und Flachennutzungs-
politik (Landschaftsplanung, Bauleitplanung) bereits ein
geeignetes Instrumentarium besitzt, die tourismusrele-
vanten Umweltproblemfelder Flachenverbrauch und Ver-
lust von Biodiversitdt und die Vor-Ort-Probleme (z. B.
Larmproblematik des Verkehrs, Abfallentsorgung) gezielt
anzugehen.

Mittlerweile gibt es eine Vielzahl von Tourismusgemein-
den und -regionen, die beachtliche Erfolge im Bereich
Tourismus und Umwelt erzielt haben. Die dort ergriffenen
Mafnahmen reichen von der Implementierung von Um-
weltmanagementsystemen iiber lokale partizipative Pro-
zesse bis hin zu konkreten Mallnahmen in den Bereichen
Verkehr, Naturschutz, Flachennutzung, Abfall- und Was-
serverbrauch. Mit der Einfiihrung der Umweltdachmarke
Viabono fiir Tourismusgemeinden verbindet sich die Hoff-
nung, dass diese Entwicklung weiter vorangetrieben wird.

4. Schlussfolgerungen

Verschiedentlich wird in der Literatur darauf verwiesen,
dass es nachhaltigen Tourismus per se nicht geben kann
(Baumgartner/Rohrer 1998). Vielmehr kann es nur darum
gehen, das Handeln aller Beteiligten zwar am Gesamt-
konzept der nachhaltigen Entwicklung in all ihren Di-
mensionen zu orientieren, aber eben immer auch an den

bestehenden Rahmenbedingungen auszurichten und diese
entsprechend zu gestalten. So wire beispielsweise zu
berticksichtigen, dass Naturraum im européischen Kon-
text so gut wie immer auch Lebens-, Wohn- und Arbeits-
raum fiir den Menschen bedeutet. Aus der Perspektive des
Naturschutzes wiederum muss es zwar zielfiihrend sein,
die mit der Zunahme des Bediirfnisses nach Erholung und
Freizeit einhergehende rdumliche und zeitliche Expan-
sion des touristischen Verhaltens — und damit héufig auch
vielfiltiger Belastungen des Naturhaushaltes — natur- und
umweltvertrdglich auszugestalten.

Die Forderung eines schonenden Umgangs mit den natiir-
lichen (biotischen und abiotischen) Ressourcen sowie den
entsprechenden Landschaften — insbesondere auch in
GroBschutzgebieten — kann aber nur Erfolg haben, wenn
es gelingt, den Schutz der Natur als gesellschaftliches Ziel
zu verankern und als gleichberechtigten Politikbereich zu
etablieren. Dazu miissten u. a. auch die positiven ,,Wohl-
fahrtseffekte” des Naturschutzes kiinftig deutlicher he-
rausgestellt werden.

Grundsitzlich erscheint eine Abkehr von der Konzentra-
tion auf das Konzept des selektiven und punktuellen
Schutzes spezieller Gebiete und einzelner Arten notwen-
dig. An dessen Stelle sollten integrative Konzepte fiir
Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur- und Land-
schaft treten, welche die aktuellen gesellschaftspolitischen
Rahmenbedingungen berticksichtigen (vgl. Erdmann/
Mager 2000; Kastenholz et al. 1996). Diese erdffnen die
Chance, sowohl Attraktivitit als auch Wirkungskraft des
Naturschutzes zu erhdhen und sein Anliegen iiber eine ge-
schickte Austarierung Ookologischer, dkonomischer und
sozialer Aspekte kiinftig stirker zu férdern.

Fiir erfolgreiche Problemldsungsstrategien ist es erforder-
lich, dass die Handlungsbereiche des ,,Naturschutzes*
zukiinftig starker mit den Handlungsfeldern der ,,Natur-
nutzer” aus Land-, Wasser- und Forstwirtschaft, Sied-
lungswesen, Freizeit und Tourismus vernetzt werden.
Uber die Formen und Grenzen der Naturnutzung miisste
es zu einem kontinuierlichen und intensivierten Dialog
kommen. Ein Schwerpunkt konnte dabei die Entwicklung
von Konzepten und Strategien einer langfristig naturver-
traglichen, ressourcenschonenden Tourismus- und Frei-
zeitnutzung sein. Nationalparken, Biosphdrenreservaten
und Naturparken als Gestaltungsraum fiir einen nachhal-
tigen Tourismus konnte dabei exemplarische Bedeutung
zukommen.

Grof3schutzgebiete als Modellregionen
fiir nachhaltige Entwicklung

Umfangreiche Ausweisungen von Schutzgebieten in den
neuen Bundesldndern Ende der 80er- und zu Beginn der
90er-Jahre in Deutschland insgesamt haben eine neue Dy-
namik in die Naturschutzdebatte gebracht. Sie hélt immer
noch an, wie auch die Diskussionen zur Novellierung des
Bundesnaturschutzgesetzes zeigen. Die Idee der Verbin-
dung von lokaler Entwicklung und Naturschutz hat da-
bei an Bedeutung gewonnen. Biosphdrenreservate und
Natur(schutz)parks (ostdeutscher Pragung) thematisieren
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Tabelle 16

MafBnahmen zur Nachhaltigkeit auf der kommunalen/regionalen Ebene

Ebene Mafinahmen

okologisch
Naturraum —  Aussparung sensibler Gelindebereiche und Okosysteme von
jeglicher touristischer Nutzung
— Schaffung von Pufferzonen zur Sicherung 6kologisch sensibler Gebiete
— Festlegung und Beachtung von Kapazititsgrenzen
— Erhaltung und Wiederherstellung der traditionellen Kulturlandschaften
— Erhaltung der geschlossenen Verbauung

— UVP und RVP fiir touristische Vorhaben ab einer bestimmten
Grolle

— Verzicht auf Neubau von Pistenflichen und Ausbau
von Skigebieten

— Verwendung von Kunstschnee nur zur Sicherung exponierter
Gelédnderteile

— Beschrinkung des alpinen Skibetriebs auf bestimmte Mindestschneehdhen

— Keine Forderung fiir den Ausbau von Hoteleinheiten, Zweitwohnungen,
Beschneiungsanlagen, Sportgrofveranstaltungen

Betriebe — Bau mit umweltvertriglichen Materialen nach den aktuellen

Standards von Baudkologie und Umwelttechnik

— Betrieb nach Standards von Umwelttechnik (Energie, Wasser)

— Integration in das Gemeinde-, Natur- und Landschaftsbild

— Abfallminimierende Beschaffungspolitik

Infrastruktur — Kommunale, regionale Energiekonzepte
— Umsetzung technischer Ma3nahmen zur
Energieeinsparung
— Adaptierung von Klédranlagen
— LérmschutzmaBBnahmen

— Definition von Kapazititsgrenzen, z. B. Bettenzahl

Verkehr — Erreichbarkeit mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln
— Schaffung verkehrsberuhigter Zonen
— Ausweitung von Ful3- und Radwegen
— Fahrradverleih
— Parkraumbewirtschaftung

— Betrieb schadstoffarmer, alternativ betriebener
(halb-)o6ffentlicher Verkehrsmittel

— Abholdienste
Gisteaktivititen — Besucherlenkung
— Riickbau parallel verlaufender Wege
— Instandhaltung und Markierung von Wanderwegen

— regionale, zeitliche und tageszeitliche Beschrankungen
flir Boote aller Art, Fluggerate, Heliskiing, Motocross,
Moutain-Biking u. A.
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noch Tabelle 16

Ebene Mafinahmen

— Neubau von Golfplitzen nur in 6kologisch nicht sensiblen Gebieten
mit UVP-Verfahren

— Kletterverbote auf Brutfelsen

Marketing —  Werbeprospekte mit Hinweisen zur 6ffentlichen Anreise
oder zu mit Giitesiegel ausgezeichneten Betrieben etc.

— Informations- und Bildungsangebote flir Géste

soziokulturell — Verbesserung der Ausbildung im Tourismus

— Erstellung und Umsetzung von Ortsbildgestaltungs- und
Ortsbildentwicklungskonzepten

— Erhaltung und Weiterentwicklung ortsiiblicher Architektur
und Gebéudegestaltung

— Bewahrung der lokalen, traditionellen Kultur(dynamik)

— Verbesserung der realen Arbeitsbedingungen und Schaffung
von Freirdumen fiir im Tourismus Beschiftigten

— Angebot von Dienstleistungen zur Entlastung der im Tourismus
Beschiftigten

— Informations- und Bildungsangebote fiir Géste und
Einheimische

— Forderung lokaler Kommunikationsstrukturen (z. B.
lokale Nahrungsversorger, Vereine, Privatzimmeranbieter)

o6konomisch — Erstellung von Gemeinde- und Regionalentwicklungskonzepten
— Forderung der Kooperation verschiedener Wirtschaftsbereiche

— Schaffung eines Absatzmarktes fiir regionale landwirtschaftliche
und gewerbliche Produkte sowie Dienstleistungen

— Beschrédnkung der Parahotellerie
— Strategien zur Mehrsaisonalitét
— Entschuldungs- und Ausstiegsprogramme fiir iiberschuldete

Hoteliers
— Begrenzung des Grundverkaufs an Nicht-Einheimische und
Ausldnder
institutionell — Einrichtung lokaler und regionaler — 6ffentlich zugénglicher —

Meinungsbildungs-, Visions- und Planungsforen

— offentliche Beteiligung und Diskussion iiber Ortsbildgestaltungs-
und Ortsentwicklungskonzepte

— Verwendung neuer Kommunikationsmedien zur Vernetzung
der Beteiligten

— Beteiligung von Interessenvertretungen bei Forderverfahren

Quelle: Baumgartner/Rohrer 1998, S. 72 ff.
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offensiv die Moglichkeiten, Wirtschaftsentwicklung und
Naturschutz miteinander zu verbinden. Diese Tendenz
trifft sich mit der im letzten Jahrzehnt aufgekommenen
Debatte {iber Nachhaltigkeit. GroB3schutzgebiete werden
zu Modellregionen fiir eine nachhaltige Entwicklung er-
klart.

Diese Betrachtungsweise bedeutet nicht nur ein wachsen-
des Interesse an der touristischen Vermarktung von ge-
schiitzter Natur. Die Landschaft selbst wird zunehmend
als Kulturlandschaft, als Produkt der historischen Interak-
tion von Mensch und Natur verstanden. Der Tourist ist da-
mit einerseits Betrachter einer historisch gewachsenen
Kulturlandschaft und andererseits auch Teilnehmer am
weiteren Entwicklungsprozess.

Mit den zuletzt angesprochenen Tendenzen geht die all-
gemeine Diskussion tiber Naturschutz und Tourismus
zunehmend in der Diskussion um nachhaltige regionale
Entwicklung auf. GroBschutzgebiete verlieren in dieser
Perspektive ihren Ausnahmestatus, sie werden zu interes-
santen Beispielen (oder institutionellen Ausnahmesitua-
tionen), die neue Mdglichkeiten — auch fiir andere — de-
monstrieren.

Damit die Grof3schutzgebiete in o. g. Sinne tatséchlich
selbstbewusste Modellregionen fiir eine nachhaltige Ent-
wicklung werden konnen, sollten sie ihren ,,Reservat-
charakter™ verlieren. Dies er6ffnet die Moglichkeit, sie
mit anderen Modellregionen zu vergleichen, die z. B.
auch einen stirker stadtisch gepriagten Charakter haben.
In diesem Zusammenhang konnte es lohnenswert sein, in
ausgewihlten Modelllandschaften regionale Ansétze ei-
ner nachhaltigen Naturnutzung zu erproben und langfris-
tig umzusetzen (vgl. Adam 1998). Dabei konnte sich he-
rausstellen, dass von den Entwicklungsbemiihungen in
den GroBschutzgebieten interessante Impulse auch fiir an-
dere Regionen ausgehen konnten. Auch kdnnte sich zei-
gen, dass fiir viele Schutzgebiete nicht nur der Tourismus,
sondern auch andere naturschutzkompatible Dienstleis-
tungen eine interessante Entwicklungsmdglichkeit dar-
stellen konnen. Zu denken ist hier in erster Linie an Maf3-
nahmen zur Landschaftspflege, Renaturierung und
insbesondere Revitalisierung von intensiv genutzten und
(z. B. durch tibermdBige Flurbereinigung) verdnderten
Landschaftsbereichen, aber auch an angepasste, land-
schaftsschonende Land- und Forstwirtschaft, integrierte
Produktions- und Vermarktungsstrukturen, regionales
Wirtschaften allgemein etc.

GroBschutzgebiete sind weder nur von ihrem (defensiven)
Naturschutzcharakter her zu verstehen, noch ausschlieSlich
als touristische Vermarktung erhalten gebliebener Naturpo-
tenziale. Sie sollten vielmehr angesichts des (globalen)
Strukturwandels, der zu einer ganz anderen Bewertung von
z. B. Produktivitit oder Standortvorteilen fiihrt, die Rolle
ihrer Region aktiv neu zu definieren suchen.

Fiir den zukiinftigen Tourismus in GroBschutzgebieten
wird es von entscheidender Bedeutung sein, ob er 6kolo-
gisch und zugleich sozial vertraglich entwickelt werden
kann. Diese Zielsetzung provoziert derzeit noch zahlrei-
che Spannungsfelder im Zusammenspiel von touristischer
Planung und Nutzung einerseits und der Erfiillung des

Naturschutzauftrages andererseits. Folgt man neueren
wissenschaftlichen Beitrdgen, so ist als wichtige Erkennt-
nis zunéchst festzuhalten, dass es kein allgemein giiltiges
und iiberall anwendbares Rezept gibt, um einen zugleich
okologisch und sozial vertrdglichen Tourismus zu initi-
ieren. Grundkonsens besteht darin, dass die aktuelle Wachs-
tumsspirale im Tourismus (d. h. eine stindige quantitative
Steigerung des Angebotes) durchbrochen werden muss.
Geschieht dies nicht, gefahrdet der Tourismus seine eige-
nen Grundlagen — den Naturraum, die regionalen Beson-
derheiten und das lokale Gesellschaftsgefiige — und damit
sich selbst.

Diese Annahme gilt auch fiir GroB3schutzgebiete, da sie
weder von der natiirlichen, sozialen und regionalspezifi-
schen Situation ihres jeweiligen Umlandes losgeldst sind
noch einen so ganzlich anderen Naturraum darstellen, der
auch den dort stattfindenden Tourismus vollig anders ge-
stalten wiirde. Die doppelte Zielsetzung eines dkologisch
und zugleich sozial vertraglichen Tourismus, ndmlich
zum einen den Natur- und Umweltschutz in den ausge-
wiesenen Gebieten zu sichern und zugleich eine regionale
Wertschdpfung durch touristische Nutzung zu ermog-
lichen, ldsst sich nur unter konzeptioneller Einbeziehung
groflerer Gesamtregionen erreichen. So ist es beispiels-
weise eine dringliche Aufgabe, Umweltmanagement-
systeme fiir intensiv genutzte touristische Regionen um
und in GroBschutzgebieten zu entwickeln.

Eine Tourismuspolitik der Zukunft muss sich dkologi-
schen und sozialen Problemen des Massentourismus stel-
len, gerade wenn durch diesen auch der Druck auf nahe
liegende Schutzgebiete wichst. Dabei sollen touristische
Teildestinationen (also gerade diejenigen massentouris-
tisch erschlossenen Gebiete, in deren Ndhe sich auch
Schutzgebiete befinden) nicht als ,,hoffnungslose Orte
fir einen integrativen Tourismus aufgegeben werden,
sondern mithilfe von gesetzlichen und freiwilligen Steue-
rungsmafinahmen und Instrumenten umorientiert werden.
Wertvolle Hinweise und Erkenntnisse konnten hier auch
landeriibergreifend gewonnen werden, wiirde hier aus-
reichend auf die internationale Diskussion geachtet und
diese gefordert (vgl. Baumgartner/Réhrer 1998; Fontanari
et al. 2000; Schleicher-Tappeser/Doberschiitz 2000).

Fiir den Tourismus im Rahmen von GroBschutzgebieten las-
sen sich aus der aktuellen Diskussion um eine nachhaltige
regionale Entwicklung in Anlehnung an Baumgartner/
Hlavac (2000, S. 7 ff.) folgende Prinzipien ableiten:

— Fin intakter Lebens-, Kultur- und Naturraum ist die
Voraussetzung fiir den Tourismus der Zukunft (6kolo-
gische Dimension). Die Erhaltung des Naturraums ist
nicht nur 6kologischer Selbstzweck des Schutzgebie-
tes, sondern auch wichtige Ressource fiir die Region
und eine unabdingbare Voraussetzung fiir den zukiinf-
tigen Tourismus. Hierzu muss die 6kologische Bilanz
des Tourismus kontinuierlich verbessert werden.
Gleichzeitig sollte unter europédischen Bedingungen
die Sicherung des ,,Naturraums* gleichwertig neben
die Sicherung der ,,Wohn- und Lebensmoglichkeiten
fiir Menschen treten.
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— Der Tourismus in Schutzgebieten sollte in die regio-
nale Wirtschaft integriert sein (6konomische Dimen-
sion). Ein 6kologisch und sozial vertraglicher Touris-
mus muss auf die Erhaltung der Skonomischen
Ressourcen der Region Riicksicht nehmen. Dazu miis-
sen Leitbilder und Planungen fiir den Tourismus- und
Freizeitsektor weitere Wirtschaftssektoren in der Re-
gion der GSG miteinbeziehen, um touristische Mono-
kulturen zu vermeiden. Ein anschauliches Beispiel
dafiir ist die Kooperation zwischen Tourismus und
Landwirtschaft. Landwirte konnen sich durch den
Tourismus ein oft lebenswichtiges zweites Standbein
schaffen. Bieten sie unverwechselbare Qualititspro-
dukte an, trigt dies zum positiven Image der Region
bei.

— Die Akzeptanz von GroBischutzgebieten hingt auch
von der kulturellen Integritdt der Region und der so-
zialen Zufriedenheit ihrer Bevolkerung ab (soziokul-
turelle Dimension). Der angestrebte integrative Tou-
rismus in Schutzgebieten profitiert auch vom Erleben
»authentischer Kultur®. Ziel sollte aber die Integration
des Tourismus in die lokale und regional gelebte Kul-
tur sein — und nicht umgekehrt. Die Qualitét des Tou-
rismus wird auch durch die Qualitét der Dienstleistung
bestimmt. Daher sind die Hebung des Ausbildungs-
standes, die Verbesserung der sozialen Lage der Be-
schéftigten im Gastgewerbe und Maflnahmen zur Re-
duktion der oftmals hohen saisonalen Arbeitslosigkeit
von grofiter Bedeutung.

— Tourismuspolitik muss transparent und kooperativ
sein (institutionelle Dimension). Das Gebot der insti-
tutionellen Nachhaltigkeit fordert grundsitzlich den
offenen Zugang zu Information und die Partizipation
an Entscheidungsprozessen. Dies heifit, dass Planung
und Umsetzung von tourismusrelevanten Maflnahmen
in Schutzgebieten gemeinsam mit allen Akteuren
erfolgen sollten (Tourismusverantwortliche, Reise-
biiros, Verbénde, Schutzgebictsverwaltungen, Betrof-
fene und Konsumenten). Wie Erfahrungen — u. a. aus
der Regionalentwicklung — zeigen, wird durch part-
nerschaftliche Entwicklung von Projekten nicht nur
eine Identifikation mit den Projekten erzeugt. Sie fiihrt
auch zur Kooperationsfahigkeit der verschiedenen
Wirtschaftsbereiche wie sie auf andere Weise nicht
moglich gewesen wiire.

Grofischutzgebiete bieten vielfdltige und giinstige Vo-
raussetzungen als Gestaltungsraum fiir die Entwicklung
und Erprobung eines solchen integrativen Tourismus.

Kurzes Resiimee und Ausblick

Die Erhaltung der Natur einerseits und ihre Erschlieung
fur den Besucher andererseits sind zwei Ziele, die auf den
ersten Blick nur schwer miteinander zu vereinbaren sind.
Dabei konnen die Erfahrungen in GroBschutzgebieten
—neben der Erholung — in besonderer Weise das Bewusst-
sein fiir einen schonenden und bewahrenden Umgang mit
den natiirlichen Lebensgrundlagen wecken. Sie sind ein
wichtiges Gebiet fiir alle Aktivitdten im Bereich des Um-
welterlebens und der Naturschutzbildung.

Die Perspektive einer produktiven Partnerschaft zwischen
Naturschutz und Tourismus verdankt sich auch der Ein-
sicht und der Erfahrung, dass ihre Zusammenarbeit als
Konflikt- und Kooperationspartner fiir beide positive Ef-
fekte zeitigen kann. Der Umfang der Nutzung touristi-
scher Angebote im Zusammenhang mit GroB3schutzgebie-
ten ist bereits jetzt beachtlich. Der Tourismus liefert
hierdurch einen nicht zu unterschitzenden Beitrag zur
Stiarkung des Binnentourismus in Deutschland und zur
Entwicklung endogener regionaler Potenziale.

Tourismus in GroBschutzgebieten stellt als potenziell
sozialvertragliche und umweltschonende Nutzung und
Entwicklung von Kultur und Natur in Regionen eine Al-
ternative zu flichen- und infrastrukturintensiven Freizeit-
nutzungen in Form von z. B. Freizeit- oder Ferienparks
dar. Auch wenn sich diese Effekte nicht von selbst erge-
ben und ein Interessenausgleich nur durch eine sorgfiltige
Planung, Einbeziechung aller Betroffenen und flankie-
rende Mallnahmen erreicht werden konnen, diirfte es sich
lohnen, das Modell und die Praxis eines Zusammenwir-
kens von Tourismus, Naturschutz und Regionalentwick-
lung im Kontext von Grofischutzgebieten als ein auch
6konomisch attraktives Konzept weiter auszubauen.

Die Rahmenbedingungen hierfiir sind allem Anschein
nach in der letzten Zeit giinstiger geworden, wie die im
Folgenden genannten Aktivitdten und Initiativen verdeut-
lichen.

Europiische Charta fiir nachhaltigen Tourismus
in Schutzgebieten

Die seit Juli 1998 vorliegende ,,Européische Charta fiir
nachhaltigen Tourismus in Schutzgebieten™ besitzt den
Charakter eines EU-weiten Giitesiegels. In ihre Entwick-
lung waren u. a. Vertreter von europdischen Natur- und
Nationalparken, der Tourismuswirtschaft und unabhén-
gige Experten eingebunden. Ziel der Charta ist die nach-
haltige Entwicklung des Tourismus in Schutzgebieten.
Die Charta ist stiarker prozess- als ergebnisorientiert. Ne-
ben der Akzeptanz der Prinzipien nachhaltiger Tourismus-
entwicklung ist die Unterzeichnung der Charta durch ein
Schutzgebiet an Voraussetzungen gebunden:

— Durchfiihrung einer umfassenden Bestandsaufnahme
anhand vorgegebener Kriterien,

— Entwicklung einer Fiinfjahres-Strategie zur Forderung
des nachhaltigen Tourismus,

— Erarbeitung eines Fiinfjahres-MaBnahmenplans zur
Erreichung der gesteckten Ziele.

Unverzichtbares Mittel zur Erfiillung der Charta-Voraus-
setzungen ist die Einbeziehung aller relevanten Entschei-
dungstriager und interessierter Biirger aus der Region in
den Prozess (,,Runder Tisch®). Die Beteiligung an der
Charta kann zahlreiche Vorteile fiir die Region bieten:

— Beitrag zur Umsetzung der Agenda 21,
— Starkung der Position der Schutzgebiete,

— Forderung der Kooperation in der Region,
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— klarere Positionierung am Tourismusmarkt,
— bevorzugter Erhalt von Férdermitteln der EU.

Fiir die momentan ca. 90 deutschen Naturparke (etwa
24 % Anteil an der Gesamtflache Deutschlands) kann die
Charta wichtige Anstoe liefern. Um die Relevanz der Eu-
ropdischen Charta fiir die deutschen Naturparke zu er-
mitteln, hat der Verband Deutscher Naturparke ein Mo-
dellprojekt initiiert. Als Pilotparke wurden 2000 die
Naturparke Frankenwald, Steinhuder Meer und 2001 die
Insel Usedom ausgewihlt. Die Projektférderung erfolgt
iiberwiegend aus Mitteln des Bundesamtes fiir Natur-
schutz.

Alpenkonvention

Die Alpenkonvention ist ein Rahmeniibereinkommen zur
Gewihrleistung des Schutzes und einer dauerhaften um-
weltgerechten Entwicklung im Alpenraum. Sie wurde
1991 auf der Zweiten Alpenkonferenz in Salzburg von
Osterreich, Frankreich, Deutschland, Italien, Liechten-
stein, der Schweiz und der EU unterzeichnet (Slowenien
1993). Die Konvention trat am 6. Marz 1995 in Kraft.
Ziel der Konvention ist eine nachhaltige Entwicklung der
Alpen unter Beriicksichtigung der Interessen aller Alpen-
Staaten.

In Protokollen sollen die einzelnen Themenfelder des
Rahmenvertrages konkretisiert werden. Bis heute wurden
folgende Protokolle formuliert: Naturschutz und Land-
schaftspflege, Tourismus, Berglandwirtschaft, Raumpla-
nung, Bergwald, Bodenschutz, Energie und Verkehr. Die
Themenfelder Bevolkerung und Kultur, Luftreinhaltung,
Wasserhaushalt und Abfallwirtschaft wurden noch nicht
in Protokollen konkretisiert. Die Protokolle wurden bis-
lang nur teilweise unterzeichnet, ratifiziert wurde bisher
noch kein einziges. Allerdings ist der Ratifizierungspro-
zess in einigen Alpenstaaten, darunter Deutschland, in
Gang (Stand: 12. Juni 2002; http://www.cipra.de/alpen-
konvention).

Der integrative, ganzheitliche Ansatz der Alpenkonven-
tion ist nicht nur ein Konzept sektoraler Umweltpolitik,
sondern soll die nachhaltige Entwicklung des gesamten
Alpenbogens in allen Bereichen sicherstellen. Bei einer
konsequenten Umsetzung wire dies der erste volker-
rechtlich verbindliche Vertrag, der eine nachhaltige Ent-
wicklung fiir einen vollstdndigen europdischen Natur-
und Kulturraum regelt.

Biodiversititskonvention

Die Entwicklung globaler Richtlinien zu Biodiversitét
und Tourismus im Rahmen der Konvention iiber die bio-
logische Vielfalt (CBD) hat vor allem die Tourismusent-
wicklung in sensiblen Okosystemen und in Regionen von
besonderer Bedeutung fiir die biologische Vielfalt im
Blickfeld. Die internationalen Diskussionen zu diesem
Thema und die hieraus entwickelten Handlungsansétze
gehen wesentlich von Deutschland aus, seitdem die deut-
sche Delegation auf der Zweiten Vertragsstaatenkonfe-
renz 1995 in einem Hintergrundpapier anregte, die CBD
als zentrales Instrument fiir die Erarbeitung internatio-
naler Regeln fiir einen nachhaltigen Tourismus zu nutzen.

In diversen Workshops (zuletzt 2001 in Santo Domingo)
werden zurzeit entsprechende Richtlinien erarbeitet.

Das internationale Jahr des Oko-Tourismus

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat
gemeinsam mit der World Tourism Organization (WTO)
das Jahr 2002 zum Internationalen Jahr des Oko-Touris-
mus (IYE) ausgerufen. WTO und das Umweltprogramm
UNEP der UN wurden mit der Koordination beauftragt.
Ziel ist es, eine grofere Aufmerksamkeit fiir den Erhalt
des kulturellen und natiirlichen Erbes in dkologisch emp-
findlichen und wertvollen Gebieten zu schaffen. Gleich-
zeitig sollen Methoden, die einer nachhaltigen Entwick-
lung zutrdglich sind und entsprechende Erfahrungen
hieraus weitergegeben und die Kooperation aller am Pro-
zess Beteiligten, staatlicher wie nicht staatlicher Organi-
sationen, gefordert werden. Die WTO fiihrt eine grofle
Bandbreite an (Vorbereitungs-)Aktivititen fiir das IYE
durch, die auf der Basis der Erfahrungen in den einzelnen
Regionen die internationale Zusammenarbeit in diesem
Bereich fordern (sollen).

Die Auftaktveranstaltung der WTO fiir das IYE fand im
Rahmen des ,,12. Reisepavillons® im Januar 2002 in
Hannover statt. Diese inzwischen grofle Messe- und In-
formationsveranstaltung hat sich im Laufe der letzten
Jahre iiber bundesdeutsche Grenzen hinaus zu einem Fo-
rum fiir nachhaltigen Tourismus entwickelt. Der thema-
tische Schwerpunkt der diesjdhrigen Veranstaltung lag
dabei auf ,,Ecolabels und insbesondere ,, Tourismus in
GroBschutzgebieten®. Das BfN forderte einige Veranstal-
tungen, ebenso wie das BMU. Das Ministerium sicht im
internationalen Jahr des Oko-Tourismus die Chance, die
Sensibilitit fiir die Auswirkungen des Tourismus und die
Akzeptanz fiir Maflnahmen zur Schaffung umweltgerech-
ter Rahmenbedingungen zu erhdhen. Veranstaltungsho-
hepunkt des IYE 2002 soll ein ,,Welt-Oko-Tourismus-
Gipfel* im Mai im kanadischen Quebec sein.

Umweltdachmarke Viabono

Auf nationaler Ebene soll mit der 2001/2002 erfolgten
Einfiihrung des Umweltmarkenzeichens ,,Viabono* (lat.:
guter Weg) umweltfreundliches Reisen attraktiver ge-
macht und eine stirkere Umweltorientierung der Anbieter
und Konsumenten im Tourismussektor erreicht werden.

Das Markenkonzept Viabono soll (anders als klassische
Giitesiegel) den touristischen Konsumenten stirker durch
Qualitdt, Komfort und Erlebnis von Angeboten iiberzeu-
gen. Es soll ferner vermitteln, dass umweltorientiertes
und naturvertrégliches Reisen ein Mehr an Genuss und
Urlaubsfreude bringen kann und nicht mit Verzicht ver-
bunden ist. Viabono soll fiir die Erfiillung anspruchsvol-
ler Umweltkriterien stehen, MaBstdbe fiir die gesamte
Tourismusbranche setzen und fiir umweltorientierte An-
gebote eine stidrkere Nachfrage schaffen. Aus der Sicht
der Reisenden soll das Label Viabono nicht nur fiir Qua-
lititen wie saubere Luft und sauberes Wasser, sondern
auch fir umweltgerechte Faktoren wie 0Okologische
Anreise, okologische Gebédude oder gesunde Erndhrung
vor Ort stehen.
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Rund 20 Umwelt-, Verbraucher- und Tourismusverbdnde
sind an der Viabono-Dachmarke beteiligt (Stand Ende
2001). Kriterienkataloge fiir die Bereiche Tourismuskom-
munen, Beherbergung/Gastronomie und Grofischutzge-
biete liegen inzwischen vor, fiir Campingplitze, Ferien-
wohnungen und Privatzimmer sollen sie in Kiirze
abgeschlossen werden. Die Kriterien umfassen u. a. die
Bereiche Abfall, Energie, Larm, Mobilitdt, Natur und
Landschaft, regionale Wirtschaftskreislaufe sowie Um-
weltmanagement.

Zu den Partnern der Dachmarke gehéren neben dem
BMWi, dem Bundesverband der Deutschen Touris-
muswirtschaft, dem Deutschen Hotel- und Gaststit-
tenverband, dem Bundesverband mittelstindischer Reise-
unternehmen u. a. auch der ADAC, der Deutsche Natur-
schutzring und der Okologische Tourismus in Europa e.V.
Finanziert wird das neue Giitesiegel-Projekt durch eine
Anschubfinanzierung aus dem Bundeshaushalt in Hohe
von 500 000 DM sowie durch eine Lizenzgebiihr, die von
den einzelnen Anbietern zu entrichten ist.

Aktivititen und Planungen bei DTV und DZT

Mit dem Ziel, auf Basis von Marktanalysen Standards und
Empfehlungen fiir touristische Angebote und Pauschalen
aus deutschen Nationalparken zu entwickeln, veranstal-
tete der DTV als Projekttrdger in Zusammenarbeit mit
dem Projektforderer BMWi und mit Unterstiitzung durch
EUROPARC Deutschland und die DZT seit dem Friih-
sommer 2001 mehrere Projekt-Workshops mit zahlrei-
chen Akteuren aus Nationalparkverwaltungen, Touris-
musorganisationen und Reiseveranstaltern.

Im Ergebnis wurden insbesondere Alleinstellungsmerk-
male der deutschen Nationalparke und der Aufbau einer
Dachmarke bzw. die Schaffung einer Plattform fiir die

bundesweite Vermarktung von Nationalpark-Angeboten
als notwendig erachtet. Es wurden Empfehlungen fiir die
Entwicklung von Nationalpark-Pauschalangeboten erar-
beitet. Diese sollen sowohl den Tourismusverbanden und
Reiseveranstaltern als auch dem Management der Natio-
nalparke als Leitfaden dienen, um vorhandene bzw.
zukiinftige Nationalpark-Angebote qualitativer und ef-
fizienter zu gestalten. Nationalparkspezifische Angebote,
die festgelegten spezifischen Standards entsprechen
— hierzu gehort insbesondere auch die Beriicksichtigung
der Kriterien der Umweltdachmarke Viabono —, erhalten
bspw. ab sofort die Moglichkeit, iiber die Internetseiten
der Deutschen Zentrale fiir Tourismus und die 14 Aus-
landsvertretungen sowie 14 Vertriebsagenturen der DZT
weltweit kostenlos vermarktet zu werden.

Klar nachvollzichbare und transparente Standards fiir
buchbare Angebote ermoglichen weitergehende Marke-
tingaktivititen, wie z. B. die Aufnahme in die Kataloge
von Reiseveranstaltern. Alle grofen Reiseveranstalter
haben ein deutliches Interesse an Qualititsstandards ga-
rantierenden Nationalpark-Angeboten gezeigt.

Auf mehreren Grof3veranstaltungen — insbesondere auch
im Rahmen internationaler Foren des IYE 2002 — wurden
durch DTV, DZT, DSFT sowie EUROPARC Deutschland
die zwischenzeitlich entwickelten Angebote deutscher
Nationalparke vorgestellt.

Die nichsten Jahre werden zeigen miissen, ob die mit den
0. g. Aktivitdten und Initiativen verbundenen und ange-
strebten Gestaltungsmomente hinsichtlich der doppelten
Zielsetzung eines dkologisch und zugleich sozial vertrig-
lichen Tourismus greifen: sowohl den Natur- und Um-
weltschutz in den ausgewiesenen Grof3schutzgebieten zu
sichern als auch eine nachhaltige regionale Wertschop-
fung durch eine angepasste touristische Nutzung zu er-
moglichen.

VI. Handlungs- und Forschungsbedarf — einige exemplarische Themen

1. Grundsatzfragen

Ziele

Nationalparken, Biosphérenreservaten und Naturparken
ist ihre hohe Bedeutung fiir den Naturschutz aber auch
fiir den Tourismus gemeinsam; gemeinsam ist diesen
drei Schutzgebietskategorien ferner, dass nur umwelt-
schonende und naturvertragliche, mit den Schutzzielen
konforme touristische Nutzungen zu ermdglichen sind.
Einrichtungen des Massentourismus sowie flachen- und
infrastrukturintensive Freizeitnutzungen lassen sich in der
Regel nicht mit den Zielen dieser GroBschutzgebiete
vereinbaren (Diepolder/Feige 2000, S. 38).

Diesbeziiglich stellt sich in der Diskussion iiber ,,Konflikt-
16sungsansitze* in deutschen Grof3schutzgebieten grund-

satzlich die Frage nach der priméren Rolle der deutschen
Nationalparke, der Biosphdrenreservate sowie der Natur-
parke und ihrer zukiinftigen Aufgaben. Auch ist die
zukiinftige Rolle von GroBschutzgebieten bei der natio-
nalen Umsetzung des Leitbildes einer dauerhaft umwelt-
gerechten Entwicklung noch zu unbestimmt. Doch erst
wenn Stellenwert und Funktion dieser Schutzgebicte
im Spannungsfeld verschiedener Zielsetzungen (Natur-
schutz, Instrument zur nachhaltigen regionalen Entwick-
lung, Erholungsgebiet fiir Ballungsraume, Modellregion
u. a. m.) definiert sind, kdnnen die entsprechenden In-
strumente und MaBnahmen ergriffen werden. Daraus er-
gibt sich zwingend die Notwendigkeit, zum einen die je-
weiligen Ziele klar zu benennen, in ihrer Umsetzung ernst
zu nehmen, sowie ggf. Zeithorizonte flir die Erreichung
der Zielvorgaben zu benennen. Zum anderen miissen die
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Ziele und die daraus resultierenden Aufgaben in der Of-
fentlichkeit sowie in Politik und Wirtschaft kommuniziert
werden.

Da zwischen den drei Schutzgebietskategorien gravie-
rende Unterschiede in der Aufgabenprioritit bestehen,
miissen die touristischen Angebote entsprechend deutlich
heterogen sein. Alle beteiligten Akteure (Touristiker, Pla-
ner, Politiker) sollten sich dariiber im Klaren sein, ,,wo-
riiber” gesprochen wird und die Schutz- und Nutzungs-
ziele der jeweiligen Schutzgebiete in ihr jeweiliges
Vermarktungs- und Planungskonzept aufnehmen. Erst
dann ist eine konstruktive, innovative und nachhaltige
touristische Entwicklung von Schutzgebietsregionen mog-
lich (Diepolder/Feige 2000, S. 38 f.).

In diesem Diskussionszusammenhang befinden sich nach
Ansicht mancher Autoren insbesondere die deutschen Na-
tionalparke in ihrer Heterogenitét an einem Scheideweg:
Sie miissen ,,Farbe bekennen®, ob eher reiner Naturschutz
(ohne Ressourcennutzung) oder eher Kulturlandschafts-
schutz im Vordergrund stehen soll. So entsprechen bspw.
im Moment nur zwei (Bayerischer Wald und Berchtes-
gaden) von 13 deutschen Nationalparken der so genann-
ten Kategorie II nach IUCN-Definition fiir Schutzgebiete,
also der offiziellen Kategorie ,,Nationalparke®. In den
ibrigen Parken ist auf mehr als 25 % der Flachen Land-
nutzung (Land- und Forstwirtschaft, Jagen, Fischen) zu-
gelassen. Damit entsprechen sie nicht den eigentlichen
Kategorien und Zielen eines Nationalparks, sondern eher
Biosphérenreservaten (Diepolder/Feige 2000; Pongratz
1999).

Mit diesem Hinweis soll keinesfalls die grole Bedeutung
der in den letzten Jahren neu eingerichteten Biosphéren-
reservate fiir den Kulturlandschaftsschutz in Abrede gestellt
werden. Vielmehr ist hierdurch eine schon seit langem ge-
stellte aber immer noch nicht beantwortete Frage beriihrt, ob
in Deutschland in der konsequenten Ausweisung und ein-
deutigen Bezeichnung der Parke an sich — Nationalpark vs.
Biosphérenreservat vs. Naturpark — die Schwerpunkte ge-
setzt werden sollten, oder besser in der Ausweisung von
gentigend groBen Zonen fiir die verschiedenen Nutzungs-
anspriiche bzw. Schutzanforderungen in den jeweiligen
Schutzgebietskategorien, bei prinzipieller Etablierung grof3-
flachiger Biotopverbundsysteme (Einen Ansatz kdnnte
bspw. das Konzept ,,Parcs for Life* von der [IUCN [1994
und 1997] mit einer Zonierung der Gebiete nach den [UCN-
Kategorien I bis VI bieten).

Will man den Nationalparken in Deutschland zu einer
Qualitat verhelfen, die ihrer eigentlichen Bedeutung und
Zielsetzung tatsdchlich angepasst ist — und zugleich den
internationalen IUCN-Richtlinien fiir die Kategorie Na-
tionalparke entsprechen — bedarf es dringend entspre-
chender Rahmenbedingungen. Insbesondere sollte der
Schutzzweck dann so definiert werden, dass er dem dy-
namischen Verhalten von Okosystemen gerecht wird und
auch in dem Sinne, dass vornehmlich der mdglichst un-
gestorte Ablauf der Naturvorgiinge ohne Einschrankun-
gen gesichert ist (die Novellierung des BNatSchG hat
diesbeziiglich wohl keine ausreichende Klarheit ge-
bracht). Dies wiirde dann allerdings Ressourcennutzun-

gen und sehr kleinrdumige Zonierungen — wie bisher
geschehen — absolut ausschlieen (miissen).

Leitbilder

So wie die naturschutzfachlichen Leitlinien fiir deutsche
Schutzgebiete zumeist vage gehalten sind (bspw. feh-
len konkrete Hinweise auf touristische Belange), so wird
auch Tourismus als Teilziel bislang weder in einem
Leitbildentwurf fiir Nationalparke der Foderation
EUROPARC Deutschland noch im Leitbild fiir Bio-
spharenreservate der AGBR explizit erwédhnt (Diepolder/
Feige 2000, S. 69). Es besteht diesbeziiglich jedoch fiir
die iiberwiegende Mehrzahl des Managements von Grof3-
schutzgebieten groer Bedarfan Orientierung und hieraus
resultierender Handlungsbedarf: Es miissten die nationa-
len und regionalen Leitbilder fiir Groschutzgebiete kon-
kreter formuliert und zudem die relevanten Aussagen
internationaler und nationaler Naturschutzabkommen
aufgegriffen werden.

Aus den internationalen naturschutzfachlichen Arten- und
Lebensraumabkommen ergeben sich i. d. R. eindeutige
Konsequenzen fiir Nutzungen bzw. Aktivitdten speziell in
GrofBschutzgebieten, insbesondere auch solche mit Be-
deutung fiir den Tourismus. Inwieweit jedoch bei der Er-
stellung der jeweiligen nationalen Schutzgebietsgesetze
bzw. Verordnungen fiir die jeweiligen GSG in Deutsch-
land entsprechende Hinweise beachtet und aufgenommen
wurden, und welche Konsequenzen das Schutzgebiets-
management ggf. aus diesen Zusammenhingen abgeleitet
hat bzw. ableiten misste, ist liberwiegend nicht bekannt.
Ob und in welcher Form wiederum die relevanten Inhalte
internationaler Abkommen bei einer Leitbilderstellung
iiberhaupt beriicksichtigt und in der Offentlichkeit kom-
muniziert werden, ist ebenfalls nicht bekannt. Hier be-
steht dringender grundsatzlicher Handlungs- und For-
schungsbedarf.

Die jeweiligen regionalen Gegebenheiten der Lebens-
rdume (Kiiste, Flachland, Gebirge etc., Nutzungsinten-
sitdt: intensive oder extensive Landbewirtschaftung etc.)
und differierenden Aufgaben- und Zielvorstellungen in
Nationalparken, Naturparken und Biosphérenreservaten
miissen sich zudem auch in entsprechenden spezifischen
regionalen Leitbildern widerspiegeln. Dabei sollten ins-
besondere auch die Leitbilder, die von Touristikern
und/oder Verwaltungen der Region auf kommunaler oder
Bezirksebene entwickelt wurden, beriicksichtigt werden.
Prinzipiell sollten die Naturschutzleitbilder fiir GroB3-
schutzgebiete — was den Punkt ,, Tourismus* betriftt — ge-
nerell in Absprache und Zusammenarbeit mit Tourismus-
fachleuten erarbeitet werden.

Um einen ,,Informationspool* fiir die in der Praxis arbei-
tenden Fachleute zu schaffen und auch um Vergleichs-
moglichkeiten und Anregungen fiir deutsche Grof3schutz-
gebiete zu erhalten, konnte auch die Auswertung von
Erfahrungen im Ausland hilfreich sein. Die ,,Praktiker*
vor Ort konnen sich dann an nachahmenswerten Leit-
bildvorschldgen fiir Grofischutzgebiete orientieren, die-
se auf ihre regionalen und schutzgebietsspezifischen
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Besonderheiten tibertragen und entsprechend modifizie-
ren. Dies konnte ganz erhebliche Vorteile fiir die spezifi-
zierte Nutzung der jeweiligen touristischen Potenziale
haben (Diepolder/Feige 2000, S. 67).

Forschung zu nachhaltigem Tourismus

Tourismus (zumal nachhaltiger bzw. integrativer Touris-
mus) als Querschnittsmaterie miisste in einer speziellen
interdisziplindren Tourismusforschung seinen Nieder-
schlag finden. Die Tourismusforschung wird aber immer
noch vom Verstdndnis des Tourismus als Wirtschaftssek-
tor dominiert, klassische Naturschutzforschung ist zum
groflen Teil eine auf biologische Forschung eindimensio-
nal ausgerichtete Naturwissenschaft. Die modernen For-
schungsaufgaben zielen dagegen auf eine Anndherung
beider Perspektiven unter gleichwertiger Einbeziehung
von (empirisch fundierter und gesellschaftspolitisch di-
mensionierter) Sozialforschung. Hier sind Fortschritte er-
kennbar, dennoch bleibt die Mehrzahl der Forschungs-
fragen eher konservativ.

Fiir Schutzgebiete und ihren regionalen Kontext drangen
sich neue Forschungsfelder und -fragen geradezu auf:
touristische Leitbilder, Besucherlenkung, touristische
Wertschopfung im Rahmen nachhaltiger Regionalent-
wicklungsstrategien, Abbau intra- und interregionaler
Ungleichheiten etc. Fragen wie diese erhalten auch durch
die geographische Lage an einer EU-Léndergrenze mit
einem anschlieBenden Schutzgebiet in anderen Léndern
(z. B. Osteuropas) neue Dimensionen. Ihre Beantwortung
konnte helfen, Strategien fiir ,,Naturschutz und Touris-
mus* gerade im Zuge der Osterweiterung der Europa-
ischen Union zu entwickeln.

Leitbilder und Konzepte eines nachhaltigen Tourismus in
GrofBischutzgebieten sowie Praxisbeispiele partnerschaft-
licher Kooperationen von Naturschutz und Tourismus
sind in aktuellen Forschungsarbeiten und Publikationen
noch nicht angemessen beriicksichtigt. Auch die Analyse
und Bewertung der Umsetzung theoretischer Zielsetzun-
gen in praktische Mafinahmen der Schutzgebietsentwick-
lung ldsst zu wiinschen {ibrig. So ist auffillig, dass ein
groBer Teil der Literatur Einzelerfahrungen und diese
relativ oberfldchlich beschreibt. Seit Jahren werden im-
mer die gleichen Beispiele als Modell vorgestellt. Was
fehlt, sind (vergleichende) Analysen der spezifischen
Erfolgsvoraussetzungen bestimmter Projekte, die es er-
moglichen wiirden, die Ubertragbarkeit der Erfahrungen
in andere Zusammenhidnge abzuschitzen (Schleicher-
Tappeser/Doberschiitz 2000, S. 8).

Erforderlich scheint auch iibergreifend die intensive Be-
schiftigung mit dem Programm und der Praxis einer
nachhaltigen Regionalentwicklung, die sich anheischig
macht, von eingefahrenen Konzepten mit enger sektora-
ler Ausrichtung Abschied zu nehmen und an deren Stelle
ein ganzheitliches Entwicklungskonzept zu setzen. Die
Fachdisziplinen miissten sich — soll dieses Konzept
praxisrelevant werden — hier 6ffnen und im Sinne von In-
ter- und Transdisziplinaritit einerseits sowie der Praxis-
orientierung andererseits titig werden, um der Raum- und

Entwicklungsplanung fundierte Hilfestellung leisten zu
konnen. Die Tourismusforschung ist hier in besonderem
Male gefragt.

Natur-/Umweltbildung in Grof3schutzgebieten

In den Bereich Umwelt/Naturschutzpadagogik, und zwar
sowohl im Rahmen der Bildungsarbeit vor Ort in den
Grofischutzgebieten — hier vor allem in den Nationalpar-
ken — als auch in der (allgemeinen) schulischen und
auBerschulischen Bildungsarbeit ist Bewegung geraten.
In jiingerer Zeit wird Bildung vermehrt im Blick auf das
Ziel begriffen, neben dem Erwerb von Wissen und Kom-
petenzen die Befdhigung zur Kommunikation, zur Ko-
operation, zum kreativen Denken sowie zur Arbeit in ver-
schiedenen soziokulturellen Umfeldern zu ermdglichen.
Es gilt, diese Aspekte bei der Integration von Umwelt-
bzw. Naturschutzthemen in das schulische und auBer-
schulische Bildungssystem zu beriicksichtigen.

Die Inhalte der Natur(schutz)bildung sollten sich zum ei-
nen mehr an den aktuellen Entwicklungen und neuen
Schwerpunktsetzungen im Naturschutz (u. a. Integration
von Schutz und Nutzung im Rahmen einer nachhaltigen
Regionalentwicklung) orientieren. Zum anderen zeigen
zahlreiche neuere wissenschaftliche Studien, dass Lern-
erfolge umso groBer und dauerhafter sind, je praxisndher
sowie handlungs- und zielgruppenorientierter die Bil-
dungsinhalte aufbereitet und vermittelt werden. Moderne
Naturpadagogik und Umweltbildung hitte darauf zu ach-
ten, dass nicht nur ein Mehr an Wissen angestrebt wird,
sondern in gleicher Weise auch die Werte- und Normen-
bildung sowie die Forderung von Wahrnehmungs-, Be-
wertungs- und Handlungskompetenzen Beriicksichtigung
findet (vgl. Kruse-Graumann 1997).

Trotz bestehender Defizite sind in den vergangenen Jah-
ren aber auch vielféltige positive Entwicklungen zu ver-
zeichnen: die Zunahme qualitativ hochwertiger Informa-
tions- und Bildungszentren, die personelle Ausstattung in
der Naturschutz- und Umweltbildung sowie die inhalt-
liche Erweiterung der Bildungsangebote in den Natur-
und Umweltzentren (Erdmann 2000, S. 233). Von we-
sentlicher Bedeutung ist jedoch, dass die Bildungsange-
bote nicht (wie bisher) auf Nationalparke beschrankt
bleiben, sondern gerade auch vom Management der
Naturparke und Biosphérenreservate als wesentliche Ziel-
stellung begriffen und praktisch umgesetzt werden.

Einen Beitrag dazu, die o.g. neueren Naturschutz-
schwerpunkte fiir die Bildungs- und Vermittlungsarbeit
vor Ort stirker fruchtbar zu machen, konnte eine entspre-
chende Sichtung und Aufbereitung der relevanten Inhalte
und Konzepte der modernen Naturschutzpidagogik und
Umweltbildung liefern. Eine entsprechende Untersuchung
sollte Vorschldge erarbeiten, wie das dort bereits vorlie-
gende Wissen fiir die Zwecke der Schutzgebiete genutzt
werden konnte, wie also Natur- und Umweltthemen fiir die
padagogische Arbeit vor Ort — z. B. in den Infozentren —
inhaltlich ausgestaltet und in entsprechende Bildungsan-
gebote integriert werden konnten.

In diesem Zusammenhang kann auch auf die Aktivititen
des ,,Bundesweiten Arbeitskreises der staatlich getra-
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genen Bildungsstitten im Natur- und Umweltschutz*
(BANU) verwiesen werden. BANU hat (2000) unter dem
Motto ,,Natur- und Umweltbildung fiir das 21. Jahrhun-
dert” praxis- und zukunftsorientierte Leitlinien u. a. fiir
die Integration von Natur(schutz)themen in die Aktivité-
ten auBerschulischer Bildungseinrichtungen entwickelt.

Kooperationen zwischen Grofischutzgebieten
und Tourismuswirtschaft — eine ,,Dachmarke
GrofBischutzgebiete*

Deutschland als touristische Destination hat mit seinen
Grofischutzgebieten hochst attraktive Ziele, die aber von
den Reiseveranstaltern noch viel zu wenig wahrgenom-
men und genutzt werden. Eine Schliisselfrage fiir die Zu-
kunft des Tourismus in GroBschutzgebieten wird deshalb
die nach gemeinsamen Strategien von GSG und der Tou-
rismuswirtschaft sein. Dazu miissten die Vorstellungen
von GroBschutzgebieten und Tourismusunternehmen zu-
sammengefiihrt werden. Hierauf aufbauend konnte in Zu-
sammenarbeit mit den jeweiligen Schutzgebietsverwal-
tungen, weiteren regionalen Tourismusakteuren und der
Tourismuswirtschaft attraktive touristische Produktlinien
definiert werden, die bei den Reiseveranstaltern im Paket
gebucht werden konnen. Tourismusindustrie und Schutz-
gebietsregionen konnten dabei beide gewinnen:

— Die Reiseveranstalter erweitern ihr Sortiment um at-
traktive Angebote, die als Sympathietrdger ins Marke-
tingkonzept der Unternehmen integriert werden kénnen.

— Das Tourismusmanagement der Schutzgebiete und de-
ren Regionen kooperieren mit professionellen Part-
nern, die an 6kologischen und konomischen Erfol-
gen interessiert sind (Diepolder/Feige 2000, S. 333).

Diepolder/Feige (2000) haben als Ziel den Aufbau einer
,Dachmarke* GrofBschutzgebiete mit den Untermarken
Nationalparke, Biosphirenreservate, Naturparke for-
muliert.

Der DTV hat mit seinem vom Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Technologie unterstiitzten Projekt wert-
volle Arbeit fiir eine verbesserte Zusammenarbeit zwi-
schen Nationalpark und Tourismuswirtschaft geleistet.
Mit der von der Firma Futour mit zahlreichen Beteiligten
erarbeiteten Uberlegungen zu einer ,,Angebotsgruppe
,Deutsche Nationalparke‘“ liegen erste tragfdahige Ergeb-
nisse vor. Diese schaffen verbesserte Voraussetzungen fiir
die Entwicklung attraktiver und buchbarer (in das Marke-
ting der DZT integrierter) Angebote fiir Reiseveranstalter.
Wichtig wire, dass die damit eingeleiteten Bemiihungen
nicht abbrechen und auch auf die beiden potenziellen Pro-
duktlinien Naturparke und Biosphérenreservate ausge-
dehnt werden.

2. Praxisorientierte Forschungsfragen

Forderméglichkeiten, Forderpraxis

Es gibt keine Forderprogramme, die speziell auf die For-
derung von Kooperationen zwischen Tourismus und
Grofischutzgebieten ausgelegt sind. Dennoch gibt es eine

Vielzahl von Forderprogrammen der EU, des Bundes und
der Lander mit Relevanz fiir Groschutzgebiete und dabei
auch fiir den Tourismus. Die Gesamtheit dieser Forder-
moglichkeiten ist z. T. uniibersichtlich, und die Verfah-
rensabldufe sind nicht transparent und deshalb kom-
pliziert. Zugleich werden integrierte und integrative
Ansitze durch die Kleinteiligkeit der Forderausrich-
tung zersplittert und deren Umsetzung oft erschwert
(Baumgartner/Hlavac 2000, S. 57). Somit ist eine erfolg-
reiche und optimale Nutzung nur durch Spezialisten oder
eingearbeitetes und geschultes Personal moglich. Verwal-
tungen, die schlecht informiert sind, nutzen keine Forder-
mittel oder sind bei der Antragstellung nicht erfolgreich.
Das grofie Angebot an Fordermitteln wird — so ist zu ver-
muten — so nicht optimal ausgeschopft.

Da fiir die Situation des Tourismus in Schutzgebieten For-
dermalnahmen eine zentrale Rolle spielen, wire fiir die
Zustindigen in GroBschutzgebieten eine Ubersicht aller
Forderinstrumente und -moglichkeiten sicherlich hilf-
reich, um sich im Dschungel der Foérdermdglichkeiten
besser orientieren zu konnen. Neben dieser praxisorien-
tierten Maflnahme sollten Analysen des ,,Forderdschun-
gels“ und der Praxis von Antrdgen und Forderung ins
Auge gefasst werden (Diepolder/Feige 2000, S. 188 ff.):

— Untersuchenswert wiren die Griinde dafiir, dass die
Fordermittel von Grof3schutzgebieten zu wenig abge-
schopft werden. Ist z. B. nur zu wenig Information
vorhanden, fehlt es an Transparenz oder mangelt es in
Verwaltungen am Interesse neue Projekte zu initiie-
ren? Welche Fordermittel wurden seit der Griindung
des jeweiligen Schutzgebietes genutzt? Gibt es Unter-
schiede bei der Nutzung von Fdrdermoglichkeiten
zwischen den GrofBschutzgebietstypen — und welches
sind die Griinde? Hieraus kdnnten Aussagen iiber kon-
krete Schritte zur Verbesserung der Situation abgelei-
tet werden.

— Sinnvoll wére bei einer Analyse der EU-Forderung
eine Befragung der Vertretungen der Bundeslander so-
wie der zustdndigen Beratungsbiiros in Briissel: Wel-
che Projekte sind bei der Antragstellung erfolgreich?
Aus welchen Griinden sind andere nicht erfolgreich?
Aus den Ergebnissen einer entsprechenden Studie
konnen konkrete, praxisorientierte Informationen und
Empfehlungen fiir die Beschaffung von Férdergeldern
formuliert werden.

— SchlieBlich fehlen wissenschaftlich abgesicherte Ana-
lysen der erzielten Effekte des Fordersystems sowie
ein Vergleich zwischen direkt tourismuszielgerichte-
ten Forderungen und den regionsbezogenen kom-
plexen Fordermdglichkeiten. Eine Evaluation der
Forderprogramme sollte ins Auge gefasst werden.

— Erstrebenswert wire eine fundierte Priiffung der Frage,
ob die regionalbezogene querschnittsorientierte For-
derpraxis der EU auch in nationalstaatlichen Forder-
richtlinien der Mitgliedslidnder eine sinnvolle Entspre-
chung finden kann, die dann zu verstérkten positiven
Effekten in Schutzgebieten fithren konnte.
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Soziookonomie von Grofischutzgebieten

Diskussionen tiber Wert und Wertschopfung eines Grol3-
schutzgebietes werden oft in der Entstehungsphase ge-
fiihrt. Kosten-Nutzen-Analysen dienen dabei haufig als
Mittel zur Erh6hung der lokalen Akzeptanz. Thr Ansatz ist
oftmals zu eng; umfassende Wertschopfungsstudien, die
mehrere Wirtschaftsbereiche — wie Land- und Forstwirt-
schaft oder Handwerk und Gewerbe sowie Tourismus —
und andere Schutzgebietskategorien einbeziehen, fehlen
noch. Das mag auch daran liegen, dass in der Regel be-
lastbare Grundlagendaten, z. B. zu Besucherzahlen oder
Investitionen fehlen.

Grundsitzlich stellen solche Analysen fiir die beteiligten
Disziplinen eine interessante Herausforderung dar. Gro3-
schutzgebiete sind keine konventionellen Marktgiiter son-
dern Umweltgiiter und als solche sehr viel schwieriger zu
bewerten. Sie weisen zwar auch materielle Qualitédten auf,
ihre Wertschopfung liegt aber auch in immateriellen Ei-
genschaften begriindet. Diese konnen dkonomisch nicht
anhand von Marktpreisen bewertet werden. Dieser Um-
stand erschwert auch — bei Entscheidungstragern vor Ort
ebenso wie in der 6ffentlichen Wahrnehmung — die Be-
antwortung der Frage, wie viel GroB3schutzgebiete eigent-
lich ,,wert® sind und ob sich bei ithnen Kosten und Nutzen
in einem verniinftigen Verhéltnis befinden.

Als ein Beitrag, die Wertschitzung von Grof3schutzgebie-
ten zu verbessern und sowohl die Kosten als auch die po-
sitiven Wohlfahrtseffekte ihrer Ausweisung und Erhal-
tung zu verdeutlichen, sollte deshalb die Forschung in
diesem Bereich methodisch weiter verbessert und empi-
risch auf eine breite Basis gestellt werden.

Mit verschiedenen Methoden sollten ausgewihlte Grof3-
schutzgebiete einer umfassenden Bewertung unterzogen
werden. Mit regionalen Fallbeispielen konnten v. a. kon-
krete Einschdtzungen wirtschaftlicher Effekte erbracht
werden. Dies betrifft bspw. die regionalen Arbeitsmarkt-
effekte — eine vergleichende Analyse der quantitativen
und qualitativen Arbeitsplatzeffekte wire sicherlich hilf-
reich. SchlieBlich sind von groem Interesse die Effekte,
die durch den Tourismus entstehen und zur regionalwirt-
schaftlichen Entwicklung beitragen. Hier gibt es sicher-
lich nach wie vor grolen Forschungsbedarf.

Touristen als Zielgruppe

Die Zielgruppen fiir einen Besuch von Grof3schutzgebie-
ten —sei es als Urlauber, sei es als Tagestourist — sind weit-
gehend unbestimmt. Zwar weill man aus den zahlreichen
Untersuchungen und Quellen zu den allgemeinen Reise-
motiven und den Urlaubertypen, dass es hier zahlreiche
Beziige zwischen vorhandenen Motiven und dem touris-
tischen Angebot in GroBschutzgebieten gibt. Fiir eine
zielgruppenorientierte Strategie ist das allerdings zu we-
nig. Auch Einzelbefragungen in einzelnen Gebieten mo-
gen ad hoc niitzlich sein, fiir iibergreifende Fragestellun-
gen geben sie wahrscheinlich kein geeignetes Fundament
ab. Gleiches gilt fiir die Gestaltung der Angebotsseite. Die
Eignung der einzelnen Schutzgebietstypen und der jewei-
ligen Gebiete mit ihrer unterschiedlichen Angebotsstruk-
tur miisste deshalb noch besser analytisch erschlossen
werden.

— Prinzipiell fehlt es zurzeit an ausreichender Grund-
lagenforschung zu touristischen Trends mit Relevanz
fiir einzelne Schutzgebietskategorien sowie an Markt-
und Trendanalysen zum Thema (Baumgartner/Hlavac
2000, S. 72; Schleicher-Tappeser/Doberschiitz 2000).
Die Reisemotive, die fiir Gro3schutzgebiete einschla-
gig sein kdnnten, sollten einer intensiven Erforschung
unterzogen werden, um verbesserte zielgruppenorien-
tierte Gespréache zu ermdglichen.

— Die Frage, welche Bedeutung Grof3schutzgebiete fiir
Touristen haben, wurde im Auftrag des WWF bereits
in einer von drei Studien im Rahmen einer Verdffent-
lichung zum Thema ,,Die Bedeutung von National-
parken fiir den Tourismus® behandelt (WWF 1999).
Das Gutachten konzentriert sich dabei auf National-
parke in Deutschland. Eine Bearbeitung der Fra-
gestellung fiir Naturparke und Biosphérenreservate
sowie die Ausdehnung der Recherche auf weitere Lan-
der wére sinnvoll. Eine solche international verglei-
chende Analyse der Kenntnisse, Erwartungen und In-
teressen der Touristen beziiglich Naturparken und
Biosphédrenreservaten konnte hier vermutlich interes-
sante praxisrelevante Einsichten liefern.

— Wie in Kapitel III gezeigt, ist der Tourismus fiir GroB3-
schutzgebiete quantitativ durchaus relevant. Deshalb
sollten durch vertiefende Studien — z. B. anhand ver-
schiedener Variablen und mithilfe einer Clusterana-
lyse — weitere Erkenntnisse fiir eine tourismusspezifi-
sche Typisierung von GSG (und entsprechenden
zielgruppenspezifischen Strategien) gewonnen wer-
den. Da es starke Unterschiede zwischen den ein-
zelnen GSG gibt, denen man Rechnung tragen
miisste, liegt hier eine durchaus lohnenswerte Auf-
gabe (Diepolder/Feige 2000, S. 210).

Infozentren als ,,Flaggschiffe«

Informationszentren sind heute die Flaggschiffe vieler
GroBschutzgebiete, die sich vielfach von bildungsorien-
tierten Lernorten zu Erlebniszentren fiir Natur und Natur-
schutz entwickelt haben. Als Attraktion innerhalb des
touristischen Angebots in GroBschutzgebieten und als Be-
standteil der Allwetterinfrastruktur spielen sie zukiinftig
wahrscheinlich eine strategische Rolle nicht nur fiir ein-
zelne Grof3schutzgebiete: Sie konnten iibergreifend im
Rahmen einer regionalen oder gar nationalen Strategie als
attraktive Bestandteile vermarktet werden (DTV 2001,
S. 187).

— Bisher fehlt ein vollstindiger Uberblick iiber die An-
zahl, GroBe, Ausstattung und Qualitit der Informa-
tionszentren. Thre Zielsetzungen, ein ausgewiesenes
Aufgabengebiet, Fragen ihrer Organisationsform und
der erforderlichen Qualitétskriterien bediirfen deshalb
genauerer Analysen.

— Viele Zentren werden noch nicht im Rahmen eines
betriebswirtschaftlich orientierten Managements be-
trieben. Oft herrschen kameralistische Ansétze vor.
Ahnlich wie z. B. bei Hotel-, Gaststitten-, Camping-
betrieben, Ferien- und Freizeitparks konnte ein Be-
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triecbsvergleich fiir Investoren, Mittelgeber und
Betreiber solide Planungs- und Betriebskennziffern
(z. B. zu Flachenbedarf und Einrichtungskosten) fiir
derartige Einrichtungen ermitteln, sowie neuen Zen-
tren geeignete Daten an die Hand geben (Diepolder/
Feige 2000, S. 239).

— Wenig Wissen liegt zur Frage der Akzeptanz der Zen-
tren bei den Besuchern vor. Deshalb wéren besucher-
orientierte Evaluationen sinnvoll, die u. a. eine Ein-
schitzung der Zahlungsbereitschaft der Besucher
ermoglichen. Vor dem Hintergrund, neue Geldquellen
zu erschlieflen, besteht Bedarf, das Thema ,,Eintritts- | —
gelder fiir Infozentren®, insbesondere aus der Per-
spektive der Besucher, ndher zu analysieren. Entspre-
chende Erkenntnisse wiren hilfreich fiir eine kiinftige
erfolgreiche Planung. Dabei konnten auch Uberlegun-
gen entwickelt werden, ob weiterhin Angebote kos-
tenfrei sein sollten oder nicht zumindest kostenneu-
trale Modelle entwickelt werden konnten (DTV 2001,
S. 184).

GSG-Verwaltungen (im Vergleich)

Uber die Kompetenzen und Zustindigkeiten der Grof-
schutzgebietsverwaltungen — vor allem der Naturparke —
in Planungsprozessen liegen relativ wenig Informationen
vor. Zudem ist nicht klar, welche Form der Zusténdigkeit
und der Mitwirkung die effizienteste ist.

— Notwendig scheint grundsitzlich eine Analyse und
Weiterentwicklung der zur Verfligung stehenden pla-
nerischen Instrumente einer nachhaltigen Tourismus-
entwicklung in Grofischutzgebieten unter besonderer
Beriicksichtigung der Umlandregion, insbesondere in
(moglichen) grenziiberschreitenden Schutzgebieten
an den AuBengrenzen Deutschlands (bzw. der EU)
auch im Hinblick auf die Osterweiterung der Europa-
ischen Union. Eine Studie konnte — im Vergleich der
unterschiedlichen Schutzgebietsstufen — aufarbeiten,

wie die Zustandigkeiten ausgestaltet sind. Diese Be-
standsaufnahme solle als Basis fiir die Priifung der
Frage dienen, welche Form der Einbindung dabei am
besten geeignet ist, die Schutzgebietsaufgaben und
eine nachhaltige touristische Entwicklung in der Fla-
che umsetzen zu kénnen. Hierbei sollte auch erhoben
werden, inwieweit sich die einzelnen Schutzgebiets-
verwaltungen in der Lage sehen, mit den bestehenden
Planungsinstrumenten umzugehen. Eventuell ergibt
sich daraus eine Prazisierung des Handlungsbedarfs
(Diepolder/Feige 2000, S. 332 f.).

Gegenstand einer weiteren Studie konnte die Analyse
des Selbstverstidndnisses und der Zielorientierung der
unterschiedlichen GSG sein: Welche Strategien ver-
folgen sie gegeniiber den relevanten Interessensgrup-
pen? Mit welchen Instrumenten versuchen sie, den he-
terogenen Interessenslagen und Zielgruppen gerecht
zu werden? Welche organisatorischen Strukturen die-
nen diesem Ziel? Wie werden Touristen eingeschétzt,
eher als Storfaktor oder eher als Ansprechpartner und
Verbiindete? Eine weitere Forschungsaufgabe wire
eine vergleichende Analyse von Institutionen, Instru-
menten und Verfahren kooperativer und partizipativer
Planungsprozesse.

Aufgrund des bisherigen Forschungsstandes zur Zah-
lungsbereitschaft der Bevolkerung fir Umwelt und
umweltbezogene Dienstleistungen sowie von Besu-
chern von GroBschutzgebieten, kann man grundsétz-
lich positive Einstellungen ableiten, fiir eine intakte
Natur sowie fiir Naturerlebnisangebote einen gewis-
sen finanziellen Beitrag zu entrichten. Um diese Zah-
lungsbereitschaft abzuschdpfen, werden bestimmte
Instrumente wie Naturtaxen, Gebiihren oder Spenden
diskutiert. Als Forschungsbedarf lassen sich verglei-
chende Untersuchungen zu Modellprojekten und Fall-
beispielen festhalten. Sie sollten Aufschluss geben,
mit welchen Mitteln hier am besten gearbeitet werden
kann.



Drucksache 14/9952

— 86 —

Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

Literatur

1. In Auftrag gegebene Gutachten

BAUER, B., FRANZ, S., PFEIFFER, W. (2000): Trends
der touristischen Nachfrage in ihrer Relevanz fiir den
Tourismus in Natur- und Nationalparken. Wolfen

BAUMGARTNER, C., HLAVAC, C. (2000): Die Veran-
kerung des Tourismus in GroBschutzgebieten Osterreichs
und der Ostalpen. IITF — Institut fiir Integrativen Touris-
mus & Freizeitforschung. Wien

DIEPOLDER, U., FEIGE, M. (2000): Die Entwicklung
des Tourismus in GroBschutzgebieten. Bestehende Rah-
menbedingungen, Folgen, Chancen, Gestaltungsmoglich-
keiten und Konflikte. Biiro fiir Landschaftsdkologie.
Hohenau

FONTANARI, M. L., HALLERBACH, B., JOB, H.,
OTTO, T. (2000): Einbindung des Tourismus in Grof3-
schutzgebieten in Frankreich, GroBbritannien sowie den
Benelux-Staaten. ETI — Europdisches Tourismus Institut
GmbH an der Universitdt Trier. Trier

SCHLEICHER-TAPPESER, R., DOBERSCHUTZ, B.
(2000): Materialsammlung Tourismus in GroBschutzge-
bieten (Literaturdatenbank Naturschutz und Tourismus).
Freiburg

WULFF, J., PETERMANN, C. (2000): Naturschutz und
Tourismus. Auswertung beispielhafter Projekte. BTE —
Tourismusmanagement, Regionalentwicklung (ehem.
Biiro fiir Tourismus und Erholungsplanung). Berlin

2. Weitere Literatur

ADAM, B. (1998): Der Wettbewerb ,,Regionen der Zu-
kunft®. In: UVP-report 12, S. 172-175

AGBR (Standige Arbeitsgruppe der Biosphérenreservate
in Deutschland) (Hg.) (1995): Biosphédrenreservate in
Deutschland — Leitlinien fiir Schutz, Pflege und Entwick-
lung. Berlin u. a.

ARNOLD, M., PAULUSSEN, S., SCHMIDT, R. (1995):
Deutsche Nationalparke im Urteil von Besuchern und
Einheimischen. In: Nationalpark 86 (1), S. 26-29

BANU (Bundesweiter Arbeitskreis der staatlich getra-
genen Bildungsstitten im Natur- und Umweltschutz)
(Hg.) (2000): Natur- und Umweltbildung fiir das 21. Jahr-
hundert. Manuskript. Leipzig

BAUMGARTNER, C., ROHRER, C. (1998): Nachhal-
tigkeit im Tourismus. Umsetzungsperspektiven auf regio-
naler Ebene. Wien

BECKER, C., JOB, H., WITZEL, A. (1996): Tourismus
und nachhaltige Entwicklung, Grundlagen und praktische
Ansitze fiir den mitteleuropdischen Raum. Darmstadt

BEN (Bundesamt fiir Naturschutz) (Hg.) (1997): Erhal-
tung der biologischen Vielfalt. Wissenschaftliche Analyse
deutscher Beitrage. Bonn

BFN (Bundesamt fiir Naturschutz) (Hg.) (1998a): Zur ge-
sellschaftlichen Akzeptanz von NaturschutzmafBnahmen.
Materialband. Bonn

BEN (Bundesamt fiir Naturschutz) (Hg.) (1999): Daten
zur Natur 1999. Bonn

BIEBELRIETHER, H., DIEPOLDER, U., WIMMER, B.
(1997): Studie iiber bestehende und potenzielle National-
parke in Deutschland. In: BfN (Hg.): Angewandte Land-
schaftsokologie, Heft 10. Bonn

BMU (Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit) (1993): Naturparke als Instrument von
Naturschutz und Landschaftspflege. Berlin

BMU (Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit) (1994): Bundeswettbewerb deutscher
Naturparke. Vorbildliche Schutz- und Pflegemafinahme
zur Erhaltung historischer Kulturlandschaften in Natur-
parken. Berlin

BTW (Bundesverband der deutschen Tourismuswirt-
schaft) et al. (1997): Umwelterkldrung der Spitzenver-
binde und -organisatoren des deutschen Tourismus. Bonn

BUNDESREGIERUNG (2000): Raumordnungsbericht
2000 (Bundestagsdrucksache 14/3363)

DIEPOLDER, U. (1997): Zustand der deutschen Natio-
nalparke im Hinblick auf die Anforderungen der IUCN.
Dissertation an der TU Miinchen. Weihenstephan

DIEPOLDER, U., HABER, W. (1997): Nationalparke im
Defizit. In: Garten und Landschaft, S. 13-17

DIETRICH, M. (1995): Variabilitit von Lebenszyklen
und Metapopulationsstrukturen — Uberlebensstrategien
von Arten in einer dynamischen Umwelt. In: Laufene Se-
minarbeitrdge, Heft 3, S. 9-15

DTV (2001): Touristische Angebotsgruppe ,,Deutsche Na-
tionalparke®, Endbericht. Neue Fachreihe, Heft 23. Bonn

DVL (Deutscher Verband fiir Landschaftspflege) (1997):
Landschaftspflegeverbdande — ein Biindnis fiir die Natur.
Informationen zur Griindung und Arbeitsweise von Land-
schaftspflegeverbinden. Ansbach

DVL (Deutscher Verband fiir Landschaftspflege) (1999):
Aktionsleitfaden fiir Regionalinitiativen. In: Schriften-
reihe Landschaft als Lebensraum, Heft 3. Ansbach

ERDMANN, K.-H. (2000): Naturschutz in Deutschland.
Perspektiven, Ausblick und Entwicklungschancen. In: Erd-
mann, K.-H., Mager, Th.: Innovative Anséitze zum Schutz
der Natur. Visionen fiir die Zukunft. Berlin, S. 217-239



Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

— 87 —

Drucksache 14/9952

ERDMANN, K.-H., MAGER, TH. J. (Hg.) (2000): Inno-
vative Anséitze zum Schutz der Natur. Visionen fiir die Zu-

kunft. Berlin

ERDMANN, K.-H., SPANDAU, L. (Hg.) (1997): Natur-
schutz in Deutschland. Strategien, Losungen, Perspekti-
ven. Stuttgart

EUROPAISCHE KOMMISSION (1996): Bericht der
Kommission iiber die Umsetzung des Programms der Eu-
ropdischen Gemeinschaft fiir Umweltpolitik und MaB-
nahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und umweltge-
rechte Entwicklung, KOM (95) 624 endg. Briissel

FEIGE, M. (1998): Marketing, eine Aufgabe fiir National-
parke? Vortrag fiir den Workshop ,,Marketing flir Natio-
nalparke*, Schneverdingen 21./22. Juli 1998

FISCHER, W., GENENNING, B., HEITKAMP, B. (1995):
Konflikt- und Kooperationsraum Biosphérenreservate.
Berichte des Forschungszentrums Jilich, Heft 3139.
Jilich

FORSYTH, T. (1996): Sustainable Tourism. Moving
from Theory to Practice — A Report prepared by Tourism
Concern published by WWF-UK. Surrey

GWMC (GWMC Wirtschaftsforschung GmbH) (1995):
Ergebnisse der Besucherbefragung in den deutschen Na-
tionalparken. Passau

HAEDRICH, G, KASPAR, C. KLEMM, K.
KREILKAMP, E. (Hg.) (1998): Tourismus-Management.
Berlin

HAMMER, Th. (2001): Biosphérenreservate und regionale
(Natur-)Parke — Neue Konzepte fiir die nachhaltige Regio-
nal- und Kulturlandschaftsentwicklung? In: Gaia 10 (4),
S. 279-285

HAMPICKE, U. (1991): Der Preis einer vielféltigen Kul-
turlandschaft. In: Konaold, W. (Hg.): Naturlandschaft —
Kulturlandschaft. Die Verdnderung der Landschaft nach
der Nutzbarmachung durch den Menschen, S. 45-76.
Landsberg/Lech

HESSELMANN, G. (1998): Verbinde in der Tourismus-
wirtschaft. In: Haedrich et al. Berlin

HOPFENBECK, W., ZIMMER, P. (1993): Umweltorien-
tiertes Tourismusmanagement. Strategien, Checklisten,
Fallstudien. Landsberg/Lech

ITUCN (International Union For Conservation Of Nature
And Natural Resources) (Hg.) (1994): Richtlinien fiir
Management-Kategorien von Schutzgebieten. National-
parkkommission mit Unterstiitzung des WCMC, TUCN,
Gland, Schweiz und Cambridge, GroBbritannien,
FONAD, Grafenau, Deutschland, Grafenau

KAETHER, J. (1994a): Perspektiven der Regionalent-
wicklung in den ldndlichen peripheren Regionen im
Norden Brandenburgs. Berlin

KAETHER, J. (1994b): GroBschutzgebiete als Instru-
mente der Regionalentwicklung. Arbeitsmaterial der Aka-
demie fiir Raumforschung und Landesplanung. Hannover

KASTENHOLZ, H. G, ERDMANN, K.-H., WOLFF, M.
(Hg.) (1996): Nachhaltige Entwicklung. Zukunftschancen
fiir Mensch und Umwelt. Berlin, Heidelberg u. a.

KLEIN, N. (1996): Grof3schutzgebiete und regionalwirt-
schaftliche Entwicklung. Ansatzpunkte zur Minimierung
regionalpolitischer Konflikte. Forschungsberichte des
Niedersédchsischen Instituts fiir Wirtschaftsforschung
Nr. 21. Hannover

KNAPP, H.-D., MEUSEL, F. (1992): Qualititen aus dem
Osten. In: Nationalpark, Heft 76, S. 14—17

KONAOLD, W. (Hg.) (1991): Naturlandschaft — Kultur-
landschaft. Die Verdnderung der Landschaft nach der
Nutzbarmachung durch den Menschen. Landsberg/Lech

KRUSE-GRAUMANN, L. (1997): Naturschutz und Um-
weltbildung. In: Erdmann, K.-H., Spandau, L. (Hg): Natur-
schutz in Deutschland. Strategien, Losungen, Perspek-
tiven. Stuttgart, S. 241-261

MEYER-ENGELKE, E.,SCHUBERT, H., HEUWINKEL,
D. (1998): Beispiele nachhaltiger Regionalentwicklung.
Empfehlungen fiir den landlichen Raum. Stuttgart

MULLER, H.R. (1998): Nachhaltiges Tourismus-
Management. In: Landschaftsentwicklung und Umwelt-
forschung: Landschaft — Tourismus — Planung. Festschrift
fiir Prof. Dr. H. Scharpf, TU-Berlin, S. 149—154. Berlin

MULLER, H. R., FLUGEL, M. (1999): Tourismus und
Okologie. Wechselwirkungen und Handlungsfelder. Ber-
ner Studien zu Freizeit und Tourismus 37. Bern

OECD (Organization for Economic Co-operation and
Development) (1996): Tourism Policy and International
Tourism in OECD Countries. Paris

PAESLER, R. (1996): Regionalwirtschaftliche Auswir-
kungen der Ausweisung von GroB3schutzgebieten aus der
Sicht des Tourismus. In: GroBschutzgebiete — Okonomi-
sche und politische Aspekte. Schriftenreihe der Forstwirt-
schaftlichen Fakultdt der Universitit Miinchen und der
Bayerischen Landesanstalt fiir Wald und Forstwirtschaft.
Freising

PAULUSSEN, S., SCHMIDT, R. (1996): Gute Noten fiir
Deutsche Nationalparke. In: Nationalpark 91 (2), S. 36-39

PETERMANN, TH. (1998): Folgen des Tourismus. Band 1:
Gesellschaftliche, 6kologische und technische Dimen-
sionen. Studien des Biiros fiir Technikfolgen-Abschét-
zung beim Deutschen Bundestag. Berlin

PETERMANN, TH. (1999): Folgen des Tourismus. Band 2:
Tourismuspolitik im Zeitalter der Globalisierung. Studien
des Biiros fiir Technikfolgen-Abschédtzung beim Deut-
schen Bundestag. Berlin

PETERS, U., SAUERBORN, K., SPEHL, H., TISCHER,
M., WITZE, A. (1996): Nachhaltige Regionalentwick-
lung — ein neues Leitbild fiir eine verdnderte Struktur- und
Regionalpolitik. Eine exemplarische Untersuchung an
zwei Handlungsfeldern der Region Trier. Trier



Drucksache 14/9952

_88—

Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

PONGRATZ, E. (1999): Nationalparke auf dem Scheide-
weg? http://www.europarc-deutschland.de/magazin/
magazin2.htm

ROMMEL, K. (2000): Analyse umweltokonomischer
Wohlfahrtseffekte von Grof3schutzgebieten. Die Wertschét-
zung fiir das Biosphirenreservat Schorfheide-Chorin. In:
Z£U 2/2000, S. 273-290

ROTH, P. (1992): Umweltvertriaglicher Tourismus: Von
der Forderung zur Realisierung. In: Roth, Schrand (Hg.):
Touristik Marketing. Miinchen

ROTH, P., SCHRAND, (Hg.) (1992): Touristik Marke-
ting. Miinchen

SCHARPF, H. (1997): Regionale und kommunale Touris-
musentwicklung unter dem Gesichtspunkt der Nachhal-
tigkeit. In: K6hn, J. (Hg.): Tourismus und Umwelt, S. 17-28

SCHERZINGER, W. (1990): Das Dynamik-Konzept im
flaichenhaften Naturschutz. Zieldiskussion am Beispiel
der Naturpark-Idee. In: Natur und Landschaft, Heft 6,
S. 292-298

SCHEURER, TH., KUPFER, 1. (1997): Was konnen
Schutzgebiete im Alpenraum zur regionalwirtschaftlichen
Entwicklung beitragen? In: Revue de Géographie Alpine
85(2), S. 113-130

SCHWEPPE-KRAFT, B. (2000): Von der Okotechnik
zum Naturschutz durch nachhaltige Nutzung. Zur Ent-
wicklung von Zielen und Philosophien in den Erprobungs-
und Entwicklungsprojekten des Bundes. In: Erdmann,
K.-H., Mager, Th. (Hg.): Innovative Ansdtze zum Schutz
der Natur. Visionen fiir die Zukunft. Berlin, S. 189-198

STRUNZ, H. (1993): Uber Sinn und Unsinn von Zonie-
rungen in Nationalparken. In: Nationalpark 82 (2),
S.20-25

TAB (Biiro fiir Technikfolgen-Abschidtzung beim
Deutschen Bundestag) (2001): Kooperationsformen von
Naturschutz und regionalem Tourismus — Projekt-
beispiele. TAB-Hintergrundpapier Nr. 5. Berlin

WTTC (World Travel & Tourism Council), WTO
(World Trade Organisation), Earth Council (1995):
Agenda 21 for the Travel and Tourism Industry —
Towards Environmentally Sustainable Development.
0.0.

WWF Deutschland (1999): Die Bedeutung von National-
parken fiir den Tourismus. Frankfurt a. M.

VDN (Verband Deutscher Naturparke e.V.) (Hg.)
(2001): Die deutschen Naturparke. Bundeswettbewerb
der Naturparke 2000. Fachtagung EUREGIA 2000.
Bispingen

ZUNDEL, R. (1996): Untersuchungen in deutschen
Nationalparks und Biosphérenreservaten. In: Raumfor-
schung und Raumordnung, Heft 6, S. 442449

ZUNDEL, R. (1997): Strukturen, Zielsetzungen und
Restriktionen deutscher GroBschutzgebiete (National-
parke und Biosphidrenreservate). In: Grof3schutzgebiete:
Chancen und Konflikte im Rahmen einer integrierten
Regionalentwicklung. Arbeitsmaterial der Akademie fiir
Raumforschung und Landesplanung, Heft 239, S. 7-37



Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode -89 - Drucksache 14/9952

Anhang
Seite

1. Tabellenverzeichnis
Tabelle 1: Gebietsschutz in Deutschland ... ....................... 12
Tabelle 2: Charakteristika und Ziele von NLP, NRP und BR im

Vergleich .. .. ... . 14
Tabelle 3: Anzahl und Flache der GroB3schutzgebiete in Deutschland . . . 19
Tabelle 4: Besucheraufkommen in ausgewahlten Naturparken ........ 22
Tabelle 5: Die Urlaubsmotive und -erwartungen der Deutschen

(in % der Bevolkerung) ........... ... .. ... .. ... 24
Tabelle 6: Abschétzung der moglichen Entwicklung der Urlaubsreisen

biszum Jahr 2010 ....... ... .. .. 25
Tabelle 7: Erweiterte Besucherbetreuung in Nationalparken .......... 28
Tabelle 8: Informationszentren und -stellen in Nationalparken ........ 29
Tabelle 9: Mittelausstattung nach Zielen (in Preisen von 1999) .. ...... 36
Tabelle 10: Nutzungsformen in Nationalparken und ihre

Belastungsintensitat .................... ..., 42
Tabelle 11: Umweltfolgen von Freizeitaktivititen in GSG (Auswahl) . . .. 46
Tabelle 12: ,»Traditioneller” und ,,integrierter Ansatz im Naturschutz . .. 49
Tabelle 13: TUCN-Kategorien fiir Schutzgebiete und Managementziele . . . 55
Tabelle 14: MaBnahmenbeispiele fiir eine umweltschonende

Leistungsgestaltung . ........ ... ... ... .. .. .. 73
Tabelle 15: Handlungsinstrumente der kommunalen

Fremdenverkehrspolitik und -planung . .................. 73
Tabelle 16: MaBnahmen zur Nachhaltigkeit auf der kommunalen/

regionalen Ebene .......... ... ... .. . il 75
2. Abbildungsverzeichnis
Abbildung 1:  Vereinfachte tourismusbezogene Typisierung deutscher

Nationalparkregionen ............ ... ... ... ... ...... 21
Abbildung 2:  Vereinfachte tourismusbezogene Typisierung ausgewéhlter

Naturparke ... ... ... 23
Abbildung 3:  Ein strategisch ausgerichtetes Portfolio deutscher

Nationalparke .......... .. .. .. i 27
Abbildung 4:  Aufbau des SOM im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches

Wattenmeer . .......... .. .. ... 32
Abbildung 5:  Mittelaufteilung auf die Gemeinschaftsinitiativen

2000 bis 2006 in Mio. EUR ........ ... . ... ... ..... 37
Abbildung 6:  Spannungsfeld GroB3schutzgebiete ...................... 40
Abbildung 7:  Relative Konfliktintensitdten in Biosphdrenreservaten ... ... 42

Abbildung 8:  Relative Belastung einzelner Umweltbereiche in
Biosphérenreservaten . .................oiiiiiiiaon.. 43



Drucksache 14/9952 -90— Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

Seite
Abbildung 9:  Differenzierung der Besucherlenkungssysteme ............ 54
Abbildung 10: Typische Ziele und Mainahmen im Bereich Naturschutz . . .. 58
Abbildung 11: Typische Ziele und Maflnahmen im Bereich Landwirtschaft . . . 59
Abbildung 12: Typische Ziele und Mainahmen im Bereich Tourismus . .. .. 60
Abbildung 13: Zielsystem fiir einen nachhaltigen Tourismus ............. 66
Abbildung 14: Nachhaltigkeit auf regionaler Ebene: ,,Generelle Ziele* ... .. 71

3. Internetverzeichnis

ALPENFORUM: http://www.alpenforum.org

BAYERISCHE AKADEMIE FUR NATURSCHUTZ UND LANDSCHAFTSPFLEGE:
http://www.anl.de

BIOSPHARENRESERVATE: http://www.unesco.org/mab

BUNDESAMT FUR BAUWESEN UND RAUMORDNUNG: Regionen der Zukunft:
http://www.zukunftsregionen.de

BUNDESAMT FUR NATURSCHUTZ (2000): Schutzgebiete in Deutschland:
http://www.bfn.de/daten/natur_d.htm

BUNDESREGIERUNG: http://www.bundesregierung.de
CIPRA-INTERNATIONAL.: http://www.cipra.org

DEUTSCHE BUNDESSTIFTUNG UMWELT (o. J.): Projektdatenbank:
http://dbuprj.umweltschutz.de

DEUTSCHER VERBAND FUR LANDSCHAFTSPFLEGE (DVL), Netzwerk der
Regionalinitiativen (REGINET) (1998): Verzeichnis der Regionalinitiativen: http:/www.
reginet.de

ECOTRANS (0. J.): eco-tips. http://eco-tip.org/index3.php3
EUROPAISCHE UNION: http://www.europa.eu.int

EUROPAISCHE UNION: http://www.gemeinschaftsinitiative.de
EUROPARC: http://www.europarc.org
FORSCHUNGSGEMEINSCHAFT URLAUB UND REISEN: http://www.fur.de
GRUNE LIGA: http://www.grueneliga.de/projet/nre/start.htm

TUCN: http://www.iucn.org/

NATIONALPARK HOHE TAUERN: http://www.npht.sbg.ac.at
NATURFREUNDE INTERNATIONAL: http://www.nfi.at/nfi-de.html
NATURFREUNDE OSTERREICH: http://www.naturfreunde.at

PRO NATURA SCHWEIZ: http://pronatura.ch/

REGINET: http:// www.reginet.de

UMWELTBUNDESAMT: http://www.umweltbundesamt.de
UMWELTDATENKATALOG OSTERREICH: http://www.udk.bmu.gv.at
UMWELTMINISTERIUM DEUTSCHLAND: http://www.bmu.de
UMWELTMINISTERIUM OSTERREICH: http://www.bmu.gv.at
UNESCO: http://www.unesco.org

WCMC: http:// www.weme.org.uk

ZADI: http://www.server.zadi.de/leader2/startframe.htm



Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode -91 - Drucksache 14/9952

4. Abkiirzungsverzeichnis

AGBR Arbeitsgruppe der Biosphérenreservate in Deutschland

ANU Arbeitsgemeinschaft Natur und Umweltbildung

ARL Akademie fiir Raumforschung und Landesplanung

BFANL Bundesforschungsanstalt fiir Naturschutz und Landschaftsékologie

BfN Bundesamt fiir Naturschutz

BGBI Bundesgesetzblatt

BMELF Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

BMU Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

BMWi Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz

BR Biosphérenreservat(e)

BTE Biiro fiir Tourismus und Erholungsplanung

BTW Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft

BUND Bund fiir Umwelt und Naturschutz

CBD Convention on Biodiversity

CIPRA Commission Internationale pour la Protection des Alpes,
Internationale Alpenschutzkommission

CSD Commission on Sustainable Development

DAV Deutscher Alpenverein

DGU Deutsche Gesellschaft fiir Umwelterziehung

DNR Deutscher Naturschutzring

DRL Deutscher Rat fiir Landespflege

DSFT Deutsches Seminar fiir Tourismus

DTV Deutscher Tourismusverband e. V.

DVL Deutscher Verband fiir Landschaftspflege e.V.

DWIF Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut fiir Fremdenverkehr

DZT Deutsche Zentrale fiir Tourismus

ETI Europdisches Tourismus-Institut GmbH

EU Europdische Union

EUR Euro

EURES Institut fiir regionale Studien in Europa

FFH Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie der EG

FONAD Foderation der Natur- und Nationalparke Europas

FuR Forschungsgemeinschaft Urlaub und Reisen

GATS General Agreement on Trade in Services

GSG GroBschutzgebiet(e)

GTzZ Deutsche Gesellschaft fiir technische Zusammenarbeit

i.d.R. in der Regel

ITF Institut fiir Integrativen Tourismus und Freizeitforschung



Drucksache 14/9952 -92— Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode

TUCN International Union for Conservation of Nature and Natural
Resources, The World Conservation Union

KMU Kleine und Mittelstdndische Unternehmen

LAGS Landesanstalt fiir GroBschutzgebiete (Brandenburg)

LANA Lénderarbeitsgemeinschaft fiir Naturschutz, Landschaftspflege
und Erholung

LSG Landschaftsschutzgebiet

MAB Man and the Biosphere

NABU Naturschutzbund Deutschland

NGO Non Governmental Organization

NLP Nationalpark(e)

NLPV Nationalparkverwaltung

NPA Nationalparkamt

NRP Naturpark(e)

NSG Naturschutzgebiet

NWR Naturwaldreservat

0.0. ohne Ortsangabe

OPNV Offentlicher Personennahverkehr

TAB Biiro fiir Technikfolgen-Abschitzung beim Deutschen Bundestag

UBA Umweltbundesamt

UNEP United Nations Environmental Programme

UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural

VDN Verband Deutscher Naturparke e.V.

WCMC World Conservation Monitoring Centre

WTO hier: World Tourism Organization

(WTO World Trade Organization)

WTTC World Travel & Tourism Council

WWF World Wide Fund For Nature












Druck: MuK. Medien- und Kommunikations GmbH, Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28 / 3 82 08 40, Telefax: 02 28 / 3 82 08 44
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort des Ausschusses
	Zusammenfassung
	I. Einleitung
	II. Großschutzgebiete
	1. Schutztypen
	2. Nationalparke, Naturparke, Biosphärenreservate
	2.1 Nationalparke
	2.2 Naturparke
	2.3 Biosphärenreservate
	2.4 Gemeinsamkeiten und Unterschiede


	III. Tourismus in Großschutzgebieten – Angebot und Nachfrage
	1. Touristisches Aufkommen
	2. Großschutzgebiete und touristisches Potenzial
	3. Großschutzgebiete als touristische Produktlinie
	3.1 Strategische Ausrichtung eines Marketings für Großschutzgebiete
	3.2 Infrastrukturelle Voraussetzungen – eine Bestandsaufnahme am Beispiel von Nationalparken
	3.3 Gestaltungsoptionen

	4. Fördermöglichkeiten für den Tourismus in Großschutzgebieten
	4.1 Förderung durch die Europäische Union
	4.2 Förderung durch den Bund
	4.3 Förderung durch die Länder
	4.4 Nutzung der Fördermöglichkeiten durch die Großschutzgebiete – erste Bestandsaufnahme


	IV. Großschutzgebiete als Konflikt- und Gestaltungsräume
	1. Nutzungskonflikte im Überblick
	2. Tourismus und Naturschutz – ein besonderes Spannungsverhältnis
	3. Naturschutz – Strategien, Instrumente, Akteure
	3.1 Ziele und Strategien
	3.2 Akteure
	3.3 Strategien der Konfliktregulierung
	3.3.1 Besucherlenkung
	3.3.2 Kooperation als integrative Strategie
	3.3.3 Kooperationen im Kontext von Schutzgebieten – ein Überblick


	4. Großschutzgebiete als regionaler Faktor

	V. Nachhaltiger Tourismus – Beiträge zur Regionalentwicklung
	1. Tourismus und Nachhaltigkeit
	2. Regionalentwicklung und Nachhaltigkeit
	3. Tourismus als Element nachhaltiger Regionalentwicklung
	4. Schlussfolgerungen

	VI. Handlungs- und Forschungsbedarf – einige exemplarische Themen
	1. Grundsatzfragen
	2. Praxisorientierte Forschungsfragen

	Literatur
	1. In Auftrag gegebene Gutachten
	2. Weitere Literatur

	Anhang
	1. Tabellenverzeichnis
	Tabelle 1 Gebietsschutz in Deutschland
	Tabelle 2 Charakteristika und Ziele von NLP, NRP und BR im Vergleich
	Tabelle 3 Anzahl und Fläche der Großschutzgebiete in Deutschland
	Tabelle 4 Besucheraufkommen in ausgewählten Naturparken
	Tabelle 5 Die Urlaubsmotive und -erwartungen der Deutschen (in % der Bevölkerung)
	Tabelle 6 Abschätzung der möglichen Entwicklung der Urlaubsreisen bis zum Jahr 2010 
	Tabelle 7 Erweiterte Besucherbetreuung in Nationalparken
	Tabelle 8 Informationszentren und -stellen in Nationalparken
	Tabelle 9 Mittelausstattung nach Zielen (in Preisen von 1999)
	Tabelle 10 Nutzungsformen in Nationalparken und ihre Belastungsintensität
	Tabelle 11 Umweltfolgen von Freizeitaktivitäten in GSG (Auswahl)
	Tabelle 12 „Traditioneller“ und „integrierter“ Ansatz im Naturschutz
	Tabelle 13 IUCN-Kategorien für Schutzgebiete und Managementziele
	Tabelle 14 Maßnahmenbeispiele für eine umweltschonende Leistungsgestaltung
	Tabelle 15 Handlungsinstrumente der kommunalen Fremdenverkehrspolitik und -planung
	Tabelle 16 Maßnahmen zur Nachhaltigkeit auf der kommunalen/regionalen Ebene

	2. Abbildungsverzeichnis
	Abbildung 1 Vereinfachte tourismusbezogene Typisierung deutscher Nationalparkregionen
	Abbildung 2 Vereinfachte tourismusbezogene Typisierung ausgewählter Naturparke
	Abbildung 3 Ein strategisch ausgerichtetes Portfolio deutscher Nationalparke
	Abbildung 4 Aufbau des SÖM im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer
	Abbildung 5 Mittelaufteilung auf die Gemeinschaftsinitiativen 2000 bis 2006 in Mio. EUR
	Abbildung 6 Spannungsfeld Großschutzgebiete
	Abbildung 7 Relative Konfliktintensitäten in Biosphärenreservaten
	Abbildung 8 Relative Belastung einzelner Umweltbereiche in Biosphärenreservaten
	Abbildung 9 Differenzierung der Besucherlenkungssysteme
	Abbildung 10 Typische Ziele und Maßnahmen im Bereich Naturschutz
	Abbildung 11 Typische Ziele und Maßnahmen im Bereich Landwirtschaft
	Abbildung 12 Typische Ziele und Maßnahmen im Bereich Tourismus
	Abbildung 13 Zielsystem für einen nachhaltigen Tourismus
	Abbildung 14 Nachhaltigkeit auf regionaler Ebene: „Generelle Ziele“

	3. Internetverzeichnis
	4. Abkürzungsverzeichnis


